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147. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 11. Dezember 1996 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 sowie den Zu-
satzpunkt 1 auf: 

-1. Beratung des Antrags der Bundesregierung 

Deutsche Beteiligung an der von der NATO 
geplanten Operation zur weiteren militäri-
schen Absicherung des Friedensprozesses im 
früheren Jugoslawien 
- Drucksache 13/6500 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Verteidigungsausschuß 
Haushaltsausschuß 

ZP1 Beratung des Antrags der Gruppe der PDS 

Kein Einsatz der Bundeswehr im Rahmen der 
IFOR-Nachfolgemission 
- Drucksache 13/6487 (neu)  — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Verteidigungsausschuß 
Haushaltsausschuß 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Interfraktio-
nell wird Überweisung des Antrags der Bundesregie-
rung auf Drucksache 13/6500 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Der 
Entschließungsantrag der Gruppe der PDS auf 
Drucksache 13/6487 (neu) soll an dieselben Aus-
schüsse überwiesen werden. Sind Sie damit einver-
standen? - Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordungspunkt 2 auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat als Themen der heutigen 
Kabinettssitzung mitgeteilt: Gesetz zur Regelung der 
Rahmenbedingungen für Informations- und Kommu-
nikationsdienste, Gesetz zur Vereinheitlichung des 
Unterhaltsrechts minderjähriger Kinder und Bericht 
über Erfahrungen mit dem Gentechnikgesetz. Das 

Kabinett hat sich außerdem mit dem Antrag der Bun-
desregierung zur deutschen Beteiligung an der wei-
teren militärischen Absicherung des Friedensprozes-
ses im früheren Jugoslawien befaßt. 

Das Wort  für den einleitenden Be richt hat der Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie, Dr. Rüttgers. 

Herr Minister, bitte. 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Herr Prä-
sident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Das Ka-
binett hat heute den Entwurf eines Gesetzes zur Re-
gelung der Rahmenbedingungen für Informations-
und Kommunikationsdienste beschlossen. Wir sind 
damit unserem Ziel, Multimedia möglich zu machen, 
ein großes Stück nähergekommen. Das Gesetz führt 
erstmals die wichtigsten gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen für eine freie Entwicklung neuer Dienstlei-
stungen im Bereich der neuen Informations- und 
Kommunikationsdienste auf. 

Hierzu gehören: Erstens eine uneingeschränkte 
Zugangsfreiheit, zweitens eine klare Bestimmung 
der Verantwortlichkeit für Inhalte, drittens die Siche-
rung der informationellen Selbstbestimmung des 
Nutzers, viertens der effektive Schutz vor Mißbrauch 
der neuen Dienste, fünftens die Ermöglichung von 
Innovationen durch digitale Signaturen und sech-
stens die Gewährleistung des rechtlichen Schutzes 
von Datenbanken. 

Wir haben diesen Gesetzentwurf in einer intensi-
ven Diskussion mit den Bundesländern sowie mit Un-
ternehmen und Verbänden vorbereitet. Die Unter-
nehmen und Verbände haben den Entwurf der Bun-
desregierung einhellig begrüßt. Der Regierungsent-
wurf trägt den Vereinbarungen zwischen Bund und 
Ländern zur Abgrenzung von Telediensten und Me-
diendiensten Rechnung. Gemeinsam haben Bund 
und Länder am 1. Juli 1996 beschlossen, Multimedia 
in Deutschland nicht an unterschiedlichen Auffas-
sungen über Kompetenzen scheitern zu lassen. Der 
weitere Fahrplan sieht vor, daß der Regierungsent-
wurf nach Stellungnahme des Bundesrates im Parla-
ment eingebracht wird. 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Vielen Dank. 

Sie haben den Bericht gehört. Ich bitte, zunächst 
Fragen zu dem Themenbereich zu stellen, über den 
soeben berichtet worden ist. 

Bitte, Herr Kollege Tauss. 

Jörg Tauss (SPD): Herr Bundesminister, Sie spra-
chen eben davon, daß das von der Bundesregierung 
Vorgelegte einhellig begrüßt worden sei. Mich 
würde interessieren, wie der Tenor der vorgelegten 
Stellungnahmen ist; ich kenne einige andere. Ist die 
Bundesregierung bereit, diese Stellungnahmen der 
Verbände und der Firmen der Enquete-Kommission 
und dem federführenden Ausschuß auch tatsächlich 
zur Verfügung zu stellen? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Herr Kol-
lege Tauss, natürlich gibt es keine Bedenken dage-
gen, Sie auch in diesem Fall vollständig zu informie-
ren. Der Tenor der Stellungnahmen ist so, wie ich Ih-
nen gesagt hatte: Die Verbände und die Wi rtschaft 
haben den Entwurf des Informations- und Kommuni-
kationsdienstegesetzes begrüßt. Es ist normal, daß im 
Rahmen des parlamentarischen Verfahrens noch 
über Einzelheiten gesprochen werden muß. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön, 
Herr Tauss. 

Jörg Tauss (SPD): Hat nicht eine große Anzahl der 
Verbände gesagt, daß insbesondere die Regelungen 
des Teledienstgesetzes und die Bemühungen, den 
Jugendschutz diesem neuen Medium in völlig unge-
eigneter Form überzustülpen, zum Scheitern verur-
teilt sind, zu Nachteilen für den Standort Deutsch-
land führen können und den Weg in die Multimedia-
zukunft eben nicht möglich machen, sondern ver-
bauen? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Nein, das 
ist nicht so. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Tauss, 
wenn Sie wollen, können Sie gerne noch eine Frage 
stellen. - Bitte schön. 

Jörg Tauss (SPD): Mich würde interessieren, Herr 
Minister Rüttgers, wie die Bundesregierung den 
wohl bekanntesten Dienst des Inte rnet, das World 
Wide Web, bewertet. Sie sprechen nur pauschal von 
Internet. Handelt es sich bei dem in Ihrem Gesetzent-
wurf erwähnten Dienst um einen Abrufdienst für die 
Allgemeinheit im Sinne des Medienstaatsvertrags, 
oder handelt es sich um einen Teledienst? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Weder 
noch. Das hängt von den Inhalten ab, die transpor-
tiert werden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte, Herr 
Tauss. 

Jörg Tauss (SPD): Wie wollen Sie versuchen, In-
halte, die auf Servern im Ausland gespeichert sind, 
mit Regelungen, die Sie hier im Inland treffen, unter 
einen Hut zu bringen? Genau dieser Punkt war Ge-
genstand der Kritik, von der ich sprach. Fachleute 
schütteln den Kopf, wie ich zum Beispiel der „Com-
puterzeitung" entnehmen kann. 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Natürlich 
mag es sein, daß auch der eine oder andere Fach-
mann wegen nicht ausreichender Lektüre des Geset-
zes zu falschen Urteilen kommt. Tatsache ist, Herr 
Kollege Tauss, daß Sie bei neuen Angeboten, wie 
dem World Wide Web, dem Intranet oder dem Inter-
net generell zuerst einmal davon ausgehen müssen, 
daß wir in Deutschland mit unseren Gesetzen nur na-
tionale Regelungen treffen können. 

Der Bundesregierung ist bewußt, daß von jedem 
Ort dieser Welt Inhalte in die Netze eingespeist wer-
den können. Dennoch kann es nicht sein - auch nicht 
unter den Bedingungen der Informations- und Kom-
munikationsgesellschaft -, daß es einen rechtsfreien 
Raum gibt. 

Um es einmal direkt und konkret zu sagen: Die 
Auschwitz-Lüge bleibt verboten und muß in Zukunft 
verboten bleiben - unabhängig von der Frage, ob sie 
schwarz auf weiß oder mit Hilfe von Bits und Bytes 
verbreitet wird. Die Frage, ob dieses Verbot interna-
tional durchsetzbar ist, kann uns nicht davon abhal-
ten, entsprechende Regelungen für den nationalen 
Bereich zu treffen. Es gehört auch zu unserem Selbst-
verständnis von Kulturnation, daß bestimmte Inhalte 
in Deutschland verboten sind - unabhängig von der 
Frage, wie sich die Situation aus der rechtlichen 
Sicht anderer Nationen darstellt. 

Sie wissen, daß die Bundesregierung parallel zu 
den Regelungen im Rahmen einer Vielzahl von inter-
nationalen Aktivitäten darum bemüht ist, zu errei-
chen, daß Mindeststandards vor allen Dingen im 
Kreise der Industrienationen gefunden werden. Das 
ist ein schwieriger Prozeß; wir sind uns dessen be-
wußt. 

Ich will noch einmal auf den falschen Ansatz, der 
in verschiedenen Diskussionsbeiträgen geäußert 
wurde, hinweisen. Durch die neuen Informations-
und Kommunikationsdienste entsteht keine neue, 
auch keine virtuelle Welt. Es entsteht auch kein glo-
bales Dorf oder irgendein unter anderen rechtlichen 
Kriterien zu betrachtender neuer Raum, in dem ir-
gend jemand erklären kann, er sei für nichts verant-
wortlich. Die normalen Kriterien, die in jedem 
Rechtsstaat gelten, müssen vielmehr auch unter den 
neuen obwaltenden technologischen Bedingungen 
gelten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Einen Augen-
blick, Herr Kollege. Ehe ich Ihnen eine weitere Frage 
gestatte, möchte ich zunächst einmal die anderen 
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Kollegen fragen, ob sie Fragen zu den anderen ange-
botenen Berichten haben. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Nein!) 

- Wenn das nicht der Fall ist, dann können Sie, Herr 
Kollege Tauss, noch eine Frage stellen. Bitte. 

Jörg Tauss (SPD): Wir sind uns sicher einig dar-
über, daß das Internet kein rechtsfreier Raum ist. Aus 
genau dieser Tatsache ergibt sich unser Dissens, 
Herr Minister, daß es Ihrer Regelungen nicht bedarf. 

Wie beurteilt denn die Bundesregierung die auch 
von Diensteanbietern konkret geäußerten Befürch-
tungen, daß auf Grund des Teledienstegesetzes, das 
von Ihnen .vorgelegt worden ist, neue Mediendienste 
auf Grund der von Ihnen zu verantwortenden Über-
regulierung ihre Aktivitäten ins benachbarte Aus-
land, zum Beispiel nach Luxemburg oder in die 
Schweiz, verlagern - von anderen Ländern ganz zu 
schweigen? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Diese Ge-
fahr sieht die Bundesregierung nicht, weil die Rege-
lung, die wir erarbeitet haben, nicht nur angemessen 
ist, sondern einen sehr liberalen Ansatz beinhaltet. 
Es wird niemand zu irgend etwas gezwungen, was er 
nicht erfüllen kann. 

Da ich, verehrter Herr Kollege Tauss, Ihre schriftli-
che Stellungnahme, die Sie schon im Vorfeld des Ka-
binettsbeschlusses veröffentlicht haben, gelesen 
habe, glaube ich, daß Sie sich im Verlauf der Diskus-
sion werden entscheiden müssen, ob Sie weitere Re-
gelungen - etwa im Jugendschutzbereich - haben 
wollen, die härter ausfallen, als dies von seiten der 
Bundesregierung vorgesehen ist, und ob Sie gleich-
zeitig - wenn Sie dies wollen - den Vorwurf der 
Überregulierung aufrechterhalten können. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Vielen Dank, 
Herr Minister. 

Dann kommen wir zu dem freien Teil der Befra-
gung. Darf ich fragen, ob weitere Fragen an die Bun-
desregierung gerichtet werden? - Herr Kollege 
Brecht, bitte schön. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Ich möchte die Bundes-
regierung fragen, ob die heute vorbereitete Beschluß-
vorlage zum geplanten Austritt Deutschlands aus der 
UNIDO Gegenstand der Kabinettsberatungen war 
und was im einzelnen beschlossen wurde. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Wer von der 
Bundesregierung antwortet dazu? - Herr Minister 
Bohl. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Kollege, die Bundesregierung hat sich 
heute in der Tat mit der Mitgliedschaft der Bundesre-
publik Deutschland in der UN-Organisation UNIDO 
beschäftigt. Wir haben auf der einen Seite keinen Be-
schluß gefaßt, der die Mitgliedschaft unmittelbar be-

trifft, mit anderen Worten: Es ist nicht beschlossen 
worden, unsere Mitgliedschaft bis zum Ende des Mo-
nats zu kündigen, so daß die Bundesrepublik zu-
nächst über den Zeitraum, der hier in Rede steht, hin-
aus Mitglied bleibt. 

Auf der anderen Seite war die Bundesregierung 
der Auffassung, daß es angezeigt ist, zusammen mit 
unseren EU-Partnern und den G-7-Partnern die Effi-
zienz der UNIDO, aber auch anderer Unterorganisa-
tionen der UN sehr intensiv zu erörtern und zu prü-
fen. Dazu gibt es einige Detailfestlegungen, die ich 
Ihnen aber gerne noch im Laufe des Nachmittags 
schriftlich übermittle. 

Quintessenz dieser Beratung war und ist, daß wir 
innerhalb der Bundesregierung im Lichte der Er-
kenntnisse, die wir im Laufe des nächsten Jahres ge-
winnen, noch einmal intensiv prüfen wollen und 
müssen, welche Konsequenzen aus unseren Gesprä-
chen und Erfahrungen zu ziehen sind - bis hin zu der 
Frage, ob dann eine Kündigung in Frage kommt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Möchten Sie, 
Herr Brecht, eine weitere Frage stellen? - Bitte 
schön. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Minister, es gab 
eine ganze Reihe von Unterstellungen gegenüber 
der UNIDO: Sie sei zentralistisch, auf Staatsbetriebe 
orientiert und teilweise korrupt. Beziehen sich Ihre 
Aussagen, daß die UNIDO als UN-Organisation zu 
reformieren sei, auf solche Behauptungen? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich kann jetzt nicht für das geradestehen, was 
in einzelnen Publikationen gestanden hat. Unstreitig 
aber ist, daß es Ziel der Bundesregierung war und ist, 
die Effizienz der UNIDO zu steigern. Die Bemühun-
gen der Bundesregierung in der Vergangenheit ha-
ben dabei schon signifikante Schritte in die richtige 
Richtung bewirkt. Eine Senkung des Personalbestan-
des ist entweder in Aussicht genommen oder schon 
vollzogen. Ich bitte um Nachsicht, wenn ich das jetzt 
nicht präzise beantworten kann. Wir sind also auf 
dem richtigen Weg und wollen in dieser Richtung 
weiterarbeiten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön, 
Herr Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Minister, können 
Sie mir sagen, welche konkreten Beweggründe das 
Kabinett heute dazu veranlaßt haben, die ursprüngli-
che Ankündigung von Minister Spranger zu revidie-
ren? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Es gab nichts zu revidieren. Es handelte sich 
vielmehr um die Erwägung des Entwicklungshilfemi-
nisters, ob man eine solche Mitgliedschaft schon jetzt 
kündigen solle, was sich erst zum 1. Januar 1998 aus-
gewirkt hätte. Ein unmittelbar folgender Austritt 
hätte durch diese Kündigung ja nicht stattgefunden; 
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die Mitgliedschaft hätte also noch ein Jahr bestan-
den. 

Wahr ist aber, daß wir uns hier in einem gewissen 
Spannungsverhältnis befinden. Zum einen ist es 
Wunsch dieses Hohen Hauses, daß wir im Entwick-
lungshilfebereich mehr die bilateralen Projekte und 
weniger die multilateralen fördern. Wahr ist auch, 
daß wir in der Tat finanzielle Engpässe im Bereich 
der Entwicklungshilfepolitik haben. Schließlich ist 
richtig - das habe ich soeben in meiner Antwort auf 
Ihre Vorfrage erörtert -, daß die Effizienz der UNIDO 
gesteigert werden kann. 

Das waren sachliche Gesichtspunkte, die in der Tat 
zu den Überlegungen geführt haben, daß man auch 
einen Austritt in Erwägung ziehen sollte, was da-
durch verstärkt wurde, daß zum einen die Vereinig-
ten Staaten schon ausgetreten sind und zum anderen 
Großbritannien sowie Australien den Austritt entwe-
der angekündigt oder schon beschlossen haben. Ich 
bitte noch einmal um Nachsicht, daß ich diese Frage 
jetzt nicht präzise beantworten kann. 

Vor diesem Hintergrund war das in der Tat mit an-
deren außenpolitischen Gesichtspunkten abzuwä-
gen. Die Abwägung ist so ausgefallen, wie ich es Ih-
nen in der Antwort auf die Ausgangsfrage darlegen 
konnte. Ich sage noch einmal: Eine Austrittserklä-
rung ist noch immer im Bereich des Möglichen, zwar 
nicht mehr in diesem Jahr, aber wenn die Überprü-
fung und die Erfahrungen im nächsten Jahr aus Sicht 
der Bundesregierung nicht so erfolgversprechend 
sein sollten, ist das eine Möglichkeit. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Tröscher, Sie haben die nächste Frage. 

Adelheid Tröscher (SPD): Es freut uns sehr, daß die 
Bundesrepublik erst einmal in der UNIDO bleibt. Wir 
unterstützen auch Reformbemühungen für die 
UNIDO wie natürlich für die UN insgesamt. Uns hat 
sehr gestört, daß die Ankündigung des Austrittes aus 
der UNIDO überhaupt nicht in irgendein Konzept 
eingebettet war. 

Sie haben gesagt, Sie werden sich auch mit den 
G-7-Staaten darüber unterhalten, wie es mit der 
UNIDO weitergehen soll, wobei ich sicherlich davon 
ausgehen kann, daß das nicht nur die UNIDO be-
trifft. Sehen Sie eine Möglichkeit, Großbritannien 
und Australien, die ihren Austritt angekündigt ha-
ben, noch davon zu überzeugen, sich diesem Morato-
rium anzuschließen? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Das kann ich Ihnen im Moment nicht beant-
worten. Aber ich gehe davon aus, daß das Auswär-
tige Amt den heutigen Beschluß der Bundesregie-
rung unseren Partnern in geeigneter Weise zur 
Kenntnis bringt. Welche Schlußfolgerungen die be-
troffenen Staaten daraus ziehen, muß man abwarten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann kommt 
die Kollegin Dagmar Schmidt. 

Dagmar Schmidt (Meschede) (SPD): Herr Minister, 
Ihren Worten entnehme ich, daß eine Überprüfung 
der UNIDO oder anderer Organisationen der UNO 
noch nicht stattgefunden hat. Nun hat aber Minister 
Spranger am 27. November in der Haushaltsdebatte 
bereits die Bewe rtung abgegeben, die UNIDO sei 
überholt, es liege eine überkommene Struktur vor, 
und zu anderen Organisationen gebe es eine Doppel-
arbeit. Wie können Sie nun gewährleisten und ga-
rantieren, daß eine Untersuchung vorurteilsfrei und 
unbefangen tatsächlich in Richtung einer Gesamtre-
form der UNO-Organisationen geschieht? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich habe eben schon versucht, deutlich zu 
machen, daß auch die heutige Entscheidung eine 
Abwägung ist, bei der insbesondere außenpolitische 
Gesichtspunkte eine sehr große Rolle gespielt haben. 
Daß die Besorgnis, die der Bundesentwicklungshilfe-
minister geäußert hat, vorhanden ist, ist wahr. In der 
Kabinettssitzung heute ist auch deutlich geworden, 
daß der Bundesentwicklungshilfeminister mit dieser 
Besorgnis nicht alleine steht. Dennoch hat sich die 
Bundesregierung in Abwägung aller Gesichts-
punkte, die bei einer solchen Entscheidung relevant 
sind, dazu entschlossen, so zu verfahren, wie von mir 
vorgetragen. Jetzt werden wir auf diesem Wege ar-
beiten. Ich gehe davon aus, daß uns das gelingt; aber 
eine absolute Garantie wird wahrscheinlich keiner 
übernehmen können. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Jetzt kommt 
die nächste Frage von Herrn Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Minister, wird die 
Bundesregierung nach Ablauf des Morato riums in 
ihre Überlegungen auch die Tatsache mit einbezie-
hen, daß die UNIDO ohne die Mitgliedschaft 
Deutschlands vermutlich nicht überleben wird? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Das wird sicherlich eine zu berücksichti-
gende Tatsache sein. Aber ich füge hinzu: Wir wer-
den vielleicht im Juni oder Juli - ich kann mich auf 
einen bestimmten Monat nicht festlegen; ich bitte um 
Nachsicht - eine erste Diskussion über die Lage ha-
ben. Das wird auch in den Bundestagsausschüssen 
erörtert werden. Ihre Frage macht ja deutlich, daß Sie 
daran regen Anteil nehmen. Auch die Opposition 
wird sich wahrscheinlich in dieser Frage rühren und 
den Erkenntnisprozeß der Bundesregierung entspre-
chend begleiten. Dann gehe ich einmal davon aus, 
daß wir ungefähr im Oktober oder November erneut 
beraten und dann eine endgültige Entscheidung tref-
fen. So wird das wahrscheinlich in etwa laufen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann gehen 
wir zu einem anderen Bereich über. Das Wo rt  hat 
Frau von Renesse. Frau Kollegin, bitte. 

Margot von Renesse (SPD): Meine Frage bezieht 
sich auf das Kindesunterhaltsgesetz und auf die Ver-
einheitlichung des Kindesunterhalts, was eine ver- 
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dienstvolle Aktion ist. Hat die Bundesregierung in 
diesem Gesetzentwurf die Vereinheitlichung auf der 
Basis des korrekten Existenzminimums, wie es in den 
Steuergesetzen anerkannt und errechnet worden ist, 
festgelegt? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Minister 
Schmidt-Jortzig, bitte schön. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Frau Kollegin, die Regelunterhaltssätze sind 
davon unabhängig. Sie sind vor allen Dingen danach 
zu bemessen, was man nach den Forderungen des 
Regelunterhaltes von den potentiell Leistungspflich-
tigen erwarten kann, so daß man in Kauf nehmen 
muß, daß die Sätze dort  niedriger sein können, um zu 
verhindern, daß die Leistungsverpflichteten zu früh 
die Einrede ihrer Leistungsunfähigkeit geltend ma-
chen können. 

(Margot von Renesse [SPD]: Eine Nach-
frage!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Nach-
frage? - Bitte schön. 

Margot von Renesse (SPD): Sie werden sicherlich 
wissen, Herr Justizminister, daß die Frage der Lei-
stungsfähigkeit im Einzelrechtsverhältnis genau ge-
prüft wird und daß von daher mitunter Unterhaltsbe-
träge, wie sie zunächst einmal nach Tabellen, in Zu-
kunft nach dem Gesetz, gefordert sind, im Indivi-
dualfall entsprechend reduziert werden können, so 
daß niemand über Gebühr zu Leistungen herangezo-
gen werden kann, jedenfalls nicht jenseits seiner Lei-
stungsfähigkeit. 

Im Gesetz sieht die Bundesregierung hinsichtlich 
der Vorschrift, die wir gegenwärtig haben, insofern 
eine Änderung vor, als zunächst einmal die Finanz-
bedarfe der Kinder festgelegt werden sollen - mit der 
Möglichkeit einer anschließenden Reduzierung für 
den Fall, daß das Einkommen des Leistungsver-
pflichteten dies nicht deckt. Bisher haben wir ja diese 
Vorschrift. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: In der Tat: Die Unterhaltsvorschußleistungen, 
auf die Sie damit wohl ansprechen, sind - - 

Margot von Renesse (SPD): Wir haben das im BGB! 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
das Wort  hat der Minister. Wenn Sie noch eine Frage 
stellen wollen, werde ich dies gleich zulassen. 

Herr Minister, Sie haben das Wort . 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Das, was der Anspruchsteller, in diesem Fall 
also das minderjährige Kind, an Unterhalt einfordern 
kann und in dem Verfahren auch einfordern wird, ist 
durch den Regelunterhalt oder den Individualunter-
halt bestimmt. Wenn es von dem Verpflichteten 

nichts seinem Bedarf Entsprechendes erhält, dann 
betrifft das den Unterhaltsvorschuß. Hier stellt sich 
die Frage, ob diese beiden Dinge entkoppelt werden 
sollen oder dürfen. Um das System erhalten zu kön-
nen, glaube ich, daß eine Entkoppelung nicht statt-
finden darf. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
von Renesse, wenn Sie noch eine Frage stellen wol-
len, bitte. 

Margot von Renesse (SPD): Das BGB enthält im 
Augenblick hinsichtlich der nichtehelichen Kinder, 
deren Rechtsverhältnisse wir angleichen, ein gesetz-
lich formuliertes, wenn Sie so wollen, „Privileg", 
nämlich daß der Unterhalt in der Regel vom Vater 
entsprechend dem Bedarf des Kindes geschuldet 
wird. Eine Reduzierung ist wohlgemerkt möglich, 
aber nur im Einzelfall. Der Bedarf des Kindes ist eine 
tatsächliche Frage. 

Sieht der Gesetzentwurf der Bundesregierung vor, 
daß der Unterhaltsbedarf des Kindes bei der Frage 
„Wie hoch ist sein Unterhalt?" keine Ro lle mehr 
spielt? 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht 
an diesem Punkt nur - aber immerhin - vor, daß das, 
was Sie als „Privileg" des nichtehelichen Kindes an-
sehen, für beide jetzt noch unterschiedenen Gruppen 
der minderjährigen Kinder, ehelich wie nichtehelich, 
gelten soll. 

Margot von Renesse (SPD): Danke. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Sind noch wei-
tere Fragen im Bereich der Befragung der Bundesre-
gierung vorhanden? - Das ist nicht der Fall. Dann be-
ende ich die Befragung und bedanke mich. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Fragestunde 
- Drucksache 13/6446 - 

Wir sind etwa neun Minuten vor der Zeit. Da aber 
die Fragesteller anwesend sind, möchte ich in die 
Fragestunde eintreten. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums des Innern. Zur Beantwortung steht der 
Parlamentarische Staatssekretär Eduard Lintner zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Günter Graf 
auf: 

Was ist der Bundesregierung bekannt über „Bitten deutscher 
Behörden" an Stellen in der Schweiz, den Privatdetektiv We rner 
Mauss im Jahre 1987 mit falschen Pässen auszustatten („Der 
Spiegel" Nr. 2/1993, S. 68), in Anbetracht der Erklärung von 
Staatsminister Bernd Schmidbauer in der Fragestunde vom 
4. Dezember 1996, die „offizielle Zusammenarbeit mit den Si-
cherheitsbehörden" der Bundesrepublik Deutschland sei An-
fang der 80er Jahre beendet worden und mit dem Bundesamt für 
Verfassungsschutz habe es keine solche Zusammenarbeit gege-
ben? 
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Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Graf, die Bundes-
regierung hält an ihrer durch Staatsminister Schmid-
bauer in der Fragestunde am 4. Dezember 1996 auf 
die Frage des Abgeordneten Such - es war die Fra-
ge 37 - erteilten Antwort fest, wonach die Sicher-
heitsbehörden des Bundes Herrn Mauss nach 1992 
keine Aufträge mehr erteilt haben. Herr Mauss war 
zu keiner Zeit im Auftrag des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz nachrichtendienstlich oder sonstwie 
tätig. 

Die Bundesregierung hält auch insoweit an ihrer 
durch Staatsminister Schmidbauer in der genannten 
Fragestunde auf Frage 36 des Abgeordneten Such 
gegebenen Antwort fest, als sie zu Einzelheiten von 
Hilfsmaßnahmen in der Öffentlichkeit keine Aus-
kunft erteilen kann. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Haben Sie eine 
Zusatzfrage, Herr Kollege Graf? - Bitte schön. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, können Sie denn hier absolut ausschließen, daß 
es im Zusammenhang mit  einem Ersuchen an die 
Schweiz irgendwelche Aktivitäten, die der Bundesre-
gierung, dem Bundesinnenminister oder dem Staats-
minister bekannt sind, dahin gehend gegeben hat, 
entsprechende Pässe für ein Tätigwerden des Herrn 
Mauss zu beschaffen? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Graf, ich kann dies 
für unseren Geschäftsbereich ausschließen. Sie wis-
sen, daß es damals einen Ausschuß gab; ich glaube, 
es war der Libanon-Ausschuß. Was do rt  im einzelnen 
gemacht worden ist, bitte ich in dem Gremium abzu-
fragen, das dafür zuständig ist, nämlich bei der PKK. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Kollege Graf? - Bitte schön. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Wenn Sie das für 
Ihren Geschäftsbereich ausschließen, möchte ich 
eine weitere Frage anfügen, die Ihren Geschäftsbe-
reich betrifft: Ist Ihnen bekannt - gibt es Anhalts-
punkte dafür; wissen Sie etwas Konkretes -, daß Herr 
Mauss seinerzeit, vielleicht schon Anfang der 80er 
Jahre, in ein besonderes Programm in Richtung Zeu-
genschutz einbezogen und mit einer Legende verse-
hen wurde und ihm von der Bundesregierung beson-
dere Schutzmaßnahmen zuteil geworden sind, damit 
er entsprechend tätig werden konnte? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Das geschah nicht, damit er 
„ entsprechend tätig werden konnte". Vielmehr 
wurde Herr Mauss auch nach dem genannten Zeit-
punkt mit einem Grundschutz ausgestattet, der noch 
über Jahre gewährt wurde, womit aber nicht die Er-
ledigung von Aufträgen oder das Tätigwerden des 
Herrn Mauss verfolgt wurde; vielmehr diente das le-
diglich seinem Schutz und auch dem seiner Familie. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Kollege Gansel. 

Norbert  Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
habe den Eindruck, Sie haben sich eben verspro-
chen. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Warum? 

Norbert Gansel (SPD): Sie haben wohl nicht 1992, 
sondern 1982 gemeint. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: 1982, ja. 

Norbert  Gansel (SPD): Ja, damit das klar ist. 

Dann darf ich jetzt meine Frage stellen, Herr Präsi-
dent? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte. 

Norbert  Gansel (SPD): Können Sie uns noch einmal 
bestätigen - ich zitiere aus dem Protokoll der Frage-
stunde vom 4. Dezember 1996 -, daß es in bezug auf 
das Bundeskriminalamt seit Anfang der 80er Jahre 
keine Zusammenarbeit mit Herrn Mauss mehr gege-
ben hat und auch keine unkonventionelle direkte 
oder indirekte Hilfe? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Das kann ich Ihnen bestätigen, 
ja. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage dazu? - Bitte schön, Herr Kollege. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): In einem Buch 
von Stefan Aust - wie heißt es? - „Mauss: Ein deut-
scher Agent" wird beschrieben, daß Mauss unter 
dem Namen Lange gereist ist. Hat er auf diesen Na-
men 1987 oder vorher Pässe bekommen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, auf diese Frage 
kann ich nicht antworten. Das ist den zuständigen 
Gremien dieses Hauses vorbehalten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Frage 2 des Kollegen Such auf: 

Welche Bundesbehörden und -minister sowie - auf deren Ver-
anlassung - Dritte haben Werner Mauss seit 1984 jeweils welche 
Art  geldwerter Vorteile, behördlicher Dokumente oder anderer 
„unkonventioneller Hilfen" zugewendet? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Antwort: Die Bundesregie-
rung hält an ihrer durch Staatsminister Schmidbauer 
in der Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 
4. Dezember 1996 auf Ihre Frage Nr. 36 erteilten Ant-
wort  fest. Sie kann - ich wiederhole es - zu den Ein- 
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zelheiten von Hilfsmaßnahmen in der Öffentlichkeit 
auch keine Auskunft erteilen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Such, Sie haben eine Zusatzfrage, nehme ich an. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, inwieweit trifft die indirekte Versor-
gung von Herrn Mauss mit Ausweispapieren durch 
ehemalige Mitarbeiter von Sicherheitsbehörden, von 
der in der Presse berichtet wurde, zu? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Such, Sie sind sel-
ber Angehöriger eines entsprechenden Gremiums. 
Sie wissen sehr genau, daß ich diese Frage im Inter-
esse aller Beteiligten nicht in der Öffentlichkeit be-
antworten kann. Ich bitte Sie, ähnliche Fragen mög-
lichst gar nicht mehr zu stellen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Haben Sie eine 
weitere Zusatzfrage, Herr Kollege Such? 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es 
wird in den Medien darüber berichtet, daß das Bun-
desamt für Verfassungsschutz Ausweispapiere für 
Herrn Mauss erstellt haben soll. Können Sie mir sa-
gen, auf welcher Rechtsgrundlage diese Ausweispa-
piere erstellt und überbracht worden sind und wer 
das veranlaßt hat? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Such, Sie beziehen 
sich jetzt auf Fragen, die am Ende dieser Frage-
stunde noch ausdrücklich Gegenstand von Antwor-
ten sein werden. Ich darf darauf verweisen und im 
übrigen darauf hinweisen, daß dazu in der Vergan-
genheit in diversen Fragestunden bereits mehrfach 
Antworten gegeben worden sind. Ich beziehe mich 
auf diese Antworten. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Welche Antworten? Können Sie 

die wiederholen?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Der Sachzu-
sammenhang mit der Frage kann nicht bestritten 
werden. Wenn der Staatssekretär auf früher gege-
bene Antworten verweist, ist das seine A rt  zu antwor-
ten. Das ist nicht zu beanstanden. 

Eine Zusatzfrage dazu, Herr Kollege Schily? 

Otto Schily (SPD): Wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, Herr Staatssekretär, haben Sie soeben auf ein 
Gremium zur Kontrolle der Geheimdienste verwie-
sen. Können Sie uns erklären, inwiefern Aktivitäten 
des Herrn Mauss zum Bereich der Geheimdienste 
gehören? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Schily, das ist nicht 
Gegenstand der derzeitigen Debatte. Ich bin viel-

mehr gefragt worden, ob in diesem Zusammenhang 
offizielle Kontakte und dergleichen stattgefunden 
haben und auf welcher Basis möglicherweise Papiere 
ausgestellt worden sind. Dazu habe ich auf frühere 
Antworten verwiesen. Das wiederhole ich. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Gibt es weitere 
Zusatzfragen? - Das ist nicht der Fall. Dann bedanke 
ich mich. 

Wir verlassen diesen Geschäftsbereich und kom-
men zum Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Justiz. Zur Beantwortung steht der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär Funke zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 3 des Kollegen Tappe auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über genehmigte 
Nebentätigkeiten von Richterinnen und Richtern am Bundesge-
richtshof vor, und wenn ja, um welche Nebentätigkeiten handelt 
es sich? 

Herr Staatssekretär. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Kollege, aktuelle Erkenntnisse 
über genehmigte Nebentätigkeiten von Richterinnen 
und Richtern am Bundesgerichtshof liegen der Bun-
desregierung nicht vor. Das für den Bundesgerichts-
hof zuständige Bundesministerium der Justiz hat 
seine Befugnis zur Entscheidung über Anträge auf 
Genehmigung von Nebentätigkeiten gemäß § 7 
Abs. 1 Satz 2 der Verordnung über die Nebentätig-
keit der Richter im Bundesdienst auf die jeweiligen 
Gerichtspräsidenten im Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Justiz - und damit auch auf den 
Präsidenten des Bundesgerichtshofs - übertragen. 

Demnach entscheidet der Präsident des Bundesge-
richtshofs in eigener Zuständigkeit über Anträge auf 
Genehmigung einer Nebentätigkeit von Bundesrich-
terinnen und Bundesrichtern. Dem Bundesministe-
rium der Justiz obliegt lediglich die Entscheidung 
über eigene Anträge der Gerichtspräsidenten. 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, daß schon vor 
Eingang dieser Frage zur Frage der Genehmigung 
von Nebentätigkeiten von Bundesrichtern im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 
eine Erhebung veranlaßt worden ist. Das Ergebnis 
dieser Erhebung steht aber noch aus. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage, Herr Kollege Tappe? 

Joachim Tappe (SPD): Daraufhin stellt sich die 
Frage, wann mit diesem Ergebnis zu rechnen ist; 
denn nach den uns allen bekannten Vorgängen ist es 
in der Öffentlichkeit sicherlich von großem Interesse, 
darüber Auskunft zu bekommen. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Wir rechnen mit Ende Januar näch-
sten Jahres. 



13272 	Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode — 147. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Dezember 1996 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Noch eine Zu-
satzfrage? 

Joachim Tappe (SPD): Dann frage ich jetzt nach 
dem Verfahren: Soll ich meine Fragen Ende Januar 
noch mal einbringen? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Nein, ich bin gern bereit, Ihnen 
diese Auskünfte dann zu erteilen - natürlich unter 
Berücksichtigung der Rechte der Richter auf informa-
tionelle Selbstbestimmung. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage, 
Kollege Struck? 

Dr. Peter Struck (SPD): Da ich Ihrer Antwort ent-
nommen habe, daß das Bundesministerium der Justiz 
selbst über die Genehmigung der Anträge auf Ne-
bentätigkeit von Präsidenten an den obersten Bun-
desgerichten entscheidet, kann es ja wohl nicht so 
schwer sein, schon jetzt zu sagen, welche Genehmi-
gungen vom Bundesministerium der Justiz den Präsi-
denten an obersten Bundesgerichten erteilt worden 
sind. Vielleicht sind Sie so nett, uns das schon jetzt zu 
sagen. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Das kann ich Ihnen selbstverständ-
lich sagen: Es liegen keine Anträge vor. Der Präsi-
dent des Bundesgerichtshofs, der Präsident des Bun-
desverwaltungsgerichts, der Präsident des Bundesfi-
nanzhofs und die Präsidentin des Bundespatentge-
richts haben bisher keine Anträge auf Genehmigung 
einer Nebentätigkeit gestellt. Sie wissen, das Bun-
desarbeitsgericht und das Bundessozialgericht gehö-
ren nicht zu unserem Zuständigkeitsbereich. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
die Frage 4 des Kollegen Tappe auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob ge-
nehmigte Nebentätigkeiten von Richterinnen und Richtern am 
Bundesgerichtshof gleichmäßig auf alle Senate verteilt sind, 
oder ist eine Konzentration bei bestimmten Senaten festzustel-
len? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Kollege, Erkenntnisse darüber, 
ob sich genehmigte Nebentätigkeiten von Richterin-
nen und Richtern am Bundesgerichtshof gleichmäßig 
auf alle Senate verteilen, liegen der Bundesregierung 
aus den in der vorherigen Antwort formulierten 
Gründen nicht vor. Sobald wir Unterlagen darüber 
haben, könnte ich auch dazu Auskunft erteilen. Das 
könnten Sie gegebenenfalls aber auch selber einse-
hen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Tappe, eine Zusatzfrage. 

Joachim Tappe (SPD): Herr Staatssekretär, dürfte 
ich Sie dann darum bitten, nach den entsprechenden 
Recherchen in der Antwort, die Sie mir schriftlich zu-

kommen lassen wollen, gegebenenfalls auch quanti-
tative Angaben zu machen, zum Beispiel über die 
Anzahl der Stunden, die für diese Nebentätigkeiten 
aufgewendet worden sind, und über die Höhe der 
Durchschnittshonorare, die dafür entrichtet worden 
sind? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Soweit entsprechende Angaben 
vorliegen, würde ich sie Ihnen - allerdings verschlüs-
selt; denn das sind wohl Daten, die den persönlichen 
Rechten der Richter unterliegen - selbstverständlich 
mitteilen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Haben Sie 
noch eine zweite Zusatzfrage? - Nein. Dann eine Zu-
satzfrage des Kollegen Hartenbach. 

Alfred Hartenbach (SPD): Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung Überlegungen angestellt, Ne-
bentätigkeiten der Richterinnen und Richter an den 
obersten Bundesgerichten nach A rt  und Umfang so-
wie nach Art  und Umfang der Honorare gesetzlich zu 
regeln? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Ich habe in der Fragestunde vor ei-
ner Woche gesagt, daß wir diese erneut aufge-
flammte Diskussion mit Interesse verfolgen und prü-
fen, ob gesetzgeberischer Handlungsbedarf gegeben 
ist. Unter Umständen reicht schon eine schlichte An-
ordnung gegenüber den Ge richten oder eine Verord-
nung des Hauses. Sie könnte gegebenenfalls ge-
nauso für die Landesjustizverwaltung gelten. Das 
müßte man aber selbstverständlich noch einmal im 
Lichte der Diskussion überprüfen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich sehe dazu 
keine weiteren Fragen. Dann verlassen wir diesen 
Geschäftsbereich. Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft. Die Frage 5 des Kollegen 
Behrendt wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Dann kommen wir zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Verteidigung. Die Frage 6 des Kolle-
gen Stiegler wird schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Dann kommen wir zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend. Die Fragen 7 und 8, beide gestellt vom Kol-
legen Wolfgang Spanier, werden schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit auf. Zur Beantwortung der 
Fragen steht die Parlamentarische Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl zur Verfügung. Ich rufe 
die Frage 9 des Kollegen Dr. Wodarg auf: 

Welche pharmakologisch wirksamen Bestandteile von Tier-
arzneimitteln wurden seit Inkrafttreten der Verordnung (EWG) 
Nr. 2377/90 von deren Anhang III (Verzeichnis der in Tierarznei- 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 
mitteln verwendeten pharmakologisch wirksamen Stoffe, für die 
vorläufige Höchstmengen festgelegt sind) mit welcher Begrün-
dung in Anhang IV (Verzeichnis der pharmakologisch wirksa-
men Stoffe, für die keine Höchstmengen festgelegt werden kön-
nen) dieser Verordnung aufgenommen? 

Bitte schön, Frau Staatssekretärin. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Wodarg, eine Überführung von Stoffen aus Anhang III 
in Anhang IV ist schon dann erforderlich, wenn der 
Antragsteller nicht innerhalb des in der Verordnung 
vorgegebenen Zeitraums von längstens fünf Jahren 
Unterlagen über die gesundheitliche Unbedenklich-
keit vorlegt oder unter Hinweis auf laufende Studien 
um eine Verlängerung bittet. Das kann dann aus-
nahmsweise und nur für einen Zeitraum von zwei 
Jahren erfolgen. 

Seit Inkrafttreten der Verordnung (EWG) Nr. 2377/ 
90 wurden sechs pharmakologisch wirksame Be-
standteile durch Verordnung der Kommission vom 
Anhang III in Anhang IV aufgenommen. Das sind im 
einzelnen: Chloramphenicol, Dapson, Dimetridazol, 
Nitrofurane, Furazolidon, Ronidazol. 

Eine ausführliche Begründung würde den Rahmen 
dieser Fragestunde sprengen; ich bin bereit, Ihnen 
diese schriftlich mitzuteilen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Dr. Wolfgang Wodarg (SPD): Auf Grund welcher 
Unterlagen, Befunde bzw. Gutachten nehmen wel-
che Gremien diese Bewe rtung vor? Ist das BgVV 
oder die Bundesregierung bei dem Bewertungspro-
zeß, bei dem Gutachten direkt beteiligt? Wer ist be-
teiligt? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Wodarg, 
ich bin bereit, im Zusammenhang mit der schriftli-
chen Beantwortung zu den Gründen der Überfüh-
rung in Anhang IV auch diese Frage ausführlich zu 
beantworten. Jetzt kann ich Ihnen nur soviel sagen: 
Die Entscheidungen sind zum größten Teil durch die 
Kommission gefällt worden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Noch eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Wolfgang Wodarg (SPD): Welche Gründe ha-
ben dazu geführt, daß Vertreter des BgVV die Ge-
sundheitsgefahren der von der EU mit Anwendungs-
verbot bei zur Lebensmittelproduktion dienenden 
Tieren belegten Arzneimittel als praktisch nicht vor-
handen bezeichnet haben? Für das CAP galt das. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Wodarg, ich kann mir nicht vorstellen, daß Mitarbei-
ter des BgVV Stoffe, die in Anhang IV aufgenommen 
worden sind, als nichtgefährlich eingestuft haben; 

denn die Stoffe, die in Anhang IV aufgenommen wor-
den sind, unterliegen einem Anwendungsverbot. 

Wenn Sie solche Vorwürfe öffentlich erheben, bitte 
ich Sie, mir auch zu sagen, wo das stattgefunden hat 
und wer das gesagt hat. Dann würde ich gern dazu 
Stellung nehmen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Frage 10 des Kollegen Wodarg auf: 

Seit wann ist § 31 Abs. 1 Nr. 3 a des bundesdeutschen Arznei-
mittelgesetzes (AMG) in Kraft, und in welchen Fällen wurde er 
nach Kenntnis der Bundesregierung bislang zur Anwendung 
gebracht? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Wodarg, § 31 Abs. 1 Nr. 3 a AMG ist mit Inkrafttreten 
des 5. Gesetzes zur Änderung des Arzneimittelgeset-
zes am 17. August 1994 in Kraft getreten. Diese Vor-
schrift ist vor dem Hintergrund des damaligen A rt . 15 
der EG-Richtlinie 81/851/EWG in das Gesetz aufge-
nommen worden. 

Inzwischen haben die praktischen Erfahrungen 
mit der Klassifizierung der Stoffe nach der Verord-
nung aber gezeigt, daß dieser Vorschrift in der Praxis 
kaum Bedeutung zukommen kann. Gemäß § 31 
Abs. 1 Nr. 3 a des Arzneimittelgesetzes erlischt eine 
Zulassung nur dann, wenn der Zeitraum der Festset-
zung der vorläufigen Rückstandshöchstmengen nach 
Anhang III abläuft. 

Dies kann in aller Regel nicht passieren, da vor Ab-
lauf des Zeitraums der jeweilige Stoff auf Initiative 
der EU-Kommission in einen der anderen Anhänge 
der Verordnung durch eine Änderungsverordnung 
der Kommission überführt bzw. das entsprechende 
Verfahren hierfür eingeleitet wird. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage, bitte. 

Dr. Wolfgang Wodarg (SPD): Die Zulassung für 
verbotene Stoffe ist erst nach längerer Zeit zurückge-
nommen worden, bei einigen Stoffen hat es andert-
halb Jahre gedauert. Meine Frage lautet: Wie müßte 
der genannte Paragraph des deutschen Arzneimittel-
gesetzes nach Auffassung der Bundesregierung for-
muliert sein, damit das beabsichtigte Erlöschen der 
Zulassung in Deutschland bei Ablauf der vorläufigen 
Höchstmengenfestsetzung nach der EWG-Verord-
nung 2377/90 Anhang III wirksam werden kann? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Wodarg, ich weise Sie in diesem Zusammenhang 
noch einmal darauf hin, daß die Aufnahme der Stoffe 
in Anhang IV das Anwendungsverbot nach sich 
zieht. Damit darf keine Anwendung bei lebensmittel-
liefernden Tieren erfolgen. Dies hatte ich Ihnen be-
reits im Januar gesagt. 

Unabhängig davon beabsichtigt die Bundesregie-
rung, diesen Paragraphen im 7. Gesetz zur Änderung 
des Arzneimittelgesetzes zu ändern, das den nun- 
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mehr gesammelten Erfahrungen Rechnung trägt. Im 
einzelnen ist vorgesehen, daß die Zulassung zur Ver-
abreichung an lebensmittelliefernde Tiere künftig 
grundsätzlich automatisch mit der Aufnahme eines 
Stoffes in die Verbotsliste nach der Verordnung Nr. 
2377/90 erlischt, sofern der pharmazeutische Unter-
nehmer das Arzneimittel nicht durch die Änderung 
der Inhaltsstoffe anpaßt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nächste Zu-
satzfrage, bitte. 

Dr. Wolfgang Wodarg (SPD): Wann hat die Bundes-
regierung bemerkt, daß dieser Paragraph des Arznei-
mittelgesetzes nicht greift, und warum hat die Bun-
desregierung nicht schon früher die Initiative ergrif-
fen? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege, 
wir haben erst im Laufe der Jahre die Erfahrung ge-
sammelt, daß dieser Paragraph nicht zur Anwendung 
kommt, und haben dementsprechend reagie rt . Wir 
wollen diese Änderung - wie ich es Ihnen gesagt 
habe - auf Grund der Erfahrungen, die wir im Zeit-
raum seit Inkrafttreten bis jetzt gesammelt haben, 
vorlegen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Vielen Dank, 
Frau Staatssekretärin. Nun verlassen wir diesen Ge-
schäftsbereich. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Verkehr auf. Zur Beantwortung steht der 
Parlamentarische Staatssekretär Manfred Carstens 
zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 11 des Kollegen Beucher auf: 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung beabsichtigt, die 
A 4 zwischen dem Autobahnkreuz Merheim bis zur Anschluß-
stelle Bensberg-Moitzfeld sechsstreifig für 60 Millionen DM aus-
zubauen, und den Vorschlag des Kölner Regierungspräsidenten 
ablehnt, statt dessen do rt  eine wesentlich billigere und für den 
Verkehrsfluß gleich effektivere Verkehrsbeeinflussungsanlage 
einzurichten, die nur 10 Millionen DM kosten würde? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Als vordringlicher Bedarf ist 
im Rahmen des Fernstraßenausbaugesetzes für den 
Abschnitt zwischen Bergisch Gladbach-Moitzfeld 
und der Anschlußstelle Köln-Merheim ein sechsstrei-
figer Ausbau vorgesehen. Die Kosten für diesen Aus-
bau wurden vom Land mit 66 Millionen DM veran-
schlagt, die vom Bundesverkehrsminister der Be-
darfsplanfortschreibung zugrunde gelegt werden. Es 
ist richtig, daß vom Bund eine mehrere Millionen 
Mark teure Verkehrsbeeinflussungsanlage - Kosten 
bis zu 10 Millionen DM - nicht befürwortet werden 
konnte, da der Abschnitt kein auffälliges Unfallge-
schehen aufweist, welches in der Regel eine solch 
teure Anlage begründet. Durch Verkehrsbeeinflus-
sungsanlagen läßt sich die Kapazität eines Auto-
bahnquerschnittes in der Regel nur geringfügig erhö-
hen, so daß mittelfristig ein Ausbau hierdurch nicht 
ersetzt werden kann. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre erste Zu-
satzfrage, Herr Kollege. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Könnte der Herr 
Staatssekretär direkt die nächste Frage beantworten, 
weil beide Fragen miteinander im Zusammenhang 
stehen? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann kommen 
wir zur Frage 12 des Abgeordneten Beucher: 

Ist es richtig, daß der Bundesminister für Verkehr als Sofort-
maßnahme die Freigabe des Standstreifens rund um die Uhr be-
fürwortet, obwohl bekannt ist, daß Autobahnabschnitte ohne 
Standstreifen fast 30 % mehr Unfälle haben als Autobahnab-
schnitte mit Standstreifen, weshalb der Kölner Regierungspräsi-
dent eine Freigabe des Standstreifens nur mit Überwachung ge-
nehmigen will? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Aus den in der vorangegan-
genen Antwort genannten Gründen hatte der Bund 
zur Lösung der Verkehrsprobleme für den Abschnitt 
zwischen Bergisch Gladbach-Refrath und Köln-Mer-
heim eine Ummarkierung mit drei Fahrstreifen vor-
geschlagen, da hiermit auf einigen kurzen Teilab-
schnitten gerade des nordrhein-westfälischen Auto-
bahnnetzes positive Erfahrungen gemacht worden 
sind. Dies ist vom Land und vom Kölner Regierungs-
präsidenten bisher mit dem Hinweis auf mögliche Si-
cherheitsprobleme abgelehnt worden. 

Der nunmehr vom Land vorgeschlagenen Lösung, 
die während der Verkehrsspitzenzeiten eine Mitbe-
nutzung des Standstreifens mit Hilfe von fernbedien-
baren Wechselverkehrszeichen und einer Videobe-
obachtungsanlage zwischen Refrath und Merheim in 
Fahrtrichtung Köln ermöglichen soll, hat das Bundes-
verkehrsministerium zugestimmt, da sie die Vorteile 
eines vorhandenen Standstreifens während der über-
wiegenden Zeit des Tages außerhalb der Morgen-
spitze erhält. Die Kosten für diese Lösung betragen 
knapp 1 Million DM. 

Weiterhin hat das Bundesverkehrsministerium 
dem Land vorgeschlagen, den Standstreifen auf dem 
Streckenabschnitt zwischen Refrath und der An-
schlußstelle Merheim für die Übergangszeit bis zur 
Fertigstellung der fembedienbaren Wechselver-
kehrszeichen mit manuell bedienbaren Klapptafeln 
freizugeben, wie es offensichtlich auch vom Kölner 
Regierungspräsidenten beabsichtigt ist. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage, 
bitte. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Teilt der Ver-
kehrsminister nicht die Auffassung, daß in Anbe-
tracht der Haushaltslage mittelfristig von einem Aus-
bau dieses Autobahnabschnittes nicht auszugehen 
ist und somit anstelle von andauernden Übergangslö-
sungen sofort diese Verkehrsbeeinflussungsanlage 
eingerichtet werden kann, weil dieser Abschnitt tag-
täglich in den Staumeldungen vorkommt und somit 
auf Grund der Erfahrungen bei anderen Autobahnen 
häufige Unfälle geradezu zu erwarten sind? 
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Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Kollege Beucher, ich 
habe die Antwort eben mündlich vorgetragen; sie 
wird Ihnen, wenn Sie wollen, noch schriftlich zuge-
hen. 

Wir haben den gesetzlichen Auftrag, hier sechs-
spurig zu planen und später auch auszubauen, und 
halten diese jetzt gefundene Lösung als Übergangs-
lösung für bestens in Ordnung. Die Verkehrsbeein-
flussungsanlage wäre mit 10 Millionen DM Kosten 
im Vergleich zu der jetzt gefundenen Lösung zu 
teuer. Ich hielte sie auch nicht für besser. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine zweite 
Zusatzfrage. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Wissen Sie nicht, 
daß die jetzige Lösung unwahrscheinlich personalin-
tensiv ist und schon abzusehen ist, daß das auf Dauer 
von der Polizei gar nicht geleistet werden kann? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir haben die manuelle Be-
dienung für eine Übergangszeit vorgeschlagen. Ob 
man sie praktiziert oder nicht, das hängt nicht vom 
Bund ab. Das ist nur ein Vorschlag von uns; man 
kann dem nachkommen. Wenn die automatische An-
lage in Betrieb ist, entfallen die Personalkosten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Haben Sie 
noch eine Zusatzfrage? - Nein. 

Dann verlassen wir auch diesen Geschäftsbereich. 
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie auf. 

Die Fragen 13 und 14 des Kollegen Hinsken wer-
den schriftlich beantwortet. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und des Bundeskanzleramtes auf. Zur Be-
antwortung der Fragen steht Staatsminister Schmid-
bauer zur Verfügung. 

Die Frage 15 des Kollegen Lippelt wird schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Dann komme ich zu der Frage 16 des Kollegen 
Norbert  Gansel: 

Wann sind welche Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes erst-
mals über die von Staatsminister Be rnd Schmidbauer in der Fra-
gestunde vom 4. Dezember 1996 erwähnten „Vorbereitungen, 
die zu Friedensgesprächen führen sollten" für Kolumbien infor-
miert worden, und wann hat Staatsminister Be rnd Schmidbauer 
erstmals den Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, 
über solche Vorbereitungen informiert? 

Bitte schön, Herr Schmidbauer. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Gansel, auf die Frage 16 darf 
ich Ihnen antworten, daß Herr Staatsminister Hoyer 

von mir in einem größeren Zeitraum im Spätsommer 
1996 zwei- bis dreimal über den Fortgang und die Si-
tuation der Sondierungsgespräche informiert wurde. 
Mit Bundesminister Dr. Kinkel habe ich über den 
Vorgang nicht gesprochen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage. 

Norbert Gansel (SPD): Da Sie zwei- oder dreimal 
zu Zeitpunkten, an die man sich bei dem Gewicht 
dieser Affäre eigentlich erinnern müßte, mit Staats-
minister Hoyer gesprochen haben, möchte ich Sie 
fragen, ob Sie dabei von Staatsminister Hoyer erfah-
ren haben oder vorausgesetzt haben, daß dieser den 
Außenminister über die von Ihnen geplante Frie-
densinitiative für Südamerika informiert hat. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Gansel, diese Frage stellt sich 
für mich nicht. Ich will  Ihnen sagen, daß ich auch ei-
nen Kollegen Ihrer Fraktion darüber informiert habe. 

Mir kam es einfach darauf an, mich über den Fo rt
-gang und über die Chancen, die ein solcher Prozeß 

hatte, auszutauschen. Es gab eine Reihe von Gesprä-
chen, über die überhaupt nicht informiert werden 
konnte, weil sie sich im Rahmen der Kirche oder an-
derer Vertreter gesellschaftlicher Gruppen in Süd-
amerika - nicht nur in Kolumbien - abgespielt ha-
ben. Mir kam es in dieser Situation darauf an, auszu-
loten, wie es zu einem Gespräch kommen könnte. Da 
dieses Gespräch nicht terminierbar war und auch 
heute nicht terminierbar ist - ich wünsche mir trotz-
dem, daß es in diesem Zusammenhang vorangeht, 
weil ich der Meinung bin, daß dies ein ganz wichti-
ger Punkt wäre -, waren solche Überlegungen nicht 
notwendig. 

Wenn Kollegen miteinander reden, ist dies im übri-
gen eine gegenseitige Information. Ich habe dies im-
mer so gehandhabt. Ich weiß nicht, ob es jetzt der 
Antwort bedürfte, daß irgend jemand auch mit Herrn 
Kinkel darüber gesprochen hätte. Ich gehe davon 
aus, daß bei der Transparenz, die in solchen Fragen 
herrscht, die Information notwendig gewesen wäre, 
wenn Entscheidungen darüber zu treffen gewesen 
wären, daß wir als Gastgeber eines runden Tisches 
fungieren sollten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine zweite 
Zusatzfrage, Herr Kollege Gansel. 

Norbert  Gansel (SPD): Da ich nach der Zusammen-
arbeit und dem Informationsaustausch zwischen dem 
Auswärtigen Amt und dem Bundeskanzleramt ge-
fragt habe, möchte ich in diesem Zusammenhang 
nachfragen: Haben Sie oder das Bundeskanzleramt 
im Zusammenhang mit dieser sogenannten Friedens-
initiative oder mit dem Entführungsfall Schoene 
direkte Berichte der deutschen Botschaft in Bogota, 
Einschätzungen oder Rat eingeholt, oder sind Ihnen 
die Informationen über das Auswärtige Amt zuge-
gangen? 
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Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Gansel, das ist Ihre Frage 17 ; 

 in diesem Zusammenhang will ich darauf eingehen. 
Wir haben Botschaftsberichte. Aber ich habe im Aus-
wärtigen Ausschuß schon vorgetragen, daß im Ein-
zelfall über die Situation nicht nur Botschaftsberichte 
vorliegen, die wir auch bekommen, sondern daß in 
diesem Zusammenhang auch Informationen anderer 
Behörden des Bundes vorgelegen haben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich bin nicht 
der Auffassung, daß das die Frage 17 ist. Aber Sie ha-
ben zwei Zusatzfragen gehabt. 

Ich rufe jetzt die Zusatzfrage des Kollegen Koppe-
lin auf. Bitte schön. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Staatsminister, war 
das Informationsgespräch, das Sie mit Staatsminister 
Hoyer geführt haben, ein Gespräch rein zur Informa-
tion des Staatsministers Hoyer, oder haben Sie in 
dem Gespräch um Zusammenarbeit Ihres Hauses mit 
dem Auswärtigen Amt gebeten? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Koppelin, ich weiß, daß Kol-
lege Hoyer in Südamerika war und do rt  Besuche 
durchgeführt hatte, die ich kannte und deren Anlaß 
ich auch sehr genau kannte. Ich wußte, daß Staatsmi-
nister Hoyer sich mit diesen Fragen intensiv beschäf-
tigt hat und ein geeigneter Ansprechpartner war. Ich 
kann auch erwähnen, daß Herr Kollege Hoyer und 
ich in vielen solcher Fragen gemeinsam gearbeitet 
haben. Ich darf nur darauf verweisen, daß wir in an-
deren Verhandlungen gemeinsam unterwegs waren. 
Deshalb war er für mich der richtige und geeignete 
Ansprechpartner. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Meine Frage ist 
nicht beantwortet!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage 
des Kollegen Hofmann. 

Frank Hofmann (Volkach) (SPD): Herr Staatsmini-
ster, haben Sie diese Information von Botschaften 
oder von anderen Behörden auf direktem Wege oder 
über das Auswärtige Amt bekommen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich bitte Sie, Ihre Frage zu präzisieren. Ich 
verstehe sie zwar akustisch. Aber würden Sie mir 
bitte sagen, welche Information Sie meinen? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte, Herr Kol-
lege. 

Frank Hofmann (Volkach) (SPD): Sie hatten eben 
in Ihrer Antwort auf die Frage des Kollegen Gansel 
davon gesprochen, daß Sie verschiedene Informatio-
nen aus dem Bereich der Botschaften, aber auch In-
formationen von anderen Behörden bekommen ha-
ben. Meine Frage geht dahin, ob Sie diese Informa-
tionen - zumindest Teile dieser Informationen - di-

rekt oder alles über das Auswärtige Amt bekommen 
haben? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Nein, Herr Kollege. Über das Auswärtige 
Amt ging der eine Informationsstrang. Die anderen 
Informationsstränge sind durch Gespräche mit hohen 
geistlichen Würdenträgern aus dem südamerikani-
schen Bereich entstanden. Andere Informationen 
sind aus den Sicherheitsbehörden des Bundes ge-
kommen. Ich habe dies auch im einzelnen im Aus-
wärtigen Ausschuß vorgetragen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Jetzt kommt 
die Zusatzfrage des Kollegen Such. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, inwiefern treffen Berichte zu, daß an 
diesen Friedensgesprächen unter anderem auch die 
sogenannten Drogenbosse aus Kolumbien teilneh-
men sollten, und inwiefern stimmt es, daß Sie Zusa-
gen gemacht haben, daß sie zum Beispiel Teile ihres 
Vermögens behalten könnten, wenn sie sich entspre-
chend verhielten? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Such, ich kann den Sachzusammenhang mit Frage 16 
nicht erkennen. Vielleicht stellen Sie Ihre Frage spä-
ter. 

Ich rufe die Zusatzfrage des Kollegen Neumann 
auf. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatsmi-
nister, welche Gründe gab es dafür, einerseits den In-
formationsstrang über das Auswärtige Amt und an-
dererseits andere Informationsstränge zu nutzen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Neumann, ich will es noch ein-
mal grundsätzlich sagen. Die Bitte der kolumbiani-
schen Regierung, sich um solche Gespräche zu be-
mühen, erfordert viele Sondierungs- und Vorgesprä-
che. In dieser Phase waren wir. In dieser Phase sind 
auch Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes über den 
Stand der Sondierungsgespräche informiert worden. 
Der wichtigste Teil dieser Gespräche war eigentlich 
die Diskussion und die Sondierung - ich sage es 
noch einmal - mit Vertretern der Kirche, mit 
Bischöfen. 

Der zweite wichtige Teil - für mich eigentlich der 
wichtigste - war das Vieraugengespräch mit dem ko-
lumbianischen Innenminister. Es war eine Diskussion 
über die Situation im Land, die wir, auch auf Grund 
anderer Dinge, beurteilen konnten. Das waren wich-
tige Gespräche unter der Fragestellung, wie man von 
der Anlage her weiterkommen kann, bis es zu einem 
solchen Dialog kommt. 

Zu den Gesprächsteilnehmern gehörten nicht Dro-
genbosse oder die Mafia; das waren nicht meine Ge-
sprächspartner. Ich hatte auch niemanden als Ge-
sprächspartner, der sich in irgendeiner Weise gegen 
die Interessen unseres Landes gerichtet hat. Das war 
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im Gegenteil der Versuch, alle Gruppierungen zu-
sammenzubringen. 

Ich habe mich auch mit einem Kollegen darüber 
unterhalten, um zu hören, wie er die Dinge ein-
schätzt, welche Erfahrungen er in anderen Ländern 
gemacht hat. Das war kein Versuch, ihn einzubin-
den, sondern der Versuch, zu erfahren, welche Not-
wendigkeiten für den Tag X bestehen könnten, an 
dem es zu einem solchen runden Tisch kommen 
könnte. Ich bin nach wie vor der Überzeugung, es 
gibt gute Chancen, daß das gelingt, und zwar auch 
deshalb, weil ich von höchsten Würdenträgern aus 
diesem Bereich gehört habe, daß alle an einem sol-
chen Dialog ein ganz großes Interesse haben. 

Ich weiß natürlich auch, daß man sich übernehmen 
kann. Aber das ist nicht das Problem dabei. Vielmehr 
sollten wir uns gemeinsam bemühen - das ist ein Ap-
pell an die Kollegen, die besonders gute Kontakte 
haben -, solche Versuche, die vielfach gescheitert 
sind, die zu Verhaftungen und zu Verhärtungen ge-
führt haben, voranzubringen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatsminister, ist das Aus-
wärtige Amt auch über die Hinzuziehung des Herrn 
Mauss zu diesen Sondierungsverhandlungen infor-
miert worden? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Schily, Herr Mauss war bei 
den wenigsten Gesprächen dabei; ich habe darüber 
schon beim letztenmal Auskunft gegeben. Er hat 
über seine Verbindungen in Kolumbien teilweise die 
Gesprächspartner vermittelt, die bei einem solchen 
Dialog nicht fehlen durften. 

(Otto Schily [SPD]: Ist das Auswärtige Amt 
informiert worden?, habe ich gefragt!) 

- Meines Erachtens ist in diesem Zusammenhang 
nur der humanitäre Teil der Entführung Thema ge-
wesen, nicht aber der Teil, nach dem Sie gefragt ha-
ben. Ich sage Ihnen aus meiner Erinnerung: Nein. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Bachmaier. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, 
welche Gesprächspartner hatten Sie im Rahmen die-
ser Sondierungs- und Vorgespräche über die Ge-
nannten hinaus, also über die Kirchen und die ko-
lumbianische Regierung hinaus? Wer war in diese 
Vorgespräche von der - nennen wir es einmal so - 
anderen Seite einbezogen? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Bachmaier, ich sehe den Sachzusammenhang zur 
Frage 16 nicht. Vielleicht stellen Sie Ihre Frage spä-
ter. 

Wenn es dazu keine weiteren Zusatzfragen gibt, 
rufe ich die Frage 17 des Kollegen Gansel auf: 

Mit welchem Ergebnis hat Staatsminister Bernd Schmidbauer 
den Widerspruch aufgeklärt, wie er es in der Fragestunde vom 
4. Dezember 1996 angekündigt hat, daß nach seinen Erkennt-
nissen sich „Herr Schoene und andere an Herrn Mauss mit der 
Bitte um Hilfe gewandt" haben, während Herr Schoene dem 
Magazin FRONTAL gegenüber erklärt hat, daß sich der Privat-
detektiv We rner Mauss massiv in den Entführungsfall seiner 
Frau hineingedrängt habe, und wann hat Staatsminister Bernd 
Schmidbauer erstmals von der Entführung von Frau Schoene er-
fahren? 

Bitte schön. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Gansel, nach den mir vorlie-
genden Informationen hat sich Herr Schoene, nach-
dem sich der zunächst eingeschlagene Weg zur Be-
freiung seiner Frau nicht als erfolgreich herausge-
stellt hatte, im Oktober 1996 an Herrn Mauss ge-
wandt, damit sich dieser für die Freilassung seiner 
Frau einsetze. 

Was Herrn Schoene zu seinen Aussagen im von Ih-
nen herangezogenen Magazin veranlaßt hat, ist mir 
nicht bekannt. Eine Klärung des Vorgangs ist vorerst 
nicht möglich, da ich keinen Kontakt zu Herrn 
Schoene habe und ein solcher Kontakt derzeit wohl 
auch nicht herstellbar ist. Ich will mich aber bemü-
hen, dies zu hinterfragen. 

Von der Entführung von Frau Schoene hat die Bun-
desregierung durch einen Be richt der deutschen Bot-
schaft in Bogota erfahren. Ich selbst wurde durch ei-
nen Bericht der Botschaft vom 18. August unterrich-
tet, der mir einige Tage später vorgelegt wurde. 

Ich darf Ihnen als Ergänzung sagen, daß wir ge-
wußt haben - übrigens auch kolumbianische Behör-
den -, daß es Bemühungen zur Freilassung von Frau 
Schoene gibt. Ich kann Ihnen weiterhin mitteilen, 
daß ich etwa 14 Tage vor der Lösung des Entfüh-
rungsfalls von der BASF gebeten wurde, uns einzu-
schalten und zu helfen. 

Ich kann Ihnen ferner mitteilen, daß es etwa acht 
Tage vor der Lösung des Problems Helfern gelungen 
ist - nicht Herrn Mauss -, den Aufenthalt von Frau 
Schoene zu ermitteln. Zu diesem Zeitpunkt wurde mit 
der BASF gemeinsam besprochen, wie dieser Fall ab-
laufen sollte. Daß Herr Mauss im Oktober mit Herrn 
Schoene gesprochen hatte, ist mir erst im nachhinein 
bekanntgeworden. Ich weiß aber, daß auf Vermitt-
lung der Botschaft dieses Gespräch stattgefunden 
hat. Ich bin mit der BASF der Meinung - ich darf aus 
einem Brief zitieren -, „daß wir alle dankbar dafür 
sind, daß Frau Brigitte Schoene nach den Strapazen 
der Geiselhaft unverletzt befreit werden konnte". 

Ich darf Ihnen auch sagen, daß wir entgegen viel-
facher Darstellungen in allen Fällen Rücksicht auf 
die Souveränität . Kolumbiens genommen haben. 
Dazu will  ich Ihnen nachher bei einer anderen Frage 
etwas sagen. Wir sind immer davon ausgegangen, 
daß die zuständigen Behörden Kolumbiens über die 
Bemühungen verschiedenster Stellen informiert wer-
den. Das hat sich übrigens auch im Fall Schoene 
nachher als richtig herausgestellt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Gansel, Sie haben sicherlich eine Zusatzfrage. 
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Norbert  Gansel (SPD): Herr Staatsminister, wie er-
klären Sie, daß nach Ihrer Darstellung Herr Mauss 
erst sehr viel später auf Bitten von Herrn Schoene 
eingeschaltet worden ist, während nach der mir be-
kannten Darstellung, die gegebenenfalls auch zu ve-
rifizieren wäre, bereits unmittelbar nach dem 
18. August 1996, an dem Sie von der Entführung von 
Frau Schoene Kenntnis erhalten haben, die deutsche 
Botschaft von sich aus Herrn Schoene angesprochen 
und ihm die Tätigkeit von Herrn Mauss angeboten 
hat und es Mitte September auf Initiative der deut-
schen Botschaft ein Treffen in Bogotá im Wagen des 
deutschen Botschafters zwischen Herrn Mauss, 
Herrn Schoene und weiteren Personen gegeben hat, 
bei dem Herr Mauss wiederum Herrn Schoene seine 
Tätigkeit im Rahmen eines Geiselfreikaufes angebo-
ten hat? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Gansel, nach meinem Kennt-
nisstand - das habe ich vorhin ausgeführt - hat man 
sich im Oktober 1996 an Herrn Mauss gewandt. Das 
sind unsere Informationen in diesem Zusammen-
hang. Aber es gab Gespräche - ich sage es auch ein-
mal in der Fragestunde - zwischen Mitarbeitern des 
Auswärtigen Amtes und des Bundeskanzleramtes, 
bei denen wir zu dem Schluß kamen, keinen anderen 
Weg als den, der zum Zeitpunkt der Entführung be-
standen hat, einzuschlagen. Erst wenige Tage - ich 
sage einmal: 14 Tage - vorher wurde auf Bitten der 
BASF überlegt - ohne daß Herr Mauss dabei eine 
Rolle gespielt hat -, ob es einen anderen Weg geben 
könnte, weil es wochenlang kein Lebenszeichen ge-
geben hat. Wir wissen wohl, daß sich viele um die 
Befreiung bemüht haben, aber daß es keine Ansätze 
gegeben hat. 

Nach dem mir vorliegenden Be richt - ich bin gern 
bereit, im Anschluß in der PKK detailliert zu erläu-
tern, wen ich meine, wenn ich im Hinblick auf den 
Schutz einer Person von einem Helfer spreche - war 
klar, daß es wieder Kontakt zu Frau Schoene gege-
ben hat und wir in der Lage waren, mit unseren Mög-
lichkeiten zu helfen. Das war - ich schätze einmal - 
acht Tage vor Ende der Geiselbefreiung. 

Ich bin aber gern bereit, Herr Kollege Gansel, die-
sen Dingen nachzugehen. Ich sagte bereits, daß wir 
keinen Kontakt zu Herrn Schoene hatten. A lles, was 
ich von der „wichtigen Stelle" erfahren konnte, be-
stand darin, daß Herr Schoene Herrn Mauss im Hin-
blick auf die Befreiung einen B rief mitgegeben hat. 
Ich weiß auch, daß es einen zweiten B rief - ich 
nehme an, daß diese Information richtig ist - an ko-
lumbianische Behörden gegeben hat, durch den die 
Behörden über die Bemühungen Herrn Schoenes in-
formiert wurden. Der B rief liegt mir leider nicht vor. 
Ich gehe davon aus, daß er bei den zuständigen Be-
hörden in Medellín liegt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zweite Zusatz-
frage von Herrn Gansel. 

Norbert  Gansel (SPD): Herr Staatsminister, wie 
paßt Ihre Darstellung zu der mir bekannten Darstel-

lung, daß sich Herr Schoene erst am 30. Oktober 
1996, also nachdem - möglicherweise durch das vor-
her erfolgte Auftreten von Herrn Mauss - seine be-
stehende Verbindung zu den Entführern abgerissen 
war, an die deutsche Botschaft gewandt und um Un-
terstützung von Mauss gebeten hat? Ich wiederhole: 
Erst am 30. Oktober hat sich Herr Schoene an die 
deutsche Botschaft gewandt. Ihm ist bei diesem Tref-
fen von der Botschaft mitgeteilt worden, Herr Mauss 
werde nicht für natürliche Personen tätig. Ich zitiere, 
was Herr Schoene in der Fernsehsendung „Frontal" 
vom 4. Dezember 1996 gesagt hat: 

Anfang November, etwa drei Tage nachdem ich 
die Botschaft gebeten hatte, nunmehr Herrn 
Mauss als Hilfe zur Befreiung meiner Frau einzu-
setzen, bekam ich zu meiner Überraschung die 
Antwort, daß Herr Mauss natürlichen Personen 
nicht zur Verfügung steht, sondern nur Firmen. 

Welche Bedeutung müssen wir Ihren Darlegungen 
über die menschliche Seite dieses Dramas beimes-
sen, wenn man berücksichtigt, daß im Rahmen der 
Tätigkeit von Herrn Mauss mit Hilfe deutscher Stel-
len zwischen einer natürlichen Person - also dem 
normalen, unbekannten Staatsbürger XY - und Fir-
men mit entsprechendem finanziellen Rückhalt und 
politischen Einfluß, deren Mitarbeiter oder ehema-
lige Mitarbeiter entführt werden, unterschieden 
wird? 

Zweiter Teil meiner Frage: Trifft es zu, daß der Frei-
kauf erst dann in eine operative Phase eingetreten 
ist, nachdem es Mitte November im Bundeskanzler-
amt ein Treffen zwischen Ihnen, Herrn Mauss und 
Vertretern von BASF, dem früheren Arbeitgeber von 
Herrn Schoene, gegeben hat? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Letzteres trifft nicht zu, Herr Kollege Gansel. 
Ein erstes Treffen hat es zwischen mir, meinen Mitar-
beitern und Vertretern von BASF gegeben. Das 
zweite Treffen fand zwischen BASF-Vertretern und 
mir statt. Beim letzten Treffen, als es darum ging, 
über die Möglichkeiten unserer Hilfestellung zu dis-
kutieren, war Herr Mauss dabei. Dies war ein sehr 
kurzes Gespräch mit dem Ergebnis, daß wir in einem 
Fall - da war es notwendig - durch die Ausstellung 
von entsprechenden, an die kolumbianischen Behör-
den gerichteten Schutzpapieren helfen konnten. 

Zum ersten Teil Ihrer Frage kann ich nur sagen, 
daß mir als Information Oktober 1996 vorliegt. Dieses 
Datum können wir unseren Berichten entnehmen. Es 
kann durchaus sein, daß Ihre Information richtig ist. 

Es ist nicht ganz logisch - ich wiederhole das -, daß 
man von einem Hochtreiben des Lösegeldes gespro-
chen hat, obwohl kein Lösegeld gezahlt worden war. 
Ich bin nach wie vor davon überzeugt, daß es in die-
sem Fall eine Lösegeldzahlung nicht gegeben hat. 
Auch Begleiter sprechen davon, daß es im Fall der 
Entführung von Frau Schoene zu keiner Lösegeld-
zahlung gekommen ist. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage, Herr Kollege Olderog. 
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Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
nachdem Sie ausdrücklich klargestellt haben, daß 
die Initiative, Herrn Mauss einzusetzen, nicht von Ih-
nen ausgegangen ist, sondern Herr Mauss durch die 
Familie bzw. durch das Unternehmen beauftragt 
worden ist, 

(Norbert  Gansel [SPD]: Das ist eben nicht 
klargestellt worden!) 

möchte ich Sie fragen: Können Sie bestätigen, daß 
Herr Mauss den Ruf in Kolumbien hatte, in besonde-
rer Weise befähigt zu sein, erfolgreich bei Befrei-
ungsaktionen mitzuwirken, so daß auch andere Un-
ternehmen ihn von sich aus eingesetzt haben? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Zunächst möchte ich noch einmal unterstrei-
chen - der Kollege Gansel war nicht ganz zufrieden -: 
Wir haben Herrn Mauss nicht zu diesem Zeitpunkt 
eingeschaltet. Er ist später eingeschaltet worden. Ich 
darf auch darauf hinweisen, daß für ein solches Ein-
schalten - ich sprach beim letztenmal von acht sol-
chen in Kolumbien tätigen Firmen - eine besondere 
Situation bestehen muß, um entsprechend helfen zu 
können. 

Herr Kollege Olderog, bei der Situation in Kolum-
bien - ich will nachher in meinen Antworten zu an-
deren Fragen oder Zusatzfragen dazu noch einige 
Sätze sagen - sind wir davon ausgegangen, daß es 
unabhängig von der persönlichen Integ rität, an der 
manche ihre Zweifel haben, ausschlaggebend war, 
daß Herr Mauss bei Geiselbefreiungen in verschiede-
nen Ländern und auch in Kolumbien Erfolg hatte -
übrigens auch im Fall Schoene, in dessen Folge das 
Ehepaar Mauss verhaftet wurde. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Duve, Ihre Zusatzfrage. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatsminister, eine 
kurze Nachfrage: Sind Sie persönlich je mit Herrn 
oder Frau Schoene zusammengetroffen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich bin mit Herrn und Frau Schoene nicht 
zusammengetroffen. Frau Schoene war in Geiselhaft, 
und zu einem Treffen mit Herrn Schoene bestand 
keine Notwendigkeit. Das hat seine ehemalige Firma 
übernommen. Frau Schoene ist übrigens auch ehe-
malige Mitarbeiterin der BASF. 

Ich hatte keine Kontakte zu ihm. Ich war genauso 
wie wahrscheinlich Herr Gansel über manche Be-
merkungen erstaunt. 

Auf eine Bemerkung aus dem von Herrn Gansel 
angesprochenen Interview möchte ich eingehen. Es 
handelt sich dabei um die Betroffene. Es heißt do rt : 
„Drei Monate war die Ehefrau in der Gewalt der 
Guerilla-Organisation."  - Frau Schoene führte aus - 
ich zitiere -: 

Das war dieses Ehepaar. Die haben mir nicht ge-
sagt, wie sie heißen. Das ist mir auch ganz egal. 
Das können Sie sich gar nicht vorstellen nach 

über drei Monaten: Derjenige, der Sie da raus-
holt, das ist der Gott. Für mich waren das Herrgöt-
ter. 

Die Betroffene hat sich geäußert und war für die 
Hilfestellung entsprechend dankbar. Ich sage noch 
einmal: Es war nicht allein Herr Mauss. Es waren an-
dere Heller  dabei, die diese Dinge positiv gestalten 
konnten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage, Herr Kollege Hofmann. 

Frank Hofmann (Volkach) (SPD): Herr Staatsmi-
nister, die Zusatzfrage des Kollegen Gansel veranlaßt 
mich, noch einmal nachzufragen. War bei dem Tref-
fen am 16. September 1996 in einem Auto in Bogotá 
ein Vertreter des Bundeskriminalamtes, zum Beispiel 
ein Verbindungsbeamter, dabei? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich kann Ihnen das nicht beantworten. Ich 
habe von diesen Gesprächen, ohne das Datum jetzt 
verifizieren zu können, sehr viel später erfahren. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Husch: Herr Kollege 
Bachmaier. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, 
Sie haben sich in der vergangenen Fragestunde über 
die Äußerungen des Herrn Schoene irritiert gezeigt 
und haben hinzugefügt, Sie könnten sich diese Äu-
ßerungen nicht erklären. Haben Sie inzwischen ver-
sucht, mit Herrn Schoene unmittelbar oder mittelbar 
Kontakt aufzunehmen, um der Sache nachzugehen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Bachmaier, ich werde das tun, 
sobald sich eine Möglichkeit dafür eröffnet. Mir und 
anderen ist der Aufenthaltsort von Herrn Schoene 
derzeit nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
die Frage 18 des Kollegen Schily auf: 

Hat die Bundesregierung geprüft, ob die Bundesregierung 
durch Unterstützung der Aktivitäten des Privatagenten Werner 
Mauss Beihilfe zu Handlungen leistet, die nach kolumbiani-
schem Strafrecht unter S trafe gestellt sind? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Schily, Sie fragen nach Beihil-
fen der Bundesregierung, die nach kolumbianischem 
Strafrecht unter Strafe gestellt sind. Bei meiner Hilfe-
stellung und derjenigen der Bundesregierung für die 
humanitären Aktionen von Herrn Mauss wurde auch 
die von Ihnen aufgeworfene Frage bedacht. Aus-
schlaggebend für mich war die Überzeugung, daß in 
den konkreten Gefahrensituationen, um die es je-
weils ging, der Schutz von Menschenleben höher zu 
bewerten war als denkbare Verletzungen von Ord-
nungsvorschriften. 

(Otto Schily [SPD]: Sie bezeichnen Straf

-

recht als Ordnungsrecht?) 
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Staatsminister Bernd Schmidbauer 

Wenn ich diese Antwort gebe, dann füge ich hinzu, 
daß das andere mit zu bedenken ist. Ich sage dazu 
auch, daß wir die Souveränität eines Landes respek-
tiert haben und respektieren. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß gegen Herrn 
Mauss ein Ermittlungsverfahren kolumbianischer 
Strafverfolgungsbehörden läuft. Solange dieses Ver-
fahren noch nicht abgeschlossen ist, gilt nach deut-
schem Recht - darauf haben Sie, Herr Schily, bereits 
in der letzten Fragestunde zu Recht hingewiesen - 
auch für Herrn Mauss die Unschuldsvermutung. Die 
Bundesregierung, der die gegen Herrn Mauss erho-
benen Vorwürfe im einzelnen nicht bekannt sind, 
wird sich deshalb zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht an Spekulationen darüber beteiligen, ob Herr 
Mauss möglicherweise kolumbianisches Recht ver-
letzt hat. Aber ich füge hinzu, daß wir diese Überle-
gungen durchaus angestellt haben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schily, erste Zusatzfrage. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatsminister, welche Er-
kenntnisse besitzt die Bundesregierung über Ablauf 
und Folgen bisheriger Aktivitäten des Herrn Mauss? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich kann Ihnen nur über die Dinge berichten 
- das habe ich getan -, an denen wir in Kolumbien 
unmittelbar beteiligt waren. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zweite Zusatz-
frage. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatsminister, ist es nach 
Kenntnis der Bundesregierung im unmittelbaren 
oder mittelbaren Zusammenhang mit Aktivitäten des 
Herrn Mauss zu Todesfällen gekommen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich kann Ihnen das nicht beantworten. Ich 
kenne einen Fall, bei dem es während der Entfüh-
rung einen Toten gegeben hat. Ich kenne außerdem 
einen Fall, bei dem es aus wohl anderen Gründen im 
Rahmen der Befreiung Opfer gegeben hat. Weiteres 
ist mir nicht bekannt. Auch darüber habe ich schon 
detailliert Auskunft gegeben. Ich kann das im einzel-
nen aber nur bei der Entführung verifizieren, Herr 
Kollege Schily. Aber an dieser war Herr Mauss natür-
lich nicht beteiligt; denn sie war die Ursache. Die Si-
tuation war hier so, wie sie übrigens bei allen Entfüh-
rungsfällen zu beobachten war: Es wurde sehr brutal 
vorgegangen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage, 
Kollege Olderog. 

Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
können Sie etwas darüber sagen, ob die Zahlung von 
Lösegeldern für gefangene Geiseln in Kolumbien in 
jedem Fall strafbares Unrecht ist? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Olderog, ich kann Ihnen dazu 
sagen, daß diese in bestimmten Fällen nicht strafbar 
ist und daß ich in den Fällen, die wir betrachten, eine 
Situation sehe, die nach kolumbianischem Strafrecht 
nicht strafbar gewesen wäre, wenn im Rahmen von 
Maßnahmen zur Befreiung der Geiseln eine entspre-
chende Zusammenarbeit mit kolumbianischen Stel-
len erfolgt wäre. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
die Frage 19 des Kollegen Schily auf: 

Hat die Bundesregierung abgewogen, ob die Hinzuziehung 
des Privatagenten Werner Mauss bei den Sondierungsgesprä-
chen, die zu dem Beginn eines Friedensdialogs zwischen der ko-
lumbianischen Regierung und Rebellengruppen führen sollten, 
dem Ziel dieser Sondierungsgespräche eher abträglich als för-
derlich war? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Schily, in der Fragestunde am 
4. Dezember habe ich bereits darauf hingewiesen, 
daß Herrn Mauss im Rahmen der Sondierungsge-
spräche für eine Friedensinitiative die Aufgabe zuge-
dacht war, Kontakte zu den außerhalb der kolumbia-
nischen Regierung angesiedelten potentiellen Ge-
sprächspartnern herzustellen. Eine Teilnahme von 
Herrn Mauss an dem in Aussicht genommenen Frie-
densdialog war nicht vorgesehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage, Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatsminister, wie neh-
men Sie zu der Äußerung des kolumbianischen In-
nenministers Serpa Stellung, der folgendes wörtlich 
geäußert hat: 

Der deutsche Minister hätte mich aufklären müs-
sen über die Person Mauss. Aber er hat das in kei-
nem Moment getan, und diese Bezichtigung ma-
che ich öffentlich, weil es kein loyales, faires Ver-
halten war. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Schily, ich mußte und kann 
auch davon ausgehen, daß alle über die Identität von 
Herrn Mauss informiert waren. Ich darf Ihnen dazu 
auch zitieren, daß erkennbar war, daß sämtliche Be-
teiligten von den Aktivitäten von Mauss - ich spre-
che jetzt nur über diese Initiative des Kontakts von 
Mauss zu Gruppierungen in Kolumbien - bis ins ein-
zelne unterrichtet waren. Im übrigen muß ich Ihnen 
sagen, daß einer der Gesprächspartner, der mehrfach 
bei mir war, Herrn Mauss kannte und daß beim er-
stenmal beide zusammen bei mir waren und mich 
über die Möglichkeit zu vermitteln informiert haben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zweite Zusatz-
frage. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatsminister, hat die Bun-
desregierung, möglicherweise im Zusammenwirken 
mit dem Auswärtigen Amt, geprüft, ob die Aktivitä- 
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Otto Schily 

ten des Privatagenten Mauss und seine Hinzuzie-
hung zu diesen Sondierungsgesprächen negative 
Auswirkungen auf die zwischenstaatlichen Bezie-
hungen Deutschlands und Kolumbiens haben könn-
ten? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Schily, ich bin Ihnen für diese 
Frage sehr dankbar, weil sie mir Gelegenheit gibt 
darzustellen, daß bei den Entscheidungen über Art 
und Umfang humanitärer Hilfen zwischen möglichen 
Verletzungen staatlichen Ordnungsrechts und dem 
Schutz von Menschenleben, dem unsere Verfassung 
höchsten Rang zumißt, abzuwägen ist. Dies ist natür-
lich auch in diesem Fall geschehen. Ich will hinzufü-
gen, daß wir hinsichtlich des Verhaltens anderer 
Bundesregierungen sehr wohl sehen, daß ähnliche 
Wege beschritten wurden. 

Für die Einschaltung von Herrn Mauss war aus-
schlaggebend, daß er offensichtlich die Möglichkeit 
hatte, hier erfolgreich zu helfen. Sie wissen, daß in 
Kolumbien eine schwierige Sicherheitslage herrscht. 
Dies bedeutet, daß man bei Bemühungen um Geisel-
befreiungen, wenn offizielle Wege keinen Erfolg ver-
sprechen oder mit unkalkulierbaren Risiken für die 
Entführungsopfer verbunden sind, auf andere Maß-
nahmen zurückgreifen muß. Dabei sind die legitimen 
Interessen des betroffenen Landes genauso zu be-
rücksichtigen wie das Interesse der Beteiligten, die 
Risiken durch strikte Vertraulichkeit möglichst ge-
ringzuhalten. 

Um es noch einmal klarzustellen: Die Bundesregie-
rung achtet das Prinzip der Nichteinmischung in in-
nere Angelegenheiten anderer souveräner Staaten, 
natürlich auch Kolumbiens. 

Noch ein Punkt: Uns verbinden mit Kolumbien tra-
ditionell enge Beziehungen, die weit bis in das 
19. Jahrhundert zurückreichen. Die Bundesregie-
rung hat den festen Willen, diese Beziehungen im 
Geiste gegenseitiger Achtung und Respektierung 
freundschaftlich weiterzuentwickeln. Soweit ich per-
sönlich einen Beitrag dazu leisten kann, will ich dies 
gern nach besten Kräften tun. 

Wir haben - dies war ausdrücklicher Wunsch der 
kolumbianischen Regierung - unsere guten Dienste 
angeboten. Ich sage dies deshalb, Herr Kollege 
Schily, weil Sie nach diesen Abwägungsprozessen 
gefragt haben. Wir konnten nicht davon ausgehen, 
daß es zu einer Rechtsverletzung kommen würde - 
wenn es denn dazu gekommen ist. 

Ich sagte Ihnen bereits, daß ein Strafverfahren 
läuft. Wir werden alles tun, um zu helfen, dieses Ver-
fahren zu unterstützen. Wir werden zu diesem 
Zweck alle unsere Informationen in diesem Zusam-
menhang weitergeben. 

Daß wir diese Überlegungen angestellt haben, ehe 
es zu dieser Hilfe kam, davon müssen Sie ausgehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage 
des Kollegen Duve. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatsminister, wir spre-
chen hier von zwei sehr unterschiedlichen Vorgän-
gen: Friedensgespräch und Geiselbefreiung. Wir 
sprechen aber immer von einer Person. Ist bei den 
von Ihnen als sehr intensiv und häufig geschilderten 
Kontakten mit den führenden Kirchenleuten, die Sie 
eben genannt haben, jemals dieser andere Aspekt 
der Geiselbefreiung von Ihnen oder Ihren Mitarbei-
tern erwähnt worden? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Duve, ja, in verschiedenen Ge-
sprächen ist die Situation, die Schwierigkeiten bei 
den Vorgesprächen hin zu diesem Dialog macht, an-
gesprochen worden. Die Kirchen waren involvie rt 

 und haben dies im übrigen in Kolumbien öffentlich 
erklärt. Sie sind teilweise auch von der Staatsanwalt-
schaft dazu befragt worden. 

Einer der höchsten Würdenträger in Kolumbien 
war ebenfalls - - 

(Freimut Duve [SPD]: Gehören dazu auch 
die deutschen Bischöfe, die Sie erwähnt 

haben?) 

- Ich gehe davon aus, daß auch bei diesen Gesprä-
chen die schwierige Situation Kolumbiens angespro-
chen wurde. Soweit ich dabei war, ist dies gesche-
hen, sehr ausführlich in einem Fall, nämlich als über 
die Frage der Sicherheitslage in Kolumbien gespro-
chen wurde. 

(Freimut Duve [SPD]: Weil Sie Geiseln 
befreien wollten!?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Moment, keine 
Dialoge. Herr Kollege Duve, Ihre Frage wird beant-
wortet. 

Herr Staatsminister, Sie haben das Wo rt . 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Natürlich ist auch darüber gesprochen wor-
den, daß in dem einen oder anderen Fa ll  die Notwen-
digkeit besteht, Geiseln herauszuholen und zu be-
freien. Übrigens ist dem sehr viel Verständnis entge-
gengebracht worden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Bachmaier, Sie haben das Wort zu einer nächsten 
Frage. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Präsident, ich 
darf meine Frage von vorhin wiederholen, weil sie si-
cherlich in diesen Zusammenhang paßt. 

Herr Staatsminister, wer war von der anderen Seite 
an diesen Sondierungsgesprächen beteiligt oder ist 
hinzugezogen worden? Sie haben von der Regierung 
und von der katholischen Kirche gesprochen. Wer 
war von seiten der Gue rilla oder ähnlicher Organisa-
tionen an diesen Gesprächen beteiligt? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich habe dies beim letztenmal beantwortet, 
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Herr Kollege Bachmaier, als Sie ebenfalls da waren. 
Ich hatte gesagt, daß ein namhafter Politiker Süd-
amerikas dabei eine Rolle gespielt hat und daß auch 
Verbindungsleute zu der Gueri lla bei Gesprächen 
anwesend waren. 

(Hermann Bachmaier [SPD]: Aus Kolumbien?) 

Ich selbst habe mit einem Vertreter - nicht einem 
Mitglied - einer bestimmten Gruppierung in Kolum-
bien gesprochen und habe mich davon überzeugen 
können, daß diese Seite größtes Interesse daran hat, 
an solchen Gesprächen teilzunehmen. 

Herr Kollege Bachmaier, ich habe darüber auch 
mit anderen gesprochen, die maßgeblich an den Ver-
suchen beteiligt waren, diesen Dialog im Ausland 
mit entsprechenden Ergebnissen zu führen. Ich habe 
auch darüber gesprochen, daß diese Versuche ge-
scheitert sind, weil es Verhaftungen gab. Ich habe 
auch darüber gesprochen, daß diese Versuche ge-
scheitert sind, weil eine Gesprächsbereitschaft zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt nicht mehr vorhanden 
war. Ich wi ll  noch einmal sagen, daß ich an alle, die 
in der Lage sind, diesen Dialog zu befördern, im Hin-
blick auf die vielen Opfer, die es tagtäglich gibt, die 
Bitte habe, daß sie mithelfen und sich mit einbringen, 
so daß es zu einem solchen Dialog kommt. 

Mit wem ich nicht gesprochen habe, wi ll  ich Ihnen 
ebenfalls sagen. Es handelt sich um diejenigen, nach 
denen der Kollege Such gefragt hat. Ich will es noch 
einmal ausdrücklich sagen, daß mit dieser Seite nicht 
gesprochen wurde. Sie alle wissen, daß es eine 
starke Verbindung - das bedauert Kolumbien ebenso 
wie wir - zwischen einem Teil der Guerillabewegun-
gen und der Drogenseite gibt. Es hat keine Gesprä-
che zwischen diesen Vertretern und mir gegeben. 

Kollege Such hat recht, daß mir ebenfalls bekannt 
ist, daß es Überlegungen verschiedener Leute dahin 
gehend gegeben hat, wie man diesen Teil „heilen" 
könnte. Aber das war nicht unser Ziel. Vielmehr ist 
unser Ziel ein völlig anderes, wenn es um die Be-
kämpfung der Drogensituation geht. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Olderog. 

Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
vor dem Hintergrund meiner persönlich vor O rt , in 
Kolumbien, gewonnenen Informationen und Erfah-
rungen möchte ich Sie fragen, ob nicht deshalb auch 
für die Bundesregierung ein Zwang bestand, p rivate 
Operationen zu unterstützen, weil die Lage in Ko-
lumbien so ist, daß die dortige Regierung über große 
Teile des Landes, insbesondere do rt , wo die Geiseln 
verschleppt und versteckt worden sind, die tatsächli-
che Macht verloren hat. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Olderog, diese Frage gibt mir 
die Gelegenheit, einiges richtigzustellen. Ich erin-
nere mich, daß Sie bereits eine ähnliche Frage ge-
stellt haben. Ich habe damals ausgeführt, daß die 
Hälfte des Landes von Guerillaeinheiten beeinflußt, 
kontrolliert wird. Es ist registriert worden. Aber dies 

ist ein totales Mißverständnis. Wer die Entwicklung 
in Kolumbien aufmerksam verfolgt und an den 
Schicksalen der betroffenen Menschen besonderen 
Anteil nimmt, der muß dies relativieren und muß sa-
gen, daß einer Regierung nicht die Souveränität über 
ein Staatsgebiet abgesprochen wird. Vielmehr muß 
er sagen, daß nach unserem Kenntnisstand viele Ge-
biete von der Gueri lla beherrscht werden oder daß 
die von der Gue rilla beeinflußten Gebiete mit militä-
rischen und polizeilichen Mitteln angegangen wer-
den. Es finden ja ständig, wie ich bereits ausgeführt 
habe, entsprechende Aktivitäten - zum Teil unter ho-
hem Blutzoll aller Beteiligten - statt. 

Aber genauso richtig ist - danach haben Sie jetzt 
gefragt; darauf kommt es bei meiner Aussage an -, 
daß es in wichtigen Bereichen Kolumbiens auf Grund 
dieser schwierigen Sicherheitslage nicht möglich ist, 
mit staatlichen Machtmitteln festgehaltene Geiseln 
mit einem vertretbaren Risiko zu befreien. Ich habe 
über die Zahl der Entführungsfälle und die dabei zu 
beklagenden Opfer im Auswärtigen Ausschuß einge-
hend berichtet. Ohne daß ich hier ins Detail gehen 
will: Jeder sollte sich sehr überlegen, ob er unter die-
ser Voraussetzung eine Geiselbefreiung durch den 
Einsatz staatlicher Machtmittel versuchen will. Ich 
bin überzeugt, daß es im Interesse von Leib und Le-
ben der Geiseln ist, Lösungen auf dem Verhand-
lungswege zu erreichen. Davon sind auch die Ent-
scheidungen geprägt worden. 

Herr Kollege Olderog, ich habe schon wiederholt 
erläutert, daß ich mir darüber auch mit den Vertre-
tern  der kolumbianischen Regierung einig war. Uns 
geht es nicht darum, in Kolumbien mit Hardliner-Ak-
tivitäten Geiseln zu befreien. Vielmehr wollen wir 
möglichst im Einvernehmen mit der kolumbiani-
schen Regierung arbeiten. Bei eventuellen neuen 
Fällen in der Zukunft - ich hoffe nicht, daß es nötig 
sein wird - werden wir das, was wir aus diesen Ent-
führungsfällen gelernt haben, einbringen und wer-
den dann vielleicht auch andere Möglichkeiten aus-
loten können, um die Geiseln zu befreien. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Dr. Sperling. 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Herr Staatsminister, 
angesichts der von Ihnen geschilderten Umgangsfor-
men zwischen Herrn Schmidhuber und Herrn Mauss 
und des vorhandenen Kontakts zwischen dem Staats-
minister Schmidhuber und kolumbianischen Regie-
rungsstellen: Haben Sie je abgewogen, ob Herrn 
Mauss auf diese Art und Weise für seine Aktivitäten 
die Aura des Kanzleramtes zugetragen wurde und 
damit so etwas wie eine Soliditätsverbürgung des 
Kanzleramtes für Herrn Mauss gegenüber kolumbia-
nischen Regierungsstellen herausgekommen ist? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Sie wollten Herrn Schmidbauer und nicht 
Herrn Schmidhuber fragen? 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Ja, Entschuldigung. 
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Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Das ist beim letzten Mal auch dem Kollegen 
Schily passiert. 

(Otto Schily [SPD]: Ja, ich bin in einen ganz 
unmöglichen Verdacht gekommen!) 

Ich will Ihnen dazu sagen, daß dies in meinen 
Überlegungen im nachhinein eine ganz gewichtige 
Rolle gespielt hat. Ich habe mir dabei aber nichts vor-
zuwerfen, weil ich keine andere Chance gesehen 
habe. Das gehört zu den Fragen, die ich vorhin dem 
Kollegen Bachmaier und anderen beantwortet habe: 
daß wir bestimmte Dinge im Lichte unserer gemach-
ten Erfahrungen überdenken, damit es keinen Miß-
brauch geben kann. Nach der Kenntnis, die wir 
heute haben, hat es bei diesen Fällen, in die wir in-
volviert waren, keinen Mißbrauch gegeben. Wohl hat 
es die Schutzbriefe und für die Opfer die entspre-
chenden Deckpapiere gegeben. Schon dies wäre ein 
Grund, um eine solche Situation zu konstruieren. 

Ich weiß nicht, Herr Kollege Sperling, wie wir im 
nächsten Fall - ein Nachfolger von mir oder eine an-
dere Bundesregierung - reagieren werden. Ich 
glaube, daß es keinen Fall gibt, der vergleichbar ist. 
Ihre Frage hat mich aber zum Nachdenken gebracht. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Frage 20 des Kollegen Duve auf: 

Wer hat die Beteiligung des Privatdetektivs Werner Mauss 
vorgeschlagen, als sich argentinische Regierungsstellen im Mai 
dieses Jahres an die Bundesregierung gewandt haben, um bei 
dem Freikauf argentinischer Geiseln in Kolumbien behilflich zu 
sein, und wird bei solchen Kontaktaufnahmën die Position be-
freundeter europäischer Regierungen, grundsätzlich niemals 
und unter keinen Umständen Kontakte mit Geiselnehmern zu 
suchen, berücksichtigt? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Duve, eine Position, grundsätz-
lich niemals und unter keinen Umständen Kontakte 
mit Geiselnehmern zu suchen, gibt es unter befreun-
deten europäischen Regierungen meines Wissens 
nicht. Im Gegenteil: Wir haben uns in vielen Fällen 
abgesprochen, solche Kontakte aufzunehmen. Auch 
von Ministern wurden solche Kontakte, auch unter 
anderen Regierungen, gepflegt; das will ich einmal 
sehr neutral sagen. 

Wie ich aber bereits in der Fragestunde am 
4. Dezember ausgeführt habe, wurde ich im Frühjahr 
1996 von argentinischen Regierungsstellen über die 
Entführung von drei Ingenieuren in Kolumbien infor-
miert. In anschließenden Gesprächen mit argentini-
schen Regierungsstellen und der betroffenen Firma 
habe ich mich an Lösungen zur Freilassung dieser In-
genieure beteiligt. 

Anschließend - ich betone das ausdrücklich - ha-
ben zwischen Techint und Herrn Mauss bilaterale 
Gespräche stattgefunden; wohl auch schon vorher, 
darüber aber habe ich keine Kenntnis. Nach meiner 
Kenntnis wurde Herr Mauss dabei gebeten, eine 
Freilassung auf dem Verhandlungswege zu errei-
chen. Ich will  Ihnen sehr deutlich machen, daß ich 
mich bei meinen Gesprächspartnern über die Situa-
tion bei diesen Gesprächen vergewissert habe. Ich 

kann Ihnen noch einmal sagen, daß ohne Herrn 
Mauss zwei Gespräche mit hohen Regierungsvertre-
tern Argentiniens und mit dem Botschafter Argenti-
niens stattgefunden haben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Erste Zusatz-
frage. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatsminister, Sie ha-
ben eben gesagt, daß es eine solche grundsätzliche 
Position nicht gibt. Ich frage Sie konkret nach dem 
Entführungsfall jener dänischen Firma, bei dem es 
sich um einen dänischen und einen britischen Staats-
bürger gehandelt hat. Hat es solche Ersuchen seitens 
der dänischen und der britischen Regierung gege-
ben? Ist Ihnen bekannt, daß die britische Regierung 
aus grundsätzlichen Erwägungen jeden Kontakt zu 
Geiselnehmern ablehnt? - Die lange Tragödie im Li-
banon ist ja bekannt. - Sind Sie darüber unterrichtet? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Duve, ich kenne die Haltung 
und die Skepsis mancher Regierungen. Ich weiß aber 
auch, daß befreundete Regierungen mit mir der Mei-
nung sind, daß es solche Kontakte geben kann. Ich 
kenne inzwischen allerdings auch andere Methoden, 
wie man solche Kontakte pflegt, ohne als Regierung 
direkt involviert  zu sein. 

Ich habe Kenntnis davon, daß es zwischen den 
acht Firmen, die ich vorhin beispielhaft erwähnt 
habe, und den Regierungen durchaus einen regen 
Austausch gibt, wenn es um solche Fälle geht. Mir ist 
sehr wohl bewußt, Herr Kollege Duve - ich sage Ih-
nen das, weil ich weiß, daß auch Sie sich um diese 
Fragen kümmern -, daß in einem Fall der Vorwurf 
laut wurde, daß vielleicht ein Leben hätte gerettet 
werden können, wenn es zu diesen Kontakten ge-
kommen wäre. Nur ich sage Ihnen, daß es auch in 
diesem Fall zu Kontakten gekommen ist. 

Mir  ist bisher kein Fall bekannt, daß sich eine Re-
gierung zurückgezogen hat, wenn die Chance be-
stand, mit entsprechenden Personen zu reden. Es 
wird Ausnahmen geben, die sich auch an Beispielen 
belegen lassen. Aber ich kenne viel mehr Beispiele, 
wo sich Regierungsstellen sehr wohl auf vertrauli-
chem Wege mit solchen Personen getroffen haben. 
Bei mehreren Fällen, von denen ich selber Kenntnis 
habe, hat dieser Weg die Lösung bedeutet. Das geht 
dort  nicht, wo bestimmte Umstände herrschen, die 
Kontakte verbieten, auch aus Gründen des persönli-
chen Schutzes. Es ist, wie Sie wissen, in dem einen 
oder anderen Fall nicht einfach, solche Gesprächs-
partner zu treffen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zweite Zusatz-
frage. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatsminister, Sie hat-
ten in diesem Zusammenhang - wir sprechen ja jetzt 
über die Beziehungen zu anderen Staaten - vorhin 
die intensive Zusammenarbeit zwischen Ihnen und 
Staatsminister Hoyer erwähnt. Können Sie darüber 
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Auskunft geben, ob Herr Staatsminister Hoyer je mit 
Herrn Mauss zusammengetroffen ist? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Meines Wissens nicht; aber da müssen Sie 
ihn selber fragen. Das hat bei diesen Fragen mit Si-
cherheit auch keine Rolle gespielt, Herr Kollege 
Duve. 

(Otto Schily [SPD]: Vielleicht hat er es gar 
nicht gemerkt, daß er mit ihm zusammenge-

troffen ist!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage 
des Kollegen Beucher. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Staatsmi-
nister, leiten Sie die Zuständigkeit für Ihre Aktivitä-
ten mit Herrn Mauss aus dem Organisationserlaß des 
Bundeskanzlers vom 3. Mai 1989 ab, der genau re-
gelt, was Beauftragte für Nachrichtendienste dürfen 
- zum Beispiel hinsichtlich Haushaltsangelegenhei-
ten usw. -, oder sind Sie vom Bundeskanzler für Ihre 
Aktivitäten mit Herrn Mauss beauftragt worden? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, sie ziehen ein Organigramm 
an. Nehmen Sie das Organigramm des Bundeskanz-
leramts und nicht die Geschäftsordnung des Beauf-
tragten für die Nachrichtendienste! Es kann Kompe-
tenzprobleme geben, Herr Beucher. Ich bin auch der 
Meinung, daß man Überlegungen anstellen muß, 
wer dann, wenn es um solche Fragen geht, die Zu-
ständigkeit übernimmt. 

Es gibt den Fall, daß man von verschiedenen Sei-
ten gebeten wird, das zu tun. Ich habe in der Antwort 
auf die Frage des Kollegen Bachmaier erwähnt, daß 
wir uns in unserem Haus über solche Dinge informie-
ren. Ich glaube nicht, daß dann, wenn es darum geht, 
solche Verhandlungen zu führen, viele schreien: „Ich 
habe dafür eine Kompetenz! " 

In einem den Nahen und Mittleren Osten betref-
fenden Fall hat mich der Bundeskanzler gebeten - 
weil dies eindeutig Wunsch einer Regierung war -, 
dies zu übernehmen. In anderen Fällen wird es ähn-
lich gelaufen sein. In noch anderen Fällen wird mich 
die Bitte eines direkt Involvie rten veranlaßt haben, 
mich um ein Schicksal zu kümmern. Ich glaube, es ist 
nicht übertrieben, wenn ich sage, daß kein Monat 
vergeht, in dem an das Bundeskanzleramt nicht die 
Bitte herangetragen wird, in dem einen oder anderen 
Fall zu helfen. 

Ich habe es auch beim letztenmal schon gesagt: Ich 
dränge mich nicht, diese Fragen zu lösen. Ich bin si-
cher: Wenn Abgeordnete des Deutschen Bundesta-
ges selbst in eine solche Problemlage kommen soll-
ten, werden sich diese Fragen überhaupt nicht mehr 
stellen, weil die Situation erlebt ist. Ich bin auch 
überzeugt, daß dieses Vorgehen do rt  unbedingt not-
wendig ist - ich habe auch dafür Beispiele genannt -, 
wo Kinder gesucht werden, wo deutsche Staatsbür-
ger im Ausland in Probleme geraten. Die Hilfeersu-
chen kommen wechselweise auf das Auswärtige Amt 

und auf uns zu. Dafür gibt es keine Regeln. Ich sage 
dies, weil es ein bißchen so aussieht, als gebe es eine 
Rivalität darüber, wer sich dieser Fälle annehmen 
kann und wer nicht. 

Es gibt einen sehr konkreten - mit den schwierig-
sten - Fall, der nicht gelöst ist, bei dem das Auswär-
tige Amt die Federführung hat. Wir steuern da selbst-
verständlich das bei, was uns möglich ist, zusammen 
mit den uns unterstellten obersten Dienstbehörden. 
Keiner wird fragen: Wer hat da wirklich die Kompe-
tenz in diesem Fall? 

Es gab eine Zusammenarbeit zwischen BKA und 
Auswärtigem Amt in einem anderen Entführungsfall, 
der noch gar nicht so lange zurückliegt. Es gibt Zu-
sammenarbeit zwischen den Nachrichtendiensten 
und dem Auswärtigen Amt und uns im Hinblick auf 
solche Fragen. Wir haben die nie an die Öffentlich-
keit gebracht. Und weil Sie diese Frage - wahr-
scheinlich zu Recht - wieder stellen und der Kollege 
Schily beim letzten Mal und auch heute auf solche 
Punkte aufmerksam gemacht hat: Ich glaube, es be-
darf einer Leitschnur für die Regelung in solchen Fäl-
len, die Rechtssicherheit gewährleistet. Ich erinnere 
an § 34 StGB, Notstand. Es macht keinen Sinn, dar-
über im nachhinein zu reden. Beim nächsten Fall 
taucht das Problem wieder auf, und wir streiten uns, 
statt daß einvernehmlich klar ist: In diesem oder je-
nem Abwägungsprozeß ist dies die richtige Entschei-
dung. 

Ein Kollege aus der F.D.P. hat beim letzten Mal die-
selben Fragen gestellt. Ich bin sehr dafür - wir haben 
nachher Gelegenheit, diese Fragen aufzuwerfen -, 
auch zu sagen: Hier sind Fehler passiert. Aber ma-
chen wir bitte keine Anlastung bei denen, die Ent-
scheidungen getroffen haben, bevor eine solche 
Frage geklärt wurde! Ich will nur ein Beispiel nen-
nen: Die Bundesrepublik Deutschland tut sich 
schwer, Deckpapiere für Deutsche auszustellen. Es 
gab hier ein Verfahren, das aus Gründen der Beja-
hung der Möglichkeit, die Paßgesetze zu interpretie-
ren - so sage ich das einmal -, niedergeschlagen 
wurde. 

Beim letzten Mal wurde von der PDS in der Aktuel-
len Stunde der moralische Zeigefinger gehoben. Sie 
wissen, auch aus anderen Fällen, die wir in den letz-
ten Wochen gemeinsam betrachtet haben, daß es 
Notwendigkeiten gibt und daß sich die Bundesregie-
rung - jede Bundesregierung hätte so gehandelt - 
nicht gescheut hat, für „DDR-Bürger" die Ausreise 
über Rumänien und Bulgarien mit entsprechenden 
Tarnpapieren zu gewährleisten. Ich will nichts über 
die Zahlen sagen, aber es ist erstaunlich. Letztend-
lich liegt es in unserer Hoheitsgewalt, wie wir die 
Paßgesetze in solchen Fällen zum Schutz von Men-
schen interpretieren und hinterher die Pässe wieder 
einziehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Einen Augen-
blick, Herr Staatsminister! Ich muß Sie unterbrechen. 
- Ich verstehe Ihr Interesse - sicherlich ist das auch 
ein allgemeines Interesse -, ausführliche Antworten 
zu geben. Wir haben aber noch 15 Fragen zu diesem 
Komplex und 37 Minuten für die Fragestunde. Wir 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 

müssen uns irgendwie bemühen, im Zusammenhang 
der gestellten Frage zu bleiben. 

Die Zusatzfrage, auf die Sie jetzt antworten, bezog 
sich nur auf die Rechtsgrundlage Ihrer Tätigkeit. 
Wenn ich es richtig im Kopf habe, kommen noch Fra-
gen, die sich auf die Paßausstellung beziehen. Ich 
finde, wir müssen uns ein bißchen konzentrieren, 
weil sonst die Kollegen, die noch weitere Fragen ge-
stellt haben, keine Chance haben, eine Antwort zu 
bekommen. 

Ich bitte um Entschuldigung, daß ich unterbrochen 
habe. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Präsident, ich bin Ihnen da sehr behilf-
lich und will mich kurzfassen. Es ist natürlich auch 
von den Zusatzfragen abhängig, ob alle Fragen be-
antwortet werden können. Ich jedenfalls stehe zur 
Verfügung. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die Zu-
satzfrage des Kollegen Olderog auf. 

(Dr.  Roll  Olderog [CDU/CSU]: Ich?) 

- Sie hatten sich gemeldet. Ich meine, es muß nicht 
sein. 

Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Entschuldigung, 
Herr Präsident. Ich möchte gern eine Frage stellen. 
Ich analysierte noch den Inhalt Ihrer Aussagen. 

Herr Staatsminister, bezüglich des direkt oder indi-
rekt erhobenen Vorwurfs, daß Sie sich als Spitzen-
mann des Bundeskanzleramtes nicht unmittelbar so 
hätten engagieren sollen: Können Sie etwas darüber 
sagen, wie sich Spitzenleute des Bundeskanzleram-
tes in früheren Zeiten bei hochdringlichen Lebensret-
tungsoperationen verhalten haben? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich glaube insbesondere, daß sich ein mir 
persönlich bekannter Kollege der SPD in ähnlichen 
Fragen ähnlich verhalten hat bzw. ähnlich verhalten 
hätte. Es war in einem Fall eine Zusammenarbeit 
möglich, bei dem wir gemeinsam Erfolg hatten. Er 
wird andere Möglichkeiten gesehen haben in jeweils 
unterschiedlichen Fällen, aber ich gehe davon aus, 
daß der Kollege Wischnewski in ähnlichen Fällen 
ähnlich gearbeitet hätte. Ich gehe auch davon aus, 
daß mein früherer Kollege Stavenhagen in einem 
ähnlichen Fall genauso gehandelt hätte. Auch an-
dere haben zu ähnlichen Instrumenten gegriffen, 
wenn es darum ging, Leben zu schützen und ent-
sprechende Dinge umzusetzen. 

Auch auf die Gefahr hin, daß meine Antwort zu 
lang ist, möchte ich sagen: Man kann sich nicht aus-
suchen, welcher Fall in welcher Situation auf einen 
zukommt. Jeder Fall war anders. Jede Kooperation 
war anders. Dabei sind mit absoluter Sicherheit auch 
Fehler gemacht worden, aber am Ende zählte der Er-
folg, und es zählten nicht die Dinge, die unter Um-
ständen nicht geordnet abliefen. In diesem Zusam-
menhang gibt es keine Ordnung. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage von Herrn Gansel. 

Norbert  Gansel (SPD): Herr Staatsminister Schmid-
bauer, Ihnen wird bekannt sein, daß der Kollege 
Wischnewski ausdrücklich darauf hingewiesen hat, 
daß er in solch heiklen Situationen - Friedensinitiati-
ven und Geiselbefreiungen - nie etwas unternom-
men hat, ohne engstens mit dem Auswärtigen Amt 
und den jeweiligen Regierungen sowie mit den Be-
troffenen zusammenzuarbeiten. 

(Dr. Rolf Olderog [CDU/CSU]: Das ist hier 
genauso gewesen!) 

Nachdem Ihre sogenannte Friedensinitiative ge-
scheitert ist und sich Kolumbien davon distanziert 
hat, nachdem Ihre Vertrauensperson, Herr Mauss, in 
kolumbianischer Haft sitzt, nachdem es Hinweise 
darauf gibt, daß die Geiselhaft von Frau Schoene 
durch das Dazwischentreten von Herrn Mauss mögli-
cherweise verlängert wurde, und all dies nachprüf-
bar sein wird, frage ich Sie: Welche Konsequenzen 
sind Sie selbst zu übernehmen bereit, wenn sich Ihre 
Aussagen vor dem Parlament in wesentlichen Punk-
ten als falsch bezüglich der Informationen, die Sie 
uns aus dritter Hand gegeben haben, und als falsch 
in der Bewertung herausstellen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Gansel, Sie müßten mich gut 
genug kennen, um zu wissen, daß ich dann persön-
lich die Verantwortung übernehme und die entspre-
chenden Maßnahmen ergreifen werde. Wenn ich für 
die Bundesregierung antworte, bin ich auf Antwor-
ten Dritter angewiesen. Ich bin auf die Dinge ange-
wiesen, die uns als Bundesregierung zur Verfügung 
gestellt werden. Ich bin aber davon überzeugt, daß 
dies sehr präzise ist. 

Ich will aber auf Ihre Frage antworten: Die Frie-
densgespräche, die Sondierungsgespräche sind 
überhaupt nicht gescheitert. Vor wenigen Stunden 
ist erklärt worden, daß man sich bemüht, diese Dinge 
wieder aufzunehmen und in diese Dinge einzutreten. 
Es ist auch falsch, daß sich der Kollege Wischnewski 
hier von mir unterscheidet. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Darauf 
legen wir aber We rt !) 

Zur Zusammenarbeit mit dem Auswärtigen Amt 
kann ich Ihnen sagen: Wir waren in einem der wich-
tigsten und schwierigsten Fälle, die wir hatten, im-
mer mit einer Delegation unterwegs, die von der zu-
ständigen Stabsstelle im Auswärtigen Amt zusam-
mengesetzt war. All die wichtigen Ministe rien waren 
immer dabei; in vielen Fällen das Innenministerium, 
in einem Fall das Auswärtige Amt, das Innenministe-
rium, das Bundeskanzleramt. Dies war bei allen Ge-
sprächen, die geführt wurden - auch mit anderen Re-
gierungen -, so. Auch in den jüngsten Fällen gab es 
direkte Gespräche unter Beteiligung einer Regie-
rung, die nicht die Chance hatte, entsprechend zu 
helfen. Aber mit denen wurde über das Verfahren 
diskutiert. Es wurde ernst genommen, daß sich diese 
Regierung selbst bemüht - ohne eine Chance zu ha- 
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ben -, sich hier irgendwie hilfreich einzumischen. 
Darauf wurde geachtet, darauf wurde Wert gelegt. 
Der Kollege Wischnewski hat mir hierzu auch gratu-
liert. 

Es gibt andere Fälle, bei denen man nicht so ver-
fahren wäre. Ich weiß nicht, ob der Kollege Wisch-
newski solche Fälle hatte. Es besteht die Chance, 
sich darüber in einem Dialog in wenigen Tagen aus-
führlich zu unterhalten. 

Zu Ihrer letzten Bemerkung: Ich bin im Gegenteil 
der Meinung, daß der Fall Schoene zu einem Zeit-
punkt gelöst wurde, in dem er lösbar war. Wenn dies 
nicht gemacht worden wäre, hätte die Lösung wahr-
scheinlich noch sehr lange auf sich warten lassen. Ich 
bin fest davon überzeugt, daß wir diese Chance nach 
90 Tagen zum richtigen Zeitpunkt hatten. Wir sind 
auch bereit - ich sage das noch einmal -, an einer an-
deren Stelle die entsprechenden Belege dafür beizu-
bringen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Frage 21 des Kollegen Duve auf: 

Wann und mit wem hat Staatsminister Bernd Schmidbauer 
erstmals die von ihm in der Fragestunde vom 4. Dezember 1996 
erwähnten „Sondierungsgespräche im Hinblick auf Friedensge-
spräche" für Kolumbien geführt? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Duve, ich habe dazu schon im 
Auswärtigen Ausschuß unter der Vereinbarung der 
Vertraulichkeit Stellung genommen und auch hier zi-
tiert, mit wem erstmals diese Sondierungsgespräche 
geführt wurden. Ich kann dazu nicht mehr äußern. 
Bei den Ausführungen im Auswärtigen Ausschuß 
und auch hier im Verlauf dieser Fragestunde habe 
ich mehrfach darauf hingewiesen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatsminister, da Sie 
vorhin daran erinnert haben, daß es sich um Frie-
densgespräche handelt, bei denen man möglicher-
weise auch Herrn Mauss brauchen würde, frage ich: 
Ist den Partnern, den Bischöfen und anderen, deut-
lich gemacht worden, was der Herausgeber der Zeit-
schrift „El Tiempo" am 21. November 1996 in einem 
Leitartikel geschrieben hat, also vor unserer Frage-
stunde in der letzten Woche, daß nämlich Mauss 
1983 Schutzgelder der Firma Mannesmann beim Bau 
einer Erdölpipeline an die Gue rilla ELN gezahlt und 
damit entscheidend zur Wiederbelebung dieser Gue-
rillaorganisation beigetragen hat? Santos, der Her-
ausgeber, weiter: 

Was an diesem Skandal interessie rt , ist die Ver-
antwortung dieser Unternehmen und der deut-
schen Regierung für die Finanzierung des Terro-
rismus und der institutionellen Destabilisierung 
in Kolumbien. 

So läuft die Diskussion. Meine Frage: Ist diese Di-
mension des Themas mit Blick auf die Person Mauss 
gegenüber denen, mit denen Sie als Vermittler Frie-
densgespräche vorhatten, erwähnt worden? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Duve, die Beantwortung dieser 
Frage können Sie von mir nicht verlangen ;  denn ich 
war weder in diese Dinge - wenn sie denn stattge-
funden haben - involviert, noch muß ich davon aus-
gehen, daß mir selber all das bekannt ist, was irgend-
welche Partner wissen. 

Wir haben darauf geachtet, daß es nicht zu einem 
Markt kommt, das heißt, daß es bei Entführungen 
keine Trittbrettfahrer und Nachahmer gibt. Ich habe 
davon gesprochen, daß dies in den meisten Fällen, 
bei denen es um unsere Staatsbürger ging, nicht pas-
siert ist. Einer der entscheidenden Punkte war ja - es 
ist in einem deutschen Magazin darüber gesprochen 
worden -, daß der beste Weg ist, generell zu verhin-
dern, daß es zur Geiselnahme kommt. 

Dies ist mein Ansatz und, wie ich weiß, auch Ihrer. 
Ich fühle mich da mit Ihrer Denkweise völlig verbun-
den: daß es keinen Sinn macht, ständig solche 
Märkte durch entsprechende Lösegeldzahlungen an-
zuheizen, daß wir vielmehr zu anderen Ergebnissen 
kommen müssen. Diese Ergebnisse können nur hei-
ßen, mitzuhelfen, daß die Situation bereinigt werden 
kann. In einem Fall ist das ja ganz gut gelungen. Ich 
darf daran erinnern, daß es seit einigen Jahren in ei-
nem bestimmten Bereich, in dem es häufig zu Geisel-
nahmen gekommen ist, auch aus finanziellen Grün-
den, eine solche Geiselnahme nicht mehr gegeben 
hat. Im übrigen war ich vor dem Fall Schoene der 
Meinung, daß dies ein Ende haben könnte. Ich war 
besonders betroffen, da es sich hier um eine Frau mit 
einem sechs Jahre alten Kind handelt. 

Der Denkansatz ist ein anderer: nicht Pushen von 
Lösegeld, sondern - im Gegenteil - Drücken solcher 
Forderungen auf das Maß des Erträglichen, wenn es 
sich nicht anders machen läßt. Sie wissen, daß es an-
dere Fälle gegeben hat, in denen die Bundesrepublik 
Deutschland Lösegeld bereitgestellt hat - nicht die 
Bundesregierung, sondern die betroffenen Firmen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich möchte 
daran erinnern, bei welcher Frage wir sind: 

Wann und mit wem hat Staatsminister Be rnd 
Schmidbauer erstmals die von ihm in der Frage-
stunde vom 4. Dezember 1996 erwähnten „Son-
dierungsgespräche im Hinblick auf Friedensge-
spräche" für Kolumbien geführt? 

Das war die Frage, die gestellt worden ist. 

Sie haben dazu eine weitere Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Duve. Bitte. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatsminister, hat es im 
Zusammenhang mit den von Ihnen mehrfach er-
wähnten vielfältigen Sondierungsgesprächen für 
Friedensverhandlungen jemals einen Kontakt zur 
Firma Siemens im Zusammenhang mit dem U-Bahn

-

Bau in Medellin gegeben? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Nein, Herr Kollege Duve. 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
Frage 22 des Kollegen Frank Hofmann auf: 

Hat Werner Mauss für sein Tätigwerden irgendwelche Zu-
wendungen bzw. Aufwandsentschädigungen seitens der Bun-
desregierung bzw. bundesdeutscher Behörden erhalten? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Hofmann, finanzielle Zuwen-
dungen oder Aufwandsentschädigungen hat Herr 
Mauss im Zusammenhang mit der Lösung humanitä-
rer Fragen in Kolumbien von der Bundesregierung 
nicht erhalten. Bis 1982 hat Herr Mauss verschie-
dentlich im Auftrag deutscher Sicherheitsbehörden, 
unter anderem auch Sicherheitsbehörden des Bun-
des, gearbeitet. Dafür hat er auch finanzielle Zuwen-
dungen erhalten. 

Ich bitte um Verständnis, daß ich zu Einzelheiten 
über die Höhe und A rt  der Zuwendungen hier keine 
Auskunft geben kann. Es handelt sich um Vorgänge, 
die zurückliegen und teilweise frühere Bundesregie-
rungen betreffen. Ich biete Ihnen aber eine schriftli-
che Beantwortung an, sofern die Einstufung dieser 
Berichte dies zuläßt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Erste Zusatz-
frage. 

Frank Hofmann (Volkach) (SPD): Herr Staatsmini-
ster, bestand dieses Tätigwerden vielleicht in punk-
tuellen personellen Unterstützungen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Das ist mir nicht bekannt. Ich habe die Un-
terstützung, die von unserer Seite gegeben wurde, 
ausführlich erläutert. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage, 
Dr. Sperling. 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Herr Staatsminister, da 
der Markt für humanitäre Leistungen auf dem Gebiet 
der Geiselbefreiung ein normalerweise außerhalb 
der Öffentlichkeit existierender ist und Sie mit Herrn 
Mauss über längere Zeit eine gewisse Zusammenar-
beit gepflegt haben: Haben Sie einen Eindruck ge-
wonnen, ob Herr Mauss auf diesem Markt als Mä-
zen, als Marktteilnehmer oder sogar als Marktgestal-
ter für die spätere eigene Teilnahme tätig wurde, 
ähnlich wie bei der Gestaltung des Lochs in der Cel-
ler Mauer? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, über letzteres weiß ich nicht 
Bescheid. Ich weiß aber Bescheid, daß acht Firmen 
eine breite Marktpalette haben. Der, wenn Sie so 
wollen, kleinste Teilnehmer an diesem Markt war si-
cherlich Herr Mauss. Über die Einstellung von Herrn 
Mauss in diesen Dingen kann ich nichts aussagen; 
das liegt nicht in meiner Kompetenz. Schon gar nicht 
kann ich mir eine entsprechende Meinung bilden. 
Ich kann mir eine Meinung do rt  bilden, wo es gelun-
gen ist, ohne Lösegeld die Dinge zu regeln, so daß 
der Markt damit nicht angeheizt wurde. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe Frage 23 
des Kollegen Hofmann auf: 

Welche konkreten Dienstleistungen wurden seitens der Bun-
desregierung bzw. bundesdeutscher Behörden gegenüber dem 
Ehepaar Mauss wann erbracht? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Hofmann, die Bundesregie-
rung hat die Aktivitäten von Herrn Mauss zur Lö-
sung einiger dringender humanitärer Problemfälle in 
Kolumbien positiv begleitet. Dem Ehepaar Mauss 
wurden im Rahmen humanitärer Bemühungen in der 
Botschaft Bogota zwei Pässe und konsularische 
Schutzbriefe ausgestellt. Soweit der Bundesnachrich-
tendienst bei der Lösung der humanitären Fragen 
unterstützend beteiligt war - weil Sie nach bundes-
deutschen Behörden fragen -, wird die Kontrollkom-
mission darüber unterrichtet. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage, bitte. 

Frank Hofmann (Volkach) (SPD): Herr Kollege 
Schmidbauer, meine Frage zielte auch darauf, wann 
diese konkreten Dienstleistungen erbracht worden 
sind. Ich möchte daran anschließen: Hat man bei die-
sen konkreten Dienstleistungen auch Wert darauf 
gelegt, eine Kontrolle auszuüben, das heißt, gab es 
Weisungen, Auflagen, Grenzen jeglicher A rt , und 
hat man deren Einhaltung auch kontrollieren kön-
nen, oder muß ich davon ausgehen, daß es quasi 
einen Freibrief gab. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Die zuständigen deutschen Behörden haben 
dies kontrolliert. Am Ende einer entsprechenden Ak-
tivität, die wir nur begleitet haben - wir haben nicht 
den Auftrag dazu gegeben -, sind entsprechende 
Pässe bis auf eine Ausnahme wieder eingezogen 
worden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zweite Zusatz-
frage. 

Frank Hofmann (Volkach) (SPD): Kann ich davon 
ausgehen, daß die Diensthandlungen, die dabei von 
der Bundesregierung oder von bundesdeutschen Be-
hörden vorgenommen worden sind, jeweils nur mit 
dem zu tun haben, was im Zusammenhang mit Ko-
lumbien und Ihren Aktivitäten steht? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Das ist mit Sicherheit nicht zutreffend. Vor-
hin hat Kollege Lintner darauf hingewiesen, daß es 
über viele Jahre, in den 70er Jahren, in den 80er Jah-
ren, eine „Vielzahl" solcher Vorkommnisse gegeben 
hat, wo entsprechende Maßnahmen aus unterschied-
lichen Gründen umgesetzt wurden, und daß der ge-
ringste Anteil der war, der sich auf Kolumbien und 
auf die Jahre 1991 bis 1996 bezogen hat. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage, 
Herr Gansel. 
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Norbert Gansel (SPD): Herr Staatsminister, da sich 
Herr Schoene erst am 30. Oktober mit der Bitte, daß 
Herr Mauss nun tätig werden möge, an die deutsche 
Botschaft gewandt hat, aber das Treffen in dem Wa-
gen des deutschen Botschafters in Bogota zwischen 
dem Ehepaar Mauss, anderen Personen und Herrn 
Schoene bereits am 16. September stattgefunden hat 
und Herr Mauss dabei behauptet hat, er werde im 
Auftrag der Bundesregierung tätig, frage ich Sie: 
Wann hat die Bundesregierung das erste Mal Herrn 
Mauss aus dem Bundeskanzleramt oder über die 
deutsche Botschaft in Bogota die Unterstützung an-
geboten und ihm Möglichkeiten verschafft, die ei-
nem normalen Staatsbürger im Ausland nicht zur 
Verfügung stehen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, mir ist das neu, was Sie gesagt 
haben. Ich kenne auch das Treffen in dem besagten 
Auto nicht, ich kenne auch nicht die Teilnehmer. 

Richtig ist - was ich eben ausgeführt habe -, daß es 
von uns eine Weisung gab, daß wir im Entführungs-
fall Schoene nicht tätig werden, solange eine Chance 
besteht, eine Lösung auf andere A rt  und Weise her-
beizuführen. Dies ist mehrfach in Gesprächen mit Be-
troffenen so artikuliert worden. 

Erst als auch von der BASF die dringende Bitte an 
uns herangetragen wurde - ich sagte vorhin, etwa 
14 Tage vor der Lösung des Falles, also im Novem-
ber -, sind wir darangegangen, hier zu helfen. Ich 
kann Ihnen das Datum sagen, allerdings nicht aus 
meiner Erinnerung. Ich müßte meine Mitarbeiter fra-
gen; denn einer der Mitarbeiter hat dieses Telefonat 
entgegengenommen. 

Zunächst war auch bei uns im Amt eindeutig klar - 
ich sage das noch einmal -, daß wir den Fall mit einer 
Firma laufen lassen, die in diesem Fall tätig war, und 
daß wir in keiner Weise eingreifen; dies war eine 
Weisung. Nachdem ausdrücklich Bitten an uns ge-
richtet wurden, haben wir veranlaßt, zu prüfen, ob 
auch der betreffende Ehemann diesen Auftrag gibt. 

Erst nach dem entsprechenden Gespräch etwa 
14 Tage vor der Entscheidung ist Herrn Mauss diese 
Hilfestellung gegeben worden. Ich nehme an, das 
war acht Tage vor der Lösung des Falles. Es gab viele 
Gründe, Herr Kollege Gansel, warum wir so verfah-
ren sind. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Olderog, bitte. 

Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
habe ich Sie eben richtig verstanden, 

(Otto Schily [SPD]: Sie verstehen gar nichts 
richtig!) 

daß Sie noch einmal ausdrücklich erklärt haben, daß 
Sie und die Bundesregierung zunächst darauf ge-
setzt haben, die Operation dadurch zu einem Erfolg 
zu bringen, daß Sie die Zusammenarbeit mit der ko-
lumbianischen Regierung gesucht haben, und daß 

Sie sich erst, nachdem das nicht erfolgreich war, be-
reit erklärt haben, andere Aktionen zu unterstützen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Wir wußten, Herr Kollege Olderog, daß an-
dere Unternehmen daran beteiligt waren. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Sekunde, 
Herr Staatsminister. - Die Frage 23, die gestellt wor-
den ist, heißt: 

Welche konkreten Dienstleistungen wurden sei-
tens der Bundesregierung bzw. bundesdeutscher 
Behörden gegenüber dem Ehepaar Mauss wann 
erbracht? 

Es tut mir leid, Herr Kollege Olderog, ich kann beim 
besten Willen keinen Sachzusammenhang erkennen. 

(Dr. Rolf Olderog [CDU/CSU]: Sie haben in 
der vorigen Sitzung erlaubt, daß man 
Zusatzfragen stellen darf, die sich auf die 
Antworten des Herrn Staatsministers bezie

-

hen!) 

- Herr Kollege Olderog, ich bin nicht bereit, hier über 
die Geschäftsführung zu diskutieren. Ein Sachzu-
sammenhang muß gegeben sein; ich kann ihn nicht 
erkennen. 

Ich rufe die Frage 24 des Kollegen Günter Graf auf: 

Wie oft hat der Privatdetektiv Werner Mauss Staatsminister 
Bernd Schmidbauer oder andere Mitarbeiter des Bundeskanz-
leramtes im Bundeskanzleramt besucht, und hat Werner Mauss 
seine Identität offenbart oder falsche Papiere benutzt? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Graf, Herr Mauss hat - wie ich 
bereits in der letzten Fragestunde ausführlich darge-
legt habe - an Gesprächen im Bundeskanzleramt 
teilgenommen. Er trat dabei nicht unter seinem Na-
men auf. Nach meinem Eindruck waren sich die Ver-
treter der kolumbianischen Regierung, die beteiligt 
waren, der Rolle des Herrn Mauss bewußt, die dieser 
im Zusammenhang mit den Gesprächen überneh-
men sollte. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Graf, bitte. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Nur eine Zusatz-
frage. Sie sind auf die Fragestunde vom 4. Dezember 
eingegangen. Damals hat der Kollege Bachmaier 
sehr dezidiert gefragt, wie oft es zu Begegnungen ge-
kommen ist. Sie haben seinerzeit zugesichert, diese 
Frage schriftlich zu beantworten. Wenn meine Inf or-
mationen zutreffend sind, ist diese Antwort bis zum 
heutigen Tage nicht erfolgt. Auch hier haben Sie sie 
nicht gegeben. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Graf, das ist un richtig. Ich habe 
damals von keiner schriftlichen Beantwortung 'ge-
sprochen, sondern ich habe die Antwort gegeben; sie 
können sie im Protokoll nachlesen. Sollte es zu einem 
Versehen gekommen sein, ist mir das zum erstenmal 
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bewußt. Die Antwort wird dann selbstverständlich 
unmittelbar nachgeholt. Kollege Bachmaier sitzt hier. 
Ich kann mich an nichts anderes als das erinnern, 
was ich gerade dargestellt habe. Ich habe allerdings 
das Protokoll daraufhin nicht noch einmal gelesen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage 
des Kollegen Verheugen. 

Günter Verheugen (SPD): Herr Staatsminister, nach 
Ihrer Auffassung war den kolumbianischen Ge-
sprächsteilnehmern die Identität von Werner Mauss 
bekannt. Wie beurteilen Sie dann mir vorliegende 
Äußerungen der kolumbianischen Regierung, daß 
dies nicht der Fall war und daß sie, wäre es der Fa ll 

 gewesen, jeden Kontakt abgelehnt hätte? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich kann es Ihnen, Herr Kollege Verheugen, 
nicht erklären. Ich weiß es nicht und kann dies dann 
auch nicht interpretieren. Ich mußte davon ausge-
hen, daß die Identität von Herrn Mauss bekannt war. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Bachmaier, eine Zusatzfrage. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, ist 
Ihnen Ihre damalige Antwort auf meine Frage be-
kannt, die wie folgt lautete: 

Herr Kollege Bachmaier, ich kann Ihnen jetzt 
diese sehr komplizierte Frage nicht beantworten. 
Ich bin aber gerne bereit, eine Aufstellung zu ma-
chen und sie Ihnen zu geben. 

Sie haben mir somit eine Aufstellung zugesichert, die 
ich aber bis heute nicht erhalten habe. Ist Ihnen das 
entgangen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Nein, Herr Kollege Bachmaier, in einer der 
weiteren Antworten ist genau auf diese Zahl einge-
gangen worden. Ich habe Ihnen das auch noch in der 
letzten Fragestunde gesagt: Jetzt liegt es mir präzise 
vor. - Ich habe diese Antwort also gegeben. Ich prüfe 
es aber nach, Herr Kollege Bachmaier. Sie wissen, 
die Antwort wird Ihnen dann auch gegeben. 

Wenn es ein Mißverständnis gegeben hat, tut es 
mir leid. Ich war der Meinung, die Zahl sei nachher 
im Zusammenhang mit einer anderen Frage genannt 
worden, worauf ich Sie auch hinwies. Ich prüfe das 
aber nach; meine Mitarbeiter haben es jetzt regi-
striert. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage, 
Dr. Sperling. 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Herr Staatsminister, 
worauf stützt sich Ihre Annahme, daß den kolumbia-
nischen Stellen die Identität von Herrn Mauss be-
kannt war. Hatten Sie Gründe anzunehmen, daß der 
kolumbianische Geheimdienst alle Decknamen von 

Herrn Mauss kannte und auch den Regierenden mit-
geteilt hatte? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Nein, Herr Kollege Sperling. Ich habe dazu 
vorhin Ausführungen gemacht und möchte nicht 
mehr dazu sagen, als daß sich die Situation und die 
gegenseitige Bekanntheit dieser Gesprächsteilneh-
mer meiner Kenntnis entzieht. Ich habe aber vorhin 
aus einem Schreiben zitiert, demzufolge eine be-
stimmte Stelle sehr wohl die Identität von Herrn 
Mauss kannte. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Frage 25 des Kollegen Volker Neumann auf: 

Trifft es zu, daß bei den Gesprächen zwischen Staatsminister 
Bernd Schmidbauer und den Vertretern der kolumbianischen 
Regierung, an denen der Privatdetektiv We rner Mauss teilge-
nommen hat, dieser von Staatsminister Be rnd Schmidbauer mit 
falschem Namen vorgestellt und angeredet worden ist, und zu 
welchem Zeitpunkt haben die kolumbianischen Regierungsver-
treter nach Kenntnis von Staatsminister Bernd Schmidbauer er-
fahren, daß es sich bei dem Gesprächspartner um den Privatde-
tektiv Werner Mauss handelt? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Neumann, das entspricht dem 
Fragekomplex von vorhin. Ich wiederhole es kurz: 
Nach meinem Eindruck waren sich die Vertreter, die 
an den Gesprächen beteiligt waren, der Person und 
der Rolle des Herrn Mauss, die dieser in Sondie-
rungsgesprächen übernehmen sollte, bewußt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Das ist richtig. 
Sie haben ja gerade schon geantwortet. Aber Sie un-
terscheiden immer zwischen Rolle und Identität. Ich 
frage Sie also: War den kolumbianischen Regie-
rungsvertretern die Identität, also daß es sich um 
Werner Mauss handelte, bekannt? Wenn ja, welchen 
Sinn macht es dann noch, daß er unter falschem Na-
men auftrat? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Neumann, das entzieht sich 
meiner Kenntnis. Ich habe Verständnis für die Frage. 
Allerdings weiß ich, daß Herr Mauss zum damaligen 
Zeitpunkt im Hinblick auf seine eigene Situation der 
letzten Jahre - vorhin habe ich davon gesprochen - 
eine entsprechende Abdeckung hatte. Aus diesem 
Grunde ist sicherlich der Name Mauss nicht ver-
wandt worden. Ich kann Ihnen auch nicht sagen, wer 
welche Rolle oder welche Identität erkannt hat oder 
nicht. Für mich war in diesem Zusammenhang die 
Aufgabe von Herrn Mauss wichtig, die er zu über-
nehmen hatte. Darüber waren sich wohl die Ge-
sprächspartner im klaren. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Besaß Herr 
Mauss zu diesem Zeitpunkt einen auf den Namen 
ausgestellten Paß, mit dem er sich bei den kolumbia-
nischen Gesprächspartnern vorgestellt hat? 
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Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ja, ich gehe davon aus. Er ist ja mehrfach in 
Kolumbien eingereist. 

(Volker Neumann [Bramsche] [SPD]: Die 
Gespräche fanden ja in Bonn statt!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe jetzt 
die Frage 26 des Kollegen Neumann auf: 

Worauf stützt sich die Annahme der Bundesregierung, daß der 
kolumbianischen Regierung die tatsächliche Identität der ihr un-
ter dem Namen Möllner vorgestellten Person bei den Gesprä-
chen im Kanzleramt bekannt war? (Protokoll der Fragestunde 
vom 4. Dezember 1996, S. 13002 B) 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich darf auf die Antworten zur Frage 25 und 
die Zusatzfragen verweisen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die Fragen 27 
und 28 des Kollegen Weisskirchen werden schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 29 des Kollegen Bachmaier auf: 

Welche detail lierten Kenntnisse hat die Bundesregierung bzw. 
Staatsminister Be rnd Schmidbauer von den bisherigen langjäh-
rigen Aktivitäten des Agenten We rner Mauss und dessen Ehe-
frau in Kolumbien? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Bachmaier, die Frage ist vorhin 
von Ihnen schon gestellt worden. Die Bundesregie-
rung hat keine detaillie rten Erkenntnisse über A rt 

 und Umfang der vom Ehepaar Mauss in Kolumbien 
betriebenen Geschäftstätigkeit. 

(Otto Schily [SPD]: Warum eigentlich nicht?) 

- Wir haben aus der Presse dieselben Informationen 
wie Sie. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Entschuldigen 
Sie bitte, Herr Staatsminister. - Herr Kollege Bach-
maier, Ihre Zusatzfrage bitte. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, 
haben Sie sich, als Sie sich zum erstenmal der Hilfe 
von Herrn Mauss bedient haben, über dessen Quali-
fikation, Diskretion, Kompetenz und Zuverlässigkeit 
zur Lösung solch schwieriger Fragen vergewissert? 
Wenn ja, auf welche Weise? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Bachmaier, diese Frage hätte 
eine sehr lange Antwort nötig. In kurzer Form kann 
ich sie Ihnen nicht vollständig beantworten. Ich habe 
mich vergewissert, daß Herr Mauss im Rahmen sei-
ner Arbeit in Kolumbien Erfolg hatte, was die Lösung 
solcher Fragen und die Herstellung von Kontakten 
anlangte. 

Ansonsten habe ich mir kein Leumundszeugnis 
oder andere Zeugnisse geben lassen. Ich glaube 
auch nicht, daß es im Rahmen seiner Tätigkeit not-

wendig gewesen ist. Für uns war ausschlaggebend, 
daß er in der Lage war, solche Fälle zu lösen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zweite Zusatz-
frage. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, 
haben Sie, als Sie zum erstenmal mit Herrn Mauss 
Kontakt hatten und seine Dienste angenommen ha-
ben, beim Bundeskriminalamt und Bundesnachrich-
tendienst Informationen über die bisherigen Erfah-
rungen im Umgang mit Herrn Mauss eingezogen? 
Wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Im Zuge der ersten Maßnahme, die getrof-
fen wurde, war klar, daß Erkenntnisse des Bundes-
nachrichtendienstes vorlagen. Es gab aber keine Be-
mühungen, mich oder andere in irgendeiner Weise 
darüber aufzuklären, daß Gründe gegen eine Mitar-
beit von Mauss vorlagen. Im Zusammenhang mit der 
ersten Maßnahme gab es andere Probleme. Dabei 
ging es nicht um die Person von Mauss und seine 
Vergangenheit, sondern um die Klärung der Frage, 
wie bestimmte Leute ausreisen konnten. 

Es mag sein, daß ich einen Fehler gemacht habe, 
indem ich mir nicht alle Informationen über Mauss 
habe vorlegen lassen. Herr Kollege Bachmaier, ange-
sichts der Tatsache, daß Dinge behauptet wurden, 
die sich bei näherer Betrachtung nachträglich als 
falsch erwiesen haben, gebe ich aber auch zu beden-
ken, ob all die vorliegenden Informationen nicht zum 
Teil aus einem großen Märchenbuch stammen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage? - 
Dr.  Sperling. 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Hat Ihnen der BND 
mitteilen können, daß aus einem anderen Resso rt  der 
Bundesregierung so etwas wie eine längerfristige 
Dotation oder Alimentation von Herrn Mauss, wenn 
auch vielleicht unter einem anderen Namen, be-
kanntgeworden ist? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich habe vorhin ausgeführt, daß nach unse-
ren Erkenntnissen diese Dotationen im Jahre 1982 
aufgehört haben und daß es eine große Zahl von Vor-
gängen gegeben hat, die mit den aktuellen Vorgän-
gen nichts zu tun haben. Es handelte sich um eine 
Kette von Vorgängen - das kann man auch den Aus-
künften entnehmen, die die Kollegen des Innenmi-
nisteriums hier gegeben haben -, die keiner beson-
deren Bewe rtung bedurft haben. Das ist aktenkun-
dig. Aber die Informationen aus den Akten, die ich 
heute kenne, kannte ich vor einigen Wochen nicht, 
Herr Kollege Sperling. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Olderog. 
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Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
hat Herr Mauss eine gewisse Qualifikation dadurch 
vorweisen können, daß er in vergleichbaren Opera-
tionen die Geiseln mit Erfolg befreit hatte? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Das war uns bekannt; das ist auch Mitglie-
dern der SPD-Fraktion bekannt gewesen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Kollege Schmidbauer, wir 
sind uns doch sicherlich darüber einig, daß es sich 
um heikle Missionen handelte, mit denen Sie Herrn 
Mauss beauftragt haben. Haben Sie sich wirklich auf 
die bloße Erkenntnis beschränkt, daß er irgendwo ei-
nen Erfolg hatte? Haben Sie sich nicht detaillie rte Er-
kenntnisse darüber verschafft, welche Aktivitäten - 
und unter welchen Begleitumständen - Herr Mauss 
früher unternommen hat? Wenn sich zum Beispiel 
herausgestellt hätte - dieser Vorwurf ist ja in der 
Welt -, daß sich Herr Mauss am Drogen- und Waffen-
schmuggel beteiligt haben soll, hätten Sie sicherlich 
gesagt - ich kann mir das vorstellen -, mit dieser Per-
son ließen sich solche Aktionen nicht so gut durch-
führen. Insofern ist es mir völlig unverständlich, daß 
Sie hier dem Parlament berichten, Sie hätten sich 
über die früheren Tätigkeiten des Herrn Mauss keine 
Gewißheit verschafft. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Schily, Sie beweisen im Augen-
blick mit den zwei Beispielen des Drogen- und Waf-
fenschmuggels - offensichtlich im Jahre 1990 -, daß 
wir beide nichts wissen und beide von der Un-
schuldsvermutung ausgehen müssen. 

(Otto Schily [SPD]: Sie müssen das doch 
wissen, wenn Sie sich darauf einlassen!) 

- Ja, natürlich. Mir war das aber zum damaligen Zeit-
punkt nicht bekannt. Damals sind solche Vorwürfe 
nicht erhoben worden. 

(Otto Schily [SPD]: Wie sollten Sie das wis-
sen, wenn Sie es gar nicht geprüft haben?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schily, das geht nicht. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Schily, ich weiß, was damit be-
zweckt ist. Sie können doch nicht, wenn in dieser 
Woche in einem Magazin steht - - 

(Otto  Schily [SPD]: Nein, nein! Sie haben 
soeben gesagt, Sie haben es nicht geprüft!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schily, Sie haben nicht das Wort . 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Schily, Sie haben es soeben zitiert. Ich 
möchte jetzt nicht mit dem Präsidenten in Streit gera-

ten, wenn ich auf Ihre Zurufe antworte. Herr Präsi-
dent, wenn ich darf, dann möchte ich gerne antwor-
ten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Staatsmi-
nister, Sie haben das Wort. Sie dürfen bzw. müssen. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Sie können nicht Dinge in die Welt setzen 
und mir unterstellen, daß ich das nicht geprüft habe. 
Von diesen Vorwürfen habe ich erst seit Montag 
Kenntnis. Ich bin nicht einmal überzeugt, daß sie 
stimmen. 

(Dr. Rolf Olderog [CDU/CSU]: So ist das! 
Das ist doch abenteuerlich! Denken Sie nur, 
was Herr Such letztes Mal hier in die Welt 

gesetzt hat!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann gebe ich 
dem Kollegen Gansel das Wort  zu einer Zusatzfrage. 

Norbert Gansel (SPD): Herr Staatsminister, ist 
diese Frage von Herrn Schily nicht deshalb um so 
mehr berechtigt, und führt sie nicht in das Zentrum 
der politischen Vorwürfe, die wir an Sie richten, da 
Herr Mauss zwar nach Ihren eigenen Auskünften 
heute erst nach dem 31. Oktober 1996 in den Entfüh-
rungsfall eingeschaltet worden ist, von Ihnen aber 
bereits im Sommer desselben Jahres als politischer 
Vermittler in einer hochsensiblen und hochbrisanten 
politischen Angelegenheit verwendet worden ist, für 
die man Erfahrung, Vertrauen und Zuverlässigkeit 
braucht, und dies vor dem Hintergrund des Ab-
bruchs der Zusammenarbeit von BND, Bundesverf as-
sungsschutz und Bundeskriminalamt mit Herrn 
Mauss seit Anfang der 80er Jahre? 

(Vorsitz : Präsidentin Dr. Rita Süssmuth) 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Gansel, ich vermute, daß ich die ganze 
Zeit an Ihnen vorbeigeredet habe. Das war doch 
überhaupt nicht das Problem. Das Problem bestand 
darin, daß eine spezielle Verbindung von ihm aufge-
baut wurde, die wir nutzen wollten - übrigens in ei-
nem Magazin vom Montag dieser Woche nachzule-
sen, wo dies beschrieben ist. Das war die Aufgabe. 
Sie aber bringen das jetzt in den Gesamtzusammen-
hang mit all  den Maßnahmen, die im Zuge der Pro-
bleme dieser Geiselnahmen zu klären waren, oder 
auch in den Zusammenhang der Sondierungsgesprä-
che. Es wäre sehr eng gefaßt, wenn Sie das in Ihrer 
Beurteilung so sehen würden. Ich hätte mich dann 
umsonst bemüht, bin aber gerne bereit, mit Ihnen 
auch darüber noch einmal zu sprechen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Damit komme ich 
zur Frage 30 des Abgeordneten Hermann Bach-
maier: 

Wann hat Staatsminister Be rnd Schmidbauer den Chef des 
Bundeskanzleramtes, F riedrich Bohl, oder den Bundeskanzler 
informiert, daß er den Privatdetektiv Werner Mauss bei den von 
ihm in Kolumbien initiierten Operationen eingeschaltet hat, und 
wann hat der Chef des Bundeskanzleramtes, F riedrich Bohl, 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 
oder der Bundeskanzler den von Staatsminister Be rnd Schmid-
bauer in Kolumbien geplanten Initiativen und der Einschaltung 
des Privatdetektivs Mauss zugestimmt? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Bachmaier, wie ich bereits in 
der letzten Fragestunde des Deutschen Bundestages 
dargelegt habe, wurden der Bundeskanzler und der 
Bundesminister Bohl in allgemeiner Form über Be-
mühungen um die humanitäre Lösung von Entfüh-
rungsfällen und über Sondierungsgespräche über 
eine Initiative zur inneren Bef riedung Kolumbiens 
unterrichtet. Herr Mauss wurde von mir nicht er-
wähnt. 

Im übrigen ist die in der Frage enthaltene Unter-
stellung, ich hätte in Kolumbien Operationen in-
itiiert, falsch. Darauf wi ll  ich nur am Rande hinwei-
sen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ihre erste Zusatz-
frage. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, 
können Sie uns bitte mitteilen, welche Informationen 
sich hinter dieser schwammigen Formulierung „in 
allgemeiner Form" verbergen? Was wurde in diesem 
Fall konkret mitgeteilt? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Bachmaier, ich bin bereit, 
meine Antwort zu wiederholen. Ich bin auch bereit, 
Ihnen zu sagen, daß wir diese Dinge hier im Informa-
tionsaustausch angesprochen haben. Ich bin nicht 
bereit, Ihnen hier in der Fragestunde Auskunft über 
Details innerhalb der Bundesregierung zu geben. 
Das sage ich, damit klar ist, daß auch schon der Ver-
such mit ähnlichen Fragen an anderer Stelle durch 
andere Personen erfolglos war. 

Ich habe Ihnen erklärt, daß bei all diesen Bemü-
hungen Bundesminister Bohl sowohl hinsichtlich der 
Lösung von Entführungsfällen als auch über Sondie-
rungsgespräche über eine Initiative unterrichtet war. 
Dies war nicht eine Unterrichtung im Vorbeigehen, 
sondern es gab Gespräche und eine Unterrichtung. 
Ich habe auch erwähnt, daß der Bundeskanzler über 
diese Dinge ebenfalls in allgemeiner Form unterrich-
tet war. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ihre zweite Zusatz-
frage. 

Hermann Bachmaier (SPD): Wie häufig haben 
diese Informationen des Bundeskanzlers und des 
Chefs des Kanzleramtes während Ihrer Kontaktphase 
mit Herrn Mauss stattgefunden? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Bachmaier, ich bleibe bei mei-
ner Formulierung. Auch Sie wissen, daß ich hier jetzt 
nicht die Zahl der Kontakte aufführen kann. Ich will 
es ungefähr abschätzen - ich weiß es nicht genau -: 
Es gab mehrere Gespräche über diese Fragen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Fragestunde 
ist damit beendet. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das ist aber ganz 
schlecht, Frau Präsidentin! Jetzt wollte ich 

gerade eine Frage stellen!) 

Sie ist aber trotzdem beendet. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Aber er will doch 
antworten!) 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Frau Präsidentin, ich bin sehr froh, daß Herr 
Struck nicht mehr zu seiner Frage kommt, 

(Heiterkeit - Dr. Peter Struck [SPD]: Das 
kann ich mir vorstellen!) 

aber nicht deshalb, weil ich nicht antworten will, son-
dern weil ich ihm meine Antwort schriftlich gebe. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Ich wollte etwas 
anderes fragen, Herr Schmidbauer!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Damit beende ich 
die Fragestunde. Herzlichen Dank, Herr Schmid-
bauer. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion der SPD 

Haltung der Bundesregierung zu den steigen-
den Zahlen von Insolvenzen 

Es beginnt die Kollegin Sabine Kaspereit. 

Sabine Kaspereit (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Das traurigste Kapitel deutscher 
Wirtschaftspolitik: Insolvenzen. Wie traurig die Bi-
lanz des Mißerfolges ist, möchte ich Ihnen an Hand 
eines Beispiels schildern. 

Im Jahre 1955 gründet ein engagierter und vom 
Aufbauwillen der Nachkriegszeit getragener Mann 
eine mittelständische Maschinenbaufirma in der 
DDR und beschäftigt 50 Menschen. Er ist für einen 
Ort mit 2000 Einwohnern der Hauptarbeitgeber. 
17 Jahre später wird dieser Bet rieb zwangsverstaat-
licht, Der Enteignete darf als Zweigstellenleiter eines 
Kombinates seinen ehemaligen Bet rieb leiten. 1990 
wird das Unternehmen reprivatisiert und seinem Be-
sitzer zurückgegeben. 1991 verstirbt dieser Mann, 
und sein 24 Jahre alter Sohn übernimmt die Firma. 
Der junge Mann, damals noch Student, sichert in der 
Folgezeit 32 Arbeitsplätze, schafft drei Lehrstellen, 
stellt Behinderte ein, akquiriert neue Kunden und 
schließt nebenher sein Studium als Diplomingenieur 
ab. Hut ab vor dieser Persönlichkeit! 

Im Oktober 1996 steht diese Firma vor dem Aus. 
Nur zwei Monate Marktwirtschaft unter dieser Re-
gierung schaffen das, was 35 Jahre Planwirtschaft 
nicht geschafft haben. Im Oktober 1996 meldet SKET 
Gesamtvollstreckung an. Die Treuhandnachfolge 
BvS, das Bundeswirtschaftsministerium und der Se-
questor schieben Verantwortlichkeiten wie Mensch- 
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Sabine Kaspereit 

ärgere-dich-nicht-Steinchen durch das absurde 
Spiel, und dieser junge Mann bleibt auf unbezahlten 
Rechnungen sitzen. Ergebnis: Folgeinsolvenz. 

Hochverschuldet, die eigenen Zulieferer im Nak-
ken, dem Erbe seines Vaters verpflichtet und den Be-
schäftigten gegenüber verantwortlich, erlebt dieser 
junge Mann erschüttert die Folgen Ihrer Wirtschafts-
politik. Schlimmer noch in diesem Fa ll: Die BvS, also 
die Bundesrepublik Deutschland, agiert als SKET 
GmbH, das heißt als Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung. 

Das ist ein Einzelschicksal unter Tausenden. In die-
sem Jahr werden wir mit 33 000 Insolvenzen rechnen 
müssen, 15 Prozent mehr als im Vorjahr. Die Bundes-
regierung, nie müde, sich als Förderer des Mittel-
stands zu brüsten, wird feststellen müssen, daß eben 
dieser Mittelstand die Masse der Insolvenzen aus-
macht. Blicken wir in das Jahr 2000, sieht die Pro-
gnose mit 43 000 Insolvenzen noch düsterer aus. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sagen Sie mal, 
warum!) 

Auch das Gründungsgeschehen läßt keine Freude 
aufkommen. In Ostdeutschland sind im Zeitraum von 
1991 bis 1995 insgesamt 36 Prozent der gegründeten 
Betriebe wieder liquidiert worden. Da hier im Hause 
so gern der Vergleich mit anderen Ländern gesucht 
wird, nenne ich Ihnen einige Zahlen. In anderen Län-
dern ebbte die Pleitewelle deutlich ab, Beispiel Dä-
nemark: 21 Prozent weniger Pleiten, Beispiel Schwe-
den: 25 Prozent weniger Pleiten. Europaweit wird mit 
einem Rückgang der Zahl der Konkurse gerechnet, 
nur in Deutschland nicht. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Genau das ist 
es, weil die Schweden gehandelt haben!) 

Statt dessen hat sich die Zahl der Insolvenzen in der 
Regierungszeit Kohl mehr als verdoppelt. Sieht so 
eine erfolgreiche Wi rtschaftspolitik aus? 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Bereits im Mai 1995 hat die SPD-Fraktion mit ihrer 
Großen Anfrage zu Insolvenzen in der deutschen 
Wirtschaft versucht, Licht in das Dunkel dieser Poli-
tik zu bringen. Gefragt nach den Ursachen erhöhter 
Konkursgefährdung, heißt es in der Antwort, die Ur-
sachen seien vielfältig, und als Indikatoren hätten 
sich Rechtsform, das Alter, der Umsatz und die Bran-
che herauskristallisiert. Wer so Ursachenforschung 
betreibt, darf sich über die Tatsachen nicht wundern. 

Werfen wir einen Blick auf die wahren Insolvenz-
gründe: Managementfehler, fehlerhafte Finanzie-
rung, Eigenkapitalmangel, hohe Belastung mit be-
schäftigungsunabhängigen Fixkosten, Umsatzein-
brüche durch Kaufkraftschwund, Forderungsausfälle 
wie bei meinem Beispiel mit Dominoeffekt, Preis-
druck, Zahlungsmoral vor allen Dingen auch der öf-
fentlichen Auftraggeber. 

(Beifall bei der SPD) 

Um Ihren stereotypen Vorwurf zu widerlegen, die 
SPD habe keine Alternativen vorzulegen, verweise 
ich auf die Anträge der SPD-Fraktion. Werfen Sie 

einmal einen Blick hinein! Sehen Sie sich zum Bei-
spiel unseren Antrag zur Beendigung des Stillstands 
in der Mittelstandspolitik an. Um Managementfehler 
zu minimieren, haben wir die Verstärkung betriebs-
wirtschaftlicher Beratung gefordert. Um Forderungs-
ausfälle zu überbrücken, haben wir Notfallfonds vor-
geschlagen. Das sind nur Beispiele. 

Oder nehmen Sie unseren Antrag „Stärkung des 
Kapitalmarkts Deutschland". Um dem Eigenkapital-
mangel entgegenzutreten, schlugen wir Ihnen eine 
Mittelstandsbörse, die Förderung des Aktiensparens, 
die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivver-
mögen und weitere konkrete Maßnahmen zur Mobi-
lisierung von Risikokapital vor. 

Maßnahmen, die dem Mittelstand unter die Arme 
greifen und Insolvenzen vorbeugen sollten, lehnen 
Sie von der Regierungskoalition ab. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Selbst Ihre Antworten auf unsere Große Anfrage 
zur Förderung einer Existenzgründerbewegung be-
legen den Unwillen der Regierung, Wirtschaftspolitik 
als gestalterische Chance zu begreifen. Sie sehen für 
die vorgeschlagenen Maßnahmen keine Notwendig-
keit, sehen darin keine Aufgabe des Staates und hal-
ten weitergehende staatliche Maßnahmen für ent-
behrlich. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das hat man 
Ihnen alles falsch aufgeschrieben!) 

Diese Politik der Untätigkeit ist angesichts der Insol-
venzen, angesichts des Schadensvolumens von 
62 Milliarden DM, ein Schlag in das Gesicht des Mit-
telstandes. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Kaspereit, 
kommen Sie zum Schluß. 

Sabine Kaspereit (SPD): Das neue Kapital, das sich 
in den neuen Bundesländern gerade zu bilden be-
ginnt, nicht zuletzt auch mit öffentlicher Hilfe, wird 
vernichtet. 

Wir sollten uns jedoch jetzt nicht nur auf die Auf-
gabe versteifen, eine Gründerwelle hervorrufen zu 
wollen. Wir sollten alle Kraft darauf verwenden, Plei-
tewellen zu verhindern. Doch das sollte man nicht in 
einer Aktuellen Stunde abhaken. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht in der Aktuellen Stunde der Kollege Hansjür-
gen Doss. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Jetzt korrigier 
einmal alles, weil so viel Falsches gesagt 

wurde!) 

Hansjürgen Doss (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine verehrten Kollegen! Liebe Frau Kaspereit, vie- 
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les von dem, was Sie vorgetragen haben, entspricht 
den Tatsachen. Der Hinweis, wie etwas verhindert 
oder verbessert werden kann, ist ausgeblieben. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Aber Herr Doss!) 

- Vielleicht werden Sie sich noch eine Sekunde be-
herrschen können. Dann können Sie sich mit der 
ganzen Argumentationskraft, zu der Sie möglicher-
weise fähig sind, äußern. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Ernst Schwanhold 
[SPD]) 

- Was wollen Sie jetzt machen? Wollen Sie mich irri-
tieren, oder was ist Ihre Absicht? Warum reden Sie 
dauernd dazwischen? 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Sie sollten doch zu 
Herrn Hinsken schauen!) 

- Lassen Sie mich doch einmal reden! 

Ich halte es, um es einmal ganz klar zum Ausdruck 
zu bringen, schlicht und einfach für eine Heuchelei, 
daß die SPD für heute eine solche Aktuelle Stunde 
gefordert hat, vor dem Hintergrund, daß sie alle Ent-
lastungen für die Wirtschaft, die wir vorgeschlagen 
haben, sowohl hier im Haus wie auch im Bundesrat 
blockiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Das ist doch 

eine Lüge! Unwahrheit!) 

Das ist doch die Tatsache. 

Reden wir hier einmal von Tatsachen! Nach einer 
Umfrage der „Creditreform" ist der Mangel an Ei-
genkapital die eigentliche Ursache für Insolvenzen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Wer hat denn 
den herbeigeführt?) 

- Warum schreien Sie denn so? 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Weil Sie die 
Unwahrheit sagen!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Bei einem Fünf -Mi-
nuten-Beitrag muß dem Redner zumindest die Mög-
lichkeit gegeben werden, daß er diese fünf Minuten 
auch nutzen kann. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Aber nur, wenn 
er etwas Richtiges sagt! - Günter Verheu-
gen [SPD]: Wer uns ärgert, den ärgern wir 

auch! - Heiterkeit) 

Hansjürgen Doss (CDU/CSU): Was heißt denn 
„ärgern"? Sie können doch die Wahrheit nicht ertra-
gen. Sie sind eine Blockiererfraktion geworden. Die 
Strategie Ihres Parteivorsitzenden ist: Es ist völlig 
egal, was mit der Republik passiert, solange Sie Blok-
kadepolitik betreiben können und damit die Hoff-
nung haben, diese Koalition zu erschüttern. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Um es Ihnen deutlich zu sagen: Das wird Ihnen nicht 
gelingen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir werden unseren Weg weitergehen und am Ende, 
bei den nächsten Wahlen, die Zustimmung unserer 
Mitbürger haben. 

60 Prozent der Unternehmen im Westen haben we-
niger als 20 Prozent Eigenkapital. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Früher hatten sie 
viel mehr Eigenkapital!) 

Daraus, Frau Kaspereit, wäre für Sie - ich kenne Sie 
als eine differenzierende, sympathische Kollegin - 
die  logische und notwendige Konsequenz erkenn-
bar-- 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Kann man 
über Sie nicht sagen!) 

- Das gilt für Sie weniger. Allein die Stimmlage und 
die Art, wie Sie miteinander reden, führt nicht zu-
sammen, sondern trennt. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Davor haben 
Sie Angst! Das glaube ich! Das mögen Sie 

nicht!) 

Schon allein die Art  und Weise, wie Sie das machen, 
zeigt dies. 

Auf Grund dieser Tatsache, dieser geringen Eigen-
kapitalquote, müßte dringend eine Entlastung der 
Betriebe erfolgen. 

In der Frage der Abschaffung der Gewerbekapital-
steuer kommt von Ihnen ein absolutes Nein. 

(Günter Verheugen [SPD]: Das ist doch gar 
nicht wahr! Schon wieder gelogen!) 

In der Frage der Vermögensteuer haben Sie nichts 
anderes gemacht, als die alte Klamottenkiste wieder 
aufzumachen und die Leute mit Ihren Neidparolen 
zu verunsichern. Sie wissen ganz genau, daß - von 
der Frage der Entlastung der großen, nämlich der ka-
pitalintensiven Bet riebe, der Kapitalgesellschaften, 
einmal abgesehen - 90 Prozent der Bet riebe, die von 
der Vermögensteuer betroffen sind, mittelständische 
Betriebe sind. 

(Sabine Kaspereit [SPD]: Wir sprechen über 
Insolvenzen, Herr Doss!) 

Im übrigen sage ich in bezug auf Ihre Neidkampa-
gne: 70 Prozent der Vermögensteuerzahler liegen 
beim Einkommen im Bereich von 55 000 DM bei Le-
digen bzw. von 110 000 DM bei Verheirateten. Ihre 
ganze Kampagne hat tönerne Füße. 

Es ist absolut nicht zu verantworten, daß Sie eine 
Aktuelle Stunde beantragen und sich jedem Versuch 
der Entlastung der Bet riebe, den wir hier vorgetra-
gen haben, jeweils aus vordergründigen, parteipoliti-
schen Erwägungen verweigern. Das halte ich für 
eine absolute Heuchelei; deswegen muß dies hier mit 
allem Nachdruck gesagt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie etwas für die bessere Kapitalausstattung 
der Betriebe machen wollen, dann stimmen Sie unse-
ren Reformkonzepten zu! Bisher haben Sie nur nein 
gesagt. Blockadepolitik bringt uns nicht weiter. 
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Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Was wollten Sie damit 
eigentlich sagen? - Reiner Krziskewitz 
[CDU/CSU], zur SPD gewandt: Hyste rische 
Heuchelei! - Ernst Schwanhold [SPD]: Das 
war Ihrer nicht würdig! Das war keine 
Kandidatenrede! - Ing rid Matthäus-Maier 
[SPD], zur CDU/CSU gewandt: Gucken Sie 
mal, was Sie mit mir veranstalten, wenn ich 
rede! - Weitere Zurufe von der SPD und 

Gegenrufe von der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wollen Sie das 
jetzt untereinander weiterführen, oder kann Frau 
Schönberger reden? - Frau Schönberger hat das 
Wort . 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich warte vielleicht, bis die Herren fertig 
sind. - 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Pleiten gehören ebenso zu unserem System 
wie Existenzgründungen. Aber daß Deutschland in 
puncto Pleitenzunahmen weit über dem Durch-
schnitt der Europäischen Union liegt, sollte eigent-
lich die Bundesregierung zu politischem Handeln 
zwingen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Wir haben es nicht mehr nur mit Insolvenzen von Un-
ternehmensgründerinnen und -gründern zu tun; 
mehr und mehr sind es auch ältere, traditionelle mit-
telständische Unternehmen, die zur Aufgabe ge-
zwungen werden. Wir alle wissen doch, daß sich hin-
ter diesen Insolvenzzahlen ein tiefgreifender gesamt-
wirtschaftlicher Umstrukturierungs- und Zentralisa-
tionsprozeß verbirgt. 

Zu wessen Lasten geht das? Zu Lasten des Mittel-
standes, den gerade Sie, meine Herren von der 
F.D.P., immer so auf Ihren Schild heben. Was tun Sie 
dagegen? Nichts. Im Gegenteil, Sie versuchen Ihr 
Heil darin zu finden - auch der Kollege von der CDU 
hat es eben gerade wieder praktiziert -, daß Sie ver-
suchen, in der Gesellschaft unten noch etwas einzu-
sparen, um oben Besitzstandswahrung betreiben zu 
können. Aber Ihnen wird nicht entgangen sein, daß 
dies nicht nur die parlamentarische Opposition nicht 
mitträgt, sondern daß immer größere Teile der Ge-
sellschaft nicht bereit sind, diesen Weg mitzugehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS - Jürgen Türk [F.D.P.]: Das ist ja das 

Problem!)  

Es ist völlig klar, daß es keinen Königsweg gibt, 
der die Wirtschafts- und Arbeitsmarktprobleme von 
heute auf morgen beseitigt. Wer diesen Eindruck er-
weckt, hat entweder von Wi rtschaftspolitik keine Ah-
nung oder redet unlauter. Keine Partei und auch kein 
Wirtschaftswissenschaftler kann, indem man an ei-
nem Schräubchen dreht oder einen Hebel umlegt, 
prall gefüllte Auftragsbücher und Vollbeschäftigung 
herbeiführen. 

Aber man kann natürlich erstens die Probleme aus-
machen, zweitens die politischen Rahmenbedingun-
gen verbessern und drittens eine gestaltende, ökolo-
gische und damit zukunftsorientierte Wirtschaftspoli-
tik entwickeln. 

Bei der Problemanalyse habe ich so meine Zweifel 
bezüglich der Kompetenz der Bundesregierung; bei 
den politischen Rahmenbedingungen sollten wir uns 
eigentlich in Teilen zumindest theoretisch verständi-
gen können, auch wenn Sie von der Regierungsseite 
sich bisher nicht besonders dadurch hervorgetan ha-
ben, daß sie tatsächlich Konsequenzen haben ziehen 
lassen. 

Ich meine damit erstens insbesondere die Frage 
der Eigen- und Risikokapitalausstattung von Firmen 
und von Existenzgründerinnen und Existenzgrün

-

dern, zweitens die Verbesserung der Zahlungsmoral 
gerade auch der öffentlichen Hand. Es ist schlechter-
dings ein Unding, daß Unternehmen, die volle Auf-
tragsbücher haben, Konkurs anmelden müssen, weil 
die Zahlungsmoral mit schlechter wirtschaftlicher 
Lage auch immer schlechter wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der F.D.P. 

und der PDS) 

Deshalb fordern wir die Bundesregierung auf, ihre 
Möglichkeiten dort  zu nutzen, wo sie sie hat, nämlich 
bei der öffentlichen Hand, so daß wenigstens die 
Zahlungsfristen der öffentlichen Hand verkürzt wer-
den. 

Ich meine damit drittens das Lichten des Förderdik-
kichts. Es gibt derzeit einen Dschungel von unter-
schiedlichen Förderinstrumenten unterschiedlicher 
Ebenen: von der EU-Förderung bis hin zur kommu-
nalen Wirtschaftsförderung. Wir stellen immer wie-
der fest, daß gerade kleine und mittelständische Un-
ternehmen gar nicht die Kapazitäten haben, in die-
sem Förderwust die Maßnahme zu finden, die auf sie 
zutrifft. Eine Vereinfachung der Förderung ist schon 
lange überfällig, ebenso die Einführung von Bera-
tungsstellen vor Ort . Ebenfalls notwendig ist, daß die 
Bundesregierung ihren Einfluß geltend macht, die 
teilweise unerträglich lange Zeit der Förderverfah-
ren bei den Hausbanken zu verkürzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Doch aus unserer Sicht wäre das grundsätzlich 
Entscheidende, zu begreifen, daß der ökologische 
Umbau der Industriegesellschaft nicht nur sachlich 
überlebensnotwendig ist, sondern auch die Möglich-
keiten zu einem zukunftsweisenden innovativen 
Strukturwandel bietet. 

Sie wissen, daß wir im Frühjahr vom Ökoinstitut 
ein Energiewendeszenario haben berechnen lassen. 
Eine entscheidende Frage dabei war für uns: Welche 
Arbeitsplatzeffekte hat die Energiewende? Das 
Spannende an dem Ergebnis war, daß es im Saldo ei-
nen Gewinn an Arbeitsplätzen gibt, und zwar gerade 
an Arbeitsplätzen im Mittelstand, also in den Berei-
chen, die dezentral, kundenorientiert und problem-
orientiert arbeiten. 
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Dies ist nur ein Beispiel von sehr vielen, die zeigen, 
daß es sinnvoll und notwendig ist, das, was politisch 
getan werden muß, nämlich den ökologischen Um-
bau, der die Zerstörung unserer natürlichen Lebens-
grundlagen aufhalten soll, und das, was sozial und 
wirtschaftlich notwendig ist, zusammenzutun. 

Wir können uns hier vielleicht - auch mit Ihnen - 
über die technischen Parameter verständigen. Aber 
klar ist, daß mit dieser Bundesregierung ein solcher 
zukunftsfähiger ökologischer Strukturwandel nicht 
möglich sein wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster Red-
ner spricht der Kollege Paul Friedhoff. 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist richtig, daß 
die Insolvenzzahlen bedauerlicherweise ansteigen. 
Bis August 1996 sind in den alten Ländern 11 967 Li-
quidationen - das bedeutet gegenüber dem Vorjahr 
einen Anstieg um über 10 Prozent -, in den neuen 
Ländern etwa 4 900 Liquidationen zu verzeichnen; 
das bedeutet eine dramatische Steigerung gegen-
über dem Vorjahreszeitraum um über 35 Prozent. 

Diese Zahlen für sich genommen erlauben aber 
keine fundierte wirtschaftspolitische Aussage zur 
Standortqualität, da das Gründungsgeschehen sicher 
auch mit der Gründungsbilanz in Verbindung ge-
bracht werden muß. Diese wird jährlich erhoben. Die 
Zahlen für 1996 können noch nicht vorliegen. 

In der Vergangenheit hat sich aber gezeigt, daß ein 
recht ordentlicher Zusammenhang zwischen den 
Gründungszahlen und dem Volumen der Anträge 
besteht, die für die Existenzgründungsprogramme 
vorliegen. Da stellen wir weiterhin einen sehr star-
ken Anstieg fest. Es gibt also eine rege Gründungstä-
tigkeit. Per saldo wird der Unternehmensbestand in 
den neuen und in den alten Ländern vermutlich trotz 
der hohen Insolvenzen auch in diesem Jahr zuneh-
men. 

Wichtiger, als diese statistischen Momentaufnah-
men zu untersuchen, ist es, glaube ich, die Gründe 
für die Unternehmenszusammenbrüche aufzudek-
ken und in diesem Bereich Abhilfe zu schaffen. Un-
ternehmen scheiden aus Märkten aus, wenn sie zu 
den vorhandenen Rahmenbedingungen nicht mehr 
wettbewerbsfähig sind. Entweder haben die Unter-
nehmen falsche Produkte, oder aber die Kosten, zu 
denen sie produzieren, sind zu hoch. Falsche Pro-
dukte herzustellen liegt in der Marktwirtschaft im 
Bereich der Risiken, die die öffentliche Hand sicher 
nicht abdecken kann. 

Was die Kostenseite angeht, lassen Sie mich - weil 
hier gesagt worden ist: da passiert überhaupt nichts - 
auf zwei Bereiche beispielhaft eingehen, die Ener-
giekosten und die Besteuerung der Unternehmens-
gewinne; die scheinen mir in diesem Zusammen-
hang sehr wichtig zu sein. Insbesondere die Besteue-
rung der reinvestierten Gewinne in Deutschland ist  

beispiellos hoch. Deutschland liegt hierbei an der 
Spitze. 

Ich möchte nicht über die hohen Lohnstückkosten 
reden. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Bei der Arbeits

-

losigkeit sind wir an der Spitze!) 

Darüber zu reden macht hier relativ wenig Sinn, weil 
in diesem Zusammenhang insbesondere die Tarif-
partner gefordert sind. 

Daß die Bundesregierung handelt, können Sie 
auch daran sehen: Das neue Energiewirtschaftsge-
setz wird zu mehr Markt und Wettbewerb in der 
Energieversorgung führen. Es ist ein wichtiger Bei-
trag für die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen in Deutschland. 

Zum Bereich der Steuerpolitik: Wir wollen die Ge-
werbekapital- und die Vermögensteuer 1997 ab-
schaffen. Im Rahmen der vorgesehenen Steuerreform 
wird auch der Steuersatz auf reinvestierte Gewinne 
deutlich abgesenkt werden. Hier davon zu reden, es 
werde nicht gehandelt, ist einfach nicht gerechtfer-
tigt. 

(Uwe Hiksch [SPD]: Falsch gehandelt!) 

- Wenn es, wie Sie sagen, falsch ist, die Unterneh-
men von Steuern zu entlasten, dann zeigen Sie da-
mit, daß Sie die Zusammenhänge nicht begriffen ha-
ben. 

Ohne diese Maßnahmen wird es nämlich keine 
spürbare Verbesserung der Eigenkapitalausstattung 
der Unternehmen geben. Hier liegt die wesentliche 
Ursache für die vielen Insolvenzen. Wachstums-
schübe und Krisensituationen können letztlich nur 
mit einer soliden Eigenkapitalausstattung finanziert 
und bewältigt werden. Der Schlüssel liegt da bei der 
Steuerpolitik. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Blan

-

ker Unsinn!) 

Darauf zielen die Maßnahmen der Bundesregierung. 

Die F.D.P.-Fraktion unterstützt die Regierung bei 
der Lösung dieser Aufgabe nachhaltig. 

(Uwe Hiksch [SPD]: Das merkt man!) 

Hier können Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, zeigen, wenn Sie wollen, wie ernst Sie es 
mit den Beteuerungen zur Verbesserung des Stand-
ortes Deutschland meinen. 

Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen ge-
hört dann auch eine Fortsetzung des Deregulierungs-
kurses am Arbeitsmarkt. Auch wenn Sie es nicht 
gerne hören: Auch der Arbeitsmarkt ist tatsächlich 
ein Markt, auf dem Angebot und Nachfrage den 
Preis bestimmen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ohne mehr Markt am Arbeitsmarkt wird die unmit-
telbare Folge sein, daß es noch mehr Arbeitslosigkeit 
und noch mehr Zusammenbrüche von Firmen geben 
wird. 
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Meine Damen und Herren, für die F.D.P.-Bundes-

tagsfraktion sage ich der Bundesregierung die wei-
tere Unterstützung der Reformmaßnahmen vor allem 
im Bereich der Steuerpolitik und der Deregulierung 
am Arbeitsmarkt zu. Hier liegt der Schlüssel für mehr 
Arbeitsplätze und weniger Unternehmenszusam-
menbrüche. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Unsinn!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege Rolf Kutzmutz. 

Rolf Kutzmutz (PDS): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wäre es nicht solch ein trauriges 
Kapitel, über das wir reden müssen, könnte man die 
Ausführungen beginnen mit: „Alle Jahre wieder". 
Denn Sie werden sich erinnern: Vor einem Jahr, am 
9. Dezember 1995, haben wir schon einmal - aller-
dings mit dem Schwerpunkt Ostdeutschland - über 
diese Fragen und die BvS gesprochen. Aber es geht 
hier, wie sich herausstellt, um ein gesamtdeutsches 
Problem. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Die Zahlen stei-
gen ja auch jedes Jahr!) 

- Eben. 

Im Unterschied zu den Wachstumsprognosen der 
Bundesregierung für Bruttosozialprodukt und Ar-
beitsplätze scheint die der Firmenpleiten nicht auf 
tönernen Füßen zu stehen. Denn die Zahl von 26 000 
angekündigten Pleiten ist ein Horror. Durch solche 
Meinen und großen Dramen überall im Lande wer-
den laut „Creditreform" allein in diesem Jahr 
487 000 Arbeitsplätze verschwinden und ein volks-
wirtschaftlicher Schaden von 62 Milliarden DM ent-
stehen. Dem stehen 210 000 neue Arbeitsplätze ent-
gegen. Diese Zahlen zeigen, daß etwas an der Politik 
nicht stimmen kann. Denn angesichts all der Ver-
sprechungen, die die Bundesregierung gemacht hat, 
müßten wir vorankommen. Das aber ist nicht abseh-
bar. 

Gründliche Analysen der Kreditversicherer doku-
mentieren im übrigen, daß die regierungsamtlich 
aufgezwungene Standortdiskussion eine Geisterde-
batte ist. Weder die derzeitigen Lohnnullrunden 
noch die niedrigen Zinsen und die günstige Export

-entwicklung werden den Flächenbrand der Insolven-
zen stoppen. 

Die Ursachen von Firmenzusammenbrüchen, die 
sich momentan geradezu epidemisch auch unter 
Kleinstbetrieben mit bis zu fünf Beschäftigten aus-
breiten, sind hinlänglich bekannt. Zu schwache Ei-
genkapitaldecke, falsche Fremdfinanzierung mit zu 
hohen Zinsen, Managementfehler durch zu geringes 
betriebswirtschaftliches Know-how und Forderungs-
ausfälle sowie schlechte Zahlungsmoral - übrigens 
auch der öffentlichen Hand - bilden einen Teufels-
kreis. All diese Gründe sind auch schon vor einem 
Jahr genannt worden. Es hat sich in der Zwischenzeit 

nichts geändert; im Gegenteil, es ist schlechter ge-
worden. 

Mit jedem Zusammenbruch eines Bet riebes gera-
ten dessen bisherige Lieferanten in Gefahr. Der be-
rühmte Dominoeffekt scheint unaufhaltsam. Ich will 
hier nicht auf Einzelbeispiele eingehen, sondern nur 
eine Forderung benennen und die sich daraus erge-
benden Fragen stellen. 

Die Forderung lautet: Angesichts der katastropha-
len Lage muß endlich die gesamte bisherige Wirt-
schaftsförderung vorurteilslos auf den Prüfstand ge-
stellt werden. 

Die Fragen sind: Was bringt Wirtschaftsförderung 
mittels Steuerrecht, beispielsweise über Sonderab-
schreibungen, bei Betrieben, die überhaupt keine 
Gewinne erzielen? Ist das Hausbankprinzip, zumin-
dest bei kleineren Fördervolumen, noch zeitgemäß, 
oder sollte nicht besser auch auf diesem Sektor mehr 
Markt, nämlich Konkurrenz zwischen den Geschäfts-
banken und den staatlichen Hauptleihinstituten, das 
Geschäft und damit die Konditionen für die Kunden 
verbessern? 

Wäre nicht ein wichtiger Schritt aus dem bestehen-
den Förderdickicht, die Vergabe und damit auch die 
Antragstellung für Subventionen bei einer Stelle zu 
konzentrieren, ohne eine neue Behörde zu installie-
ren, sondern statt dessen auf bestehende Strukturen 
zurückzugreifen, die zugleich mit den konkreten 
Verhältnissen vor Ort in den Regionen recht gut ver-
traut sind, also Landesinvestitionsbanken oder Lan-
desentwicklungsgesellschaften? 

Ließen sich nicht ohne zusätzlichen Mittelaufwand 
die Beratungshilfen, beispielsweise in Form der hier 
und da bereits praktizierten „runden Tische", noch 
verbessern? Was nützt breitangelegte Existenzgrün-
derförderung, wenn die Unternehmen in ihrer Konso-
lidierungsphase ohne jede Chance auf weitere För-
dermittel im Regen stehen? Läßt sich die Verwen-
dung von Darlehen und Zuschüssen überhaupt effi-
zient kontrollieren, ohne weitere Bürokratie zu er-
zeugen? 

Warum beschreiten die Bundesregierung und die 
sie stützende Koalition nicht völlig neue Wege, die 
keineswegs mehr Geld kosten? Im Drama um SKET 
Magdeburg haben wir beispielsweise in den letzten 
Wochen das große Engagement der Kolleginnen und 
Kollegen kennengele rnt, sich selbst bei der Rettung 
ihres Betriebs einzubringen. 

Die Übernahme angeschlagener Bet riebe durch 
die Belegschaften wird immer häufiger. Mitverant-
wortung für das Wohlergehen des eigenen Unterneh-
mens tragen zu wollen bleibt immer weniger das Be-
dürfnis allein von Managern, weil der eigene Ar-
beitsplatz immer kostbarer wird. 

Deshalb sollten künftig Fördermittel nicht nur als 
Darlehen oder Zuschüsse, sondern auch als stille Be-
teiligungen ausgereicht werden, die durch die Fir-
meninhaber jederzeit abgelöst werden können, aber 
während ihrer Existenz erweiterte Mitbestimmungs-
und Kontrollrechte der Belegschaften begründen. Es 
gibt keine Behörde, die den effizienten Einsatz von 
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staatlichen Mitteln besser kontrollieren könnte als 
jene Menschen, für deren Arbeitsplätze diese Gelder 
ausgereicht werden, zumal sie dazu ein Recht haben, 
weil es schließlich auch um ihre Steuergroschen 
geht. 

Ich bin sicher, daß bei diesem Verfahren die Unter-
nehmer noch zusätzlich motiviert werden, schnellst-
möglich in schwarze Zahlen zu kommen, weil sie lo-
gischerweise am liebsten allein Herr im eigenen 
Hause sind. Nicht mehr Staat, sondern mehr Kreativi-
tät und Engagement der Menschen wären die Folgen 
solcher staatlichen Beteiligungen. Lassen Sie endlich 
die Leistungsträger - und zwar alle - ihre Leistung 
wirklich entfalten; denn durch das Wiederholen blo-
ßer Beschwörungsformeln wird sich die Lage nicht 
ändern. Das zeigen die Zahlen an Insolvenzen, die 
für 1997 bzw. für das Jahr 2000 vorausgesagt wer-
den. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat der 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Hein rich Kolb. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Zunächst zu den Fakten, 
zu denen bereits der Kollege Friedhoff Zahlen ge-
nannt hat: Der seit 1992 zu beobachtende Anstieg 
der Insolvenzzahlen hat sich im August fortgesetzt, 
wenn sich auch die Zuwachsraten im Verlauf dieses 
Jahres abgeschwächt haben. Problematisch bleibt 
weiterhin die Lage in den neuen Ländern und Berlin-
Ost, wo bisher noch das Gesamtvollstreckungsver-
fahren gilt. Do rt  sind bis August 1996 insgesamt 
4 905 Insolvenzen registriert worden. Das ist ein An-
stieg von insgesamt 36,7 Prozent. 

Das ist eine durchaus beunruhigende Entwick-
lung, auch wenn - das will ich hier sagen - aus der 
Insolvenzstatistik noch nicht hervorgeht, inwieweit 
insolvent gewordene Unternehmen von Existenz-
gründern oder anderen Unternehmern übernommen 
bzw. fortgeführt werden. Daher muß die Zahl der re-
gistrierten Insolvenzen und die Zahl der endgültig 
vom Markt verschwindenden Unternehmen nicht 
identisch sein. 

Trotzdem - ich will das nicht relativieren - verfolgt 
die Bundesregierung die Entwicklung der Insolven-
zen mit Sorge und großer Aufmerksamkeit, und das 
nicht erst seit heute, nicht erst aus Anlaß dieser De-
batte, sondern schon seit längerer Zeit, wie Sie auch 
unserer Antwort auf die Große Anfrage der SPD 
„Insolvenzen in der deutschen Wirtschaft" vom ver-
gangenen Jahr entnehmen können. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Aber Herr Kolb, 
zum Risikokapital sagen Sie nur, daß Sie 

das einleiten!) 

- Herr Kollege Schwanhold, ich will doch gerade auf 
das eingehen, was wir tun und was wir getan haben. 

Wir haben nämlich unser Förderinstrumentarium er-
weitert, und zwar um solche Maßnahmen, die von In-
solvenz bedrohten, aber am Markt durchaus chan-
cenreichen Unternehmen bei der Überwindung einer 
vorübergehenden Krise helfen. 

Ich will ausdrücklich sagen: Es gibt gute Chancen, 
daß ein solches im Prinzip überlebensfähiges Unter-
nehmen, das nur vorübergehend in einen Liquiditäts-
engpaß geraten ist, nicht den Gang zum Konkursge-
richt antreten muß. 

Ich will hier nur die wichtigsten Maßnahmen nen-
nen: Die Kreditanstalt für Wiederaufbau und die 
Deutsche Ausgleichsbank offerieren spezielle Kredit-
programme für Unternehmen, um Liquiditätseng-
pässe zu überwinden. Vom 1. Januar bis heute sind 
von der KfW und der Deutschen Ausgleichsbank für 
knapp 5 000 Fälle rund 1,5 Milliarden DM an Liquidi-
tätshilfen ausgegeben worden. Das zeigt, daß dieses 
Instrument nicht nur auf dem Papier vorhanden ist, 
sondern daß es auch nachhaltig genutzt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Sabine  Kaspereit [SPD]: Wie lange dauert 

es ab Antragstellung?) 

- Frau Kaspereit, die Frage beantwortet sich eigent-
lich von selbst, ich gehe aber darauf ein. Wenn allein 
in den ersten acht Monaten dieses Jahres 4 800 Fälle 
mit dem Volumen von 1,5 Milliarden DM bearbeitet 
worden sind, zeigt das, daß es sich nicht um über Ge-
bühr lange Verfahren handeln kann. Vielmehr 
spricht schon der erste Anschein für die Effizienz des 
Verfahrens. 

Bund und Länder fördern die mittelständische 
Wirtschaft in den alten und den neuen Bundeslän-
dern durch Beteiligung am Ausfallrisiko von Bürg-
schaftsbanken sowie der Deutschen Ausgleichsbank 
in den neuen Bundesländern. Ich möchte auch 
hierzu Zahlen nennen. Die Zahl der durch die Bürg-
schaftsbanken neu verbürgten Fälle hat sich von 
1990 bis 1995 auf 7 300 fast verdoppelt. Das dadurch 
verbürgte zusätzliche Kreditvolumen hat sich im glei-
chen Zeitraum auf rund 2,8 Milliarden DM sogar ver-
dreifacht. Die Deutsche Ausgleichsbank verbürgt 
sich in den neuen Bundesländern zum Stand Ende 
Oktober 1996 für rund 1 100 Kredite, mit denen ein 
Investitionsvolumen von rund 8,2 Milliarden DM ent-
stand. 

Speziell für die neuen Bundesländer - jemand 
sagte, wir führen die Diskussion heute nicht speziell 
mit Blick auf die neuen Bundesländer, aber ich 
möchte es hier dennoch erwähnen - wurde zusätz-
lich der Konsolidierungsfonds Ost überwiegend aus 
Mitteln der Treuhandanstalt - eingeführt. Der Beteili-
gungsfonds Ost wurde neu eingeführt. Beides war 
dazu angelegt, die Liquidität und vor allem auch das 
Risikokapital für die Umsetzung eines tragfähigen 
Unternehmenskonzeptes zur Überwindung einer 
Krise bereitzustellen. 

Herr Kollege Kutzmutz, ich bin der Meinung, daß 
die runden Tische, die die Ausgleichsbank in den 
neuen Bundesländern zusammen mit den Kammern 
organisiert, wo die Ursachenanalyse mit den Mana-
gementhilfen sowie mit der Mobilisierung zusätzli- 
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cher Kredite verbunden wird, durch eine kooperative 
Abstimmung zwischen allen Beteiligten wesentlich 
dazu beitragen, kritische Situationen in den Unter-
nehmen zu bewältigen. 

Ich möchte einen Gedanken aufgreifen, den hier 
der Kollege Friedhoff vorgetragen hat. Man kann 
und darf die Insolvenzzahlen nicht isoliert sehen, 
sondern man sollte diese im Zusammenhang mit den 
Gründerzahlen sehen. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Fast 500 000 
Arbeitslose!) 

- Dies gilt gerade mit Blick auf den Arbeitsmarkt. Hö-
ren Sie mir einmal zu, Herr Kollege Schwanhold! 
Man muß die Insolvenzzahlen und die Gründerzah-
len im Kontext sehen. Unternehmensgründungen 
und Liquidationen sind beides Vorgänge, die den 
ständigen Wandel in der Wi rtschaft und auch in der 
Struktur unserer Wirtschaft widerspiegeln. 

Es gibt zwar keine amtliche Gründungsstatistik, 
aber das Institut für Mittelstandsforschung in Bonn 
errechnet aus den Gewerbeanmeldungen einer 
Reihe von Bundesländern regelmäßig eine Grün-
dungsbilanz. Danach standen - auch das muß man 
sehen - 1995 528 000 Unternehmensgründungen 
407 000 Liquidationen gegenüber. Es bestand also 
ein Gründungssaldo von 121 000 neuen Unterneh-
men, die mehr gegründet als liquidiert wurden. 

Ich möchte dies überhaupt nicht in Relation zu der 
absoluten Zahl der Insolvenzen setzen. Aber wenn 
wir uns hier über Auswirkungen auf dem Arbeits-
markt unterhalten - Herr Kollege Schwanhold, ich 
will das gerne tun -, muß man auch sehen, daß durch 
diesen positiven Gründungssaldo, 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Die Arbeitslo-
senzahlen steigen!) 

der wesentlich durch die Existenzgründungsförder-
programme  der Bundesregierung initiiert ist, auf dem 
Arbeitsmarkt Wesentliches bewältigt wird. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Nackte Statistik!) 

Wir haben für 1996 bisher noch keine aktuellen Zah-
len. 

(Zuruf von der SPD: Ich glaube, Sie leben in 
einem anderen Land!) 

Aber es zeichnet sich ab, daß wir nach einem schwa-
chen Verlauf zu Beginn des Jahres und einem deutli-
chen Anziehen im dritten Quartal auch 1996 wieder 
einen ähnlich deutlichen positiven Gründungssaldo 
haben werden. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Wir hatten nie so 
hohe Arbeitslosenzahlen!) 

Ich will mit folgendem schließen. Entscheidend für 
die Frage Insolvenz oder Nichtinsolvenz ist natürlich 
die Frage der Eigenkapitalausstattung eines Unter-
nehmens. Deswegen rufe ich dieses Hohe Haus auf, 
alles zu tun, damit die Eigenkapitalausstattung der 
Unternehmen verbessert wird. Dieses muß auch auf 
dem Wege der Veränderung der steuerlichen Rah-
menbedingungen geschehen, das heißt der Verbes-

serung der Möglichkeiten, Eigenkapital aus thesau-
rierten Gewinnen zu bilden. Ich glaube, auch dies 
sollten wir uns in dieser Debatte in Erinnerung rufen. 
Es wäre gerade vor dem geschilderten Hintergrund 
unverantwortlich, die Unternehmen in den neuen 
Bundesländern durch Einführung der Gewerbekapi-
talsteuer 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Schwachsinn!) 

mit zusätzlichen Lasten in einer Größenordnung von 
500 Millionen DM zu belasten. 

Deswegen möchte ich insbesondere an diese Seite 
des Hauses appellieren, auch hier mit der Koalition 
zusammenzuwirken und dazu beizutragen, daß die 
Bedingungen für die Eigenkapitalausstattung insbe-
sondere im Mittelstand weiter verbessert werden 
können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Jelena Hoff-
mann, vielleicht ergeht es Ihnen besser. 

Jelena Hoffmann (Chemnitz) (SPD): Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die heu-
tige Aktuelle Stunde zum Thema Insolvenzen ist 
dringend notwendig. Die Hoffnung der Regierung, 
daß die Wirtschaft rasch zum Aufschwung kommt, ist 
falsch, und man kann von keiner neuen Gründungs-
kultur in Deutschland sprechen. Dies wird an Hand 
der Insolvenzenstatistiken deutlich. 

Während die Zahl der Pleiten in Westeuropa nun-
mehr im zweiten Jahr in Folge zurückgeht, verzeich-
net Deutschland für denselben Zeitraum einen An-
stieg von zirka 50 Prozent. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist leider 
wahr!) 

Seit vier Jahren hält die Bundesrepublik diese nega-
tive „Spitzenleistung". 

Jedes Jahr werden neue Rekordmarken erzielt. 
Insgesamt sind bis zum Ende des Jahres 33 000 Ge-
samtinsolvenzen - davon 26 500 Unternehmensinsol-
venzen - zu erwarten. Dies bedeutet im Vergleich 
zum Vorjahr eine Steigerung um fast 15 Prozent bzw. 
18,6 Prozent. In Ostdeutschland sind die Zahlen noch 
schockierender. Während es 1992 noch 1 092 Unter-
nehmenspleiten gewesen sind, werden es dieses 
Jahr wahrscheinlich 8 000 sein. Ich frage die Bundes-
regierung, ob sie diese Zahlen in Ordnung findet. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Es sieht so aus!) 

Offensichtlich, denn sie unternimmt nichts. 

Ich möchte hier nur einige Fakten nennen. Der 
volkswirtschaftliche Schaden beziffert sich auf 
62 Milliarden DM. Etwa 490 000 Menschen haben 
wegen Insolvenzen ihren Arbeitsplatz verloren. Da-
bei sind kleine und mittlere Unternehmen zu 
85 Prozent die Leidtragenden. Die Kosten der Ar-
beitsämter sind immens. Für dieses Jahr muß allein 
mit 2,2 Milliarden DM Konkursausfallgeld gerechnet 
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werden. Die Schlußfolgerung der Regierung: Herr 
Minister Blüm muß sparen. 

Gleichzeitig kann es sich der Herr Bundeskanzler 
ganz leicht machen und auf die Unternehmer 
schimpfen, weil sie immer noch keine neuen Arbeits-
plätze geschaffen haben. Woher denn, Herr Kohl, 
wenn die Voraussetzungen dafür durch Ihre Sparge-
setze nicht gewährleistet werden? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Für Ostdeutschland müssen wohl 1997 weitere 
10 000 Pleiten - das heißt ein Anstieg von 25 Prozent - 
befürchtet werden. Die Konsequenz ist, daß sich 
auch in der nächsten Zeit kein eigenständiger Mittel-
stand in Ostdeutschland festigen kann. 

(Reiner Krziskewitz [CDU/CSU]: Was ist ein 
eigenständiger Mittelstand?) 

- Darüber können wir uns noch unterhalten. Aber 
jetzt muß ich auf meine Zeit aufpassen. 

Die Hauptgründe für die hohe Zahl von Pleiten 
sind bereits genannt worden: Forderungsausfälle, die 
schleppende Zahlungsmoral von Kunden, Eigenka-
pitalschwäche und die Schwierigkeit, einen Über-
brückungskredit zu erhalten. Ich möchte auch nicht 
verschweigen, daß Managementfehler mitverant-
wortlich sein können; dies trifft besonders in den 
neuen Bundesländern zu. 

(Zuruf von der SPD: Nicht nur da!) 

Doch es gibt zunehmend auch solche Fälle wie den 
des Unternehmens Hecke rt  GmbH in meinem Wahl-
kreis Chemnitz. Das Dilemma der Politik wird hier 
besonders deutlich. Ein gesundes Unternehmen wird 
nur deshalb in das Konkursverfahren gezwungen, 
weil das Mutterunternehmen insolvent geworden ist. 
Neben den direkten 650 Arbeitsplätzen in Chemnitz 
sind noch ungefähr 2 000 Arbeitsplätze der Zulief e-
rerindustrie gefährdet. Die Bundesregierung und die 
Landesregierung machen Versprechungen, die bis-
her noch nicht praktisch umgesetzt wurden, obwohl 
jeder Tag zählt. Das Unternehmen hat seinen Markt-
anteil in Deutschland innerhalb von zwei Jahren von 
7 auf 27 Prozent gesteigert und ist eigentlich nur 
kurzfristig in Liquiditätsprobleme geraten. Wenn die 
Regierung bei Insolvenzen in dieser Art  und Weise 
vorgeht, können wir bald alle im Osten einpacken. 

Ich fordere von dieser Stelle die Regierungen in 
Bonn und Dresden noch einmal zu einer unverzügli-
chen unbürokratischen Rettung des Bet riebes auf. 

Es wird uns immer wieder vorgeworfen, daß wir als 
Opposition keine Vorschläge machen würden. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen der Koalition, hören Sie 
jetzt bitte ganz genau zu, weil ich diese Vorschläge 
unterbreiten möchte! 

Der erste: Die in den letzten Jahren immer weiter 
gesunkene Eigenkapitalquote muß erhöht werden, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

indem bessere Rahmenbedingungen zur Eigenkapi-
talmobilisierung geschaffen werden. 

Zweitens. Es muß eine Möglichkeit der Wachs-
tumsfinanzierung zur Konkursvorsorge geben. Nur 
so können kleine und mittelständische Unternehmen 
die Aufträge vorfinanzieren, wenn deren Eigenkapi-
taldecke nicht ausreicht. 

Drittens. Mit der Erreichung eines Nothilfefonds 
kann man Unternehmen helfen, wenn sie kurzfristig 
in Liquiditätsschwierigkeiten geraten sind, weil die 
Kunden nicht zahlen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Viertens. Als eine wichtige Präventivmaßnahme 
sehe ich die Notwendigkeit, bereits in Fach- und 
Hochschulen ein Fach Existenzgründung einzufüh-
ren. 

(Gunnar Uldall [CDU/CSU]: Das werden 
doch alles Kapitalisten!) 

Ich möchte abschließend sagen: Wir fordern die 
Bundesregierung auf, endlich aktiv zu werden und 
nicht ihre klassische Vogel-Strauß-Politik in der Wi rt

-schaftspolitik weiterzubetreiben, denn: Die Insol-
venzlawine muß endlich gestoppt werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Jetzt redet der Kol-
lege Ernst Hinsken. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ohne den 
Ernst des Themas geringschätzen zu wollen, möchte 
ich vorweg feststellen, daß es in einer erwerbsorien-
tierten Marktwirtschaft unvermeidbar ist, daß Unter-
nehmen in Konkurs gehen und damit vom Markt ver-
schwinden. Es sind aber meist Zusammenbrüche 
großer Firmen, wie zum Beispiel beim Bremer Vul-
kan, die die Schlagzeilen beherrschen und tagelang 
die Medien füllen. Oftmals in Vergessenheit geraten 
dabei die zahllosen kleinen und mittelständischen 
Betriebe, die lautlos die Tore schließen. 

Es läßt bestimmt niemand kalt, wenn die Insol-
venzzahlen weiter steigen. Wenn die Vereine Credit-
reform richtig liegen, dann ist zu befürchten, daß wir 
bis zum Jahr 2000 die 40 000er Marke erreichen. 
33 000 Firmen, das heißt 14,6 Prozent mehr als im 
Vorjahr mit 487 000 Arbeitnehmern, das sind 
23 Prozent mehr als im Vorjahr, haben dieses Jahr 
den schmerzhaften Gang zum Konkursrichter antre-
ten müssen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Und Sie tun 
nichts dagegen!) 

Aber, verehrte Kolleginnen und Kollegen von der 
Opposition, erst das Kind in den Brunnen fallen las-
sen und dies dann zu bedauern ist zu billig. 

(Lachen bei der SPD) 
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Um bei diesem Beispiel zu bleiben: Sie haben immer 
verhindert, daß wir rechtzeitig den Deckel auf den 
Brunnen hätten schieben können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wer regiert 

denn?) 

Lassen Sie mich über die Grenzen schauen und zu 
unseren Nachbarn blicken. In Westeuropa haben wir 
1995 203 300 Insolvenzen, mit fallender Tendenz, ins-
besondere - da liegen Sie richtig, Frau Kaspereit - in 
Skandinavien. Aber warum denn? Weil do rt  die erfor-
derlichen Korrekturen vorgenommen wurden, die 
bei uns noch anstehen, weil Sie sich immer verwei-
gern, weil Sie immer blockieren. Das ist Fakt, das ist 
Tatsache. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Aber in Bayern 

gibt es keine Pleiten, oder wie ist das?) 

Ich möchte hier nicht unerwähnt lassen, daß die 
durch Pleiten verursachten Schäden 62 Milliarden 
DM ausmachen. Das sind zwar nur 2,3 Prozent des 
Bruttosozialprodukts, 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Gut gerechnet!) 

aber dieses Volumen ist viel zu hoch. 

Es ist interessant, daß 39 Prozent der Firmen, die 
Konkurs anmelden mußten, nicht älter als vier Jahre 
sind. Allein 19,3 Prozent - das sind jährlich zirka 
6 500 - haben nach zwei Jahren schon wieder dicht-
gemacht. 

(Zuruf von der SPD: Ja, warum denn? Das 
kann doch nicht an der Steuerlast gelegen 

haben!) 

Im Alter von drei bis vier Jahren scheint für ein mit-
telständisches Unternehmen eine kritische Schwelle 
unter temporären Gesichtspunkten zu liegen. 

(Zuruf von der SPD: Wieder ein Naturge-
setz!) 

Interessant ist auch, daß die Zahl der Insolvenzen 
bei den GmbHs mit über 60 Prozent aller Pleiten mit 
weitem Abstand vor denen aller anderen Rechtsfor-
men liegt. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das kann doch 
nicht an den Steuern liegen!) 

So weit die Diagnose. 

Nun zur Therapie. Wie so oft ist für diese Entwick-
lung aber nicht eine einzige Ursache verantwortlich 
zu machen, 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Nein, drei Ursa-
chen: CDU, CSU und F.D.P.!) 

sondern vielfach ist es das Zusammentreffen mehre-
rer Umstände, die zum Zusammenbruch führen. 

Erstens: eine zu niedrige Eigenkapitalbasis. Die 
Rendite ist zu niedrig. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist wahr!) 

Nur wer Gewinne macht, kann weiter investieren. 
Nur wer investiert, schafft Arbeitsplätze, und nur Ar-
beitsplätze schaffen einen breiten Wohlstand. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Dazu brauchen 
Sie Binnenkaufkraft, Herr Kollege!) 

Sie sind doch die Gewinnverteufler! Für Sie war 
Gewinn doch immer schon Profit! Damit haben Sie 
Stimmung gemacht. Mit Neidkomplexen haben Sie 
in letzter Zeit gearbeitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

Zweites Problem: der Strukturwandel. Es wird 
vielfach produziert, was man nicht mehr absetzen 
kann. Es kann deshalb nicht konserviert werden, 
sondern es muß weiter nach vorne entwickelt wer-
den. 

Drittes Problem: die restriktive Kreditwirtschaft der 
Banken. Da pflichte ich Ihnen bei, Frau Kollegin Kas-
pereit: Die Risikobereitschaft der Kreditwirtschaft 
geht besorgniserregend zurück. Deshalb müssen wir 
die Grundlage für mehr Risikokapital schaffen. 

Hier sollten wir einmal den USA nacheifern. Der 
Unterschied zwischen den USA und Deutschland ist, 
daß sich in Amerika das Kapital den Unternehmer 
sucht, und in Deutschland sucht der Unternehmer 
das Kapital. Da sind wir alle zusammen gefordert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Warum stimmen 

Sie unseren Anträgen nicht zu?) 

Viertens: Die Zahlungsmoral insbesondere der öf-
fentlichen Hand ist zu verbessern. Ich persönlich 
empfinde es als Skandal, wenn mittelständische Un-
ternehmer 140 bis 160 Tage auf die Begleichung ih-
rer Rechnungen durch den Staat warten müssen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein 
letztes ansprechen. Ich meine, daß gerade das Eigen-
kapitalhilfeprogramm, das aufgelegt wurde, das 
jetzt fortgeführt wird und in Zukunft auch für Be-
triebsübernehmer gelten soll, ein hervorragendes 
Programm ist. Denn es steht doch fest, daß gerade 
solche kleinen Betriebe leichter über die Runden 
kommen, wenn sie auf solche Programme zurück-
greifen können. 

Noch zwei Zahlen: Nach einem Zeitraum von zwei 
bis drei Jahren fallen nur 1,3 Prozent dieser geförder-
ten Unternehmen aus, nach drei bis vier Jahren liegt 
die Zahl bei 3 Prozent, und nach vier bis fünf Jahren 
bei 4,9 Prozent. Das zeigt, daß das Eigenkapitalhilfe-
programm ein gutes Programm ist. Das zeigt sich 
auch daran, daß über 50 Prozent der Betriebe, die 
nicht über solche Programme gefördert wurden, weil 
sie die erforderlichen Indikatoren nicht erfüllt haben, 
bereits nach zwei, drei Jahren wieder von der Bildflä-
che verschwinden. Dem müssen wir begegnen. 

Deshalb sollte nach meiner Meinung am Eigenka-
pitalhilfeprogramm festgehalten werden. Die Bun-
desregierung hat hier geschaltet. 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Hinsken, es 
ist Schluß. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Sie hat Maßnahmen 
ergriffen, damit es auf eine breitere Basis gestellt 
werden kann, als das bislang der Fall war. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Hinsken, es 
ist Schluß! 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Wir sind auf dem rich-
tigen Weg. Wir lassen uns von Ihnen nicht aus der 
Bahn werfen und wollen vor allen Dingen die Grund-
lage dafür schaffen, - 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Nein, Herr Hins-
ken, jetzt ist Schluß! Ich habe das jetzt dreimal ge-
sagt! 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): - daß sich die Betriebe 
auch weiterhin aus dem Nichts heraus entwickeln 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Kollege Wolfgang Weiermann. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich will an dieser Stelle 
einmal deutlich sagen: Sie haben die Mehrheit hier 
im Parlament, Sie tragen die Regierungsverantwor-
tung, 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Was ist mit 
dem Bundesrat?) 

und Sie haben ein drittes Mal zugelassen, daß wir im 
Bereich der Insolvenzen auf neue Rekordhöhen ge-
kommen sind. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Meine Damen und Herren, es führt doch kein Weg 
daran vorbei: Sie haben sich ein Armutszeugnis aus-
gestellt, nachdem wir bereits vor einem Jahr - wie 
eben mehrfach angeklungen - auf die Probleme hin-
gewiesen haben. Es ist doch nicht selbstverständlich, 
wenn man an dieser Stelle noch einmal darauf zu-
rückkommen muß, daß 17 Prozent mehr Unterneh-
menszusammenbrüche für das Jahr 1997 - leider - zu 
erwarten sind. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Ich habe ge-
rade gesagt warum!) 

Das bedeutet ein weiteres Mal Förderungs-, Versi-
cherungs- und Sozialversicherungsausfälle und eine 
bei 31 000 Unternehmenszusammenbrüchen weitere 
Steigerung der Arbeitslosigkeit in der Bundesrepu-
blik Deutschland. Das ist das Umfeld, Herr Staatsse-
kretär. Es ist wahrlich kein Ergebnis, sich hier zu brü-
sten. 

Ich sage noch einmal: Der Bundesregierung fehlt 
es nicht an Mehrheit, es fehlt ihr der politische Wille, 
die Krise zu beenden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Das Schadensvolumen beziffert sich 1996 auf über 
60 Milliarden DM. In allen anderen Bereichen West-
europas ist in dieser Zeit - auch das ist schon gesagt 
worden - die Zahl der Konkurse zurückgegangen. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Warum denn?) 

Wir sind aber doch nicht deswegen die einzigen, weil 
die Opposition die Regierungspolitik an Stelle der 
Regierung macht, sondern weil Sie in der Vergan-
genheit geschlafen haben. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DJE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich will Ihnen eines sagen: Wi rtschaftspolitische 
Ignoranz und falsche Rezepte verhindern geradezu 
den politischen Kurswechsel. Das ist Ihnen zuzu-
schreiben. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das sagen Sie 
mal Ihren Genossen!) 

Individuelle und politische Resignation vor der Dauer-
last der Insolvenzen und der Massenarbeitslosigkeit 
breitet sich aus. Falsche Rezepte und unrichtige Dar-
stellung der Fakten, wie sie seit Jahren durch die 
Standortdebatte in der Öffentlichkeit angeboten wer-
den, verstärken doch insgesamt bei den Menschen 
das Gefühl der Hoffnungslosigkeit. Aber hohe Insol-
venzen und hohe Arbeitslosenziffern sind doch we-
der naturgegeben noch irreparabel. Sie sind das Er-
gebnis einer falschen Politik! 

(Beifall bei der SPD) 

Die Wirtschaft leidet an einer zu schwachen Bin-
nennachfrage. Die Einzelhandelsumsätze sind seit 
1992 rückläufig die Aufträge im Baugewerbe seit 
März, die im verarbeitenden Gewerbe seit Septem-
ber 1995. Bei dieser schwachen Auftragslage können 
Kürzungen öffentlicher Leistungen nur zur Verschär-
fung der Beschäftigungslage führen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Wirtschaft braucht eine Stimulierung der Nach-
frage. 

(Jürgen Türk [F.D.P.]: Wie macht man das 
denn?) 

Angesichts der Zunahme der Massenarbeitslosig-
keit und auch des Wegbrechens industrieller Arbeits-
plätze hier in Westdeutschland und im Ruhrgebiet - 
nicht alles nur im Osten - besteht die große Heraus-
forderung für uns alle da rin, Erwerbsarbeit zu si-
chern und Erwerbsarbeit neu zu schaffen. Das muß 
die zentrale Aufgabe der Politik der Bundesregie-
rung sein. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Gerade zukunftsorientierte Arbeitsplätze brauchen 
die notwendige Unterstützung. Wir benötigen die 
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Schaffung von Anlagefonds für Risikokapital, denn 
die Kapitaldecke ist unter 18 Prozent gesunken. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Abgelehnt von 
Ihnen!) 

Die finanziellen Voraussetzungen gerade bei jungen 
Unternehmen müssen stärker gefördert werden. 

Krisenverschärfend ist außerdem die bewußt be-
triebene Öffnung der Einkommensschere zwischen 
Arm und Reich. Wer arm ist und fast alles brauchen 
kann, hat kein Geld, etwas zu kaufen. Wer reich ist 
und alles schon hat, kauft nichts mehr, weil er nichts 
mehr braucht. Das ist meine Position. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, meine Damen und Herren von der Koalition 
und der Regierung, wollen nicht begreifen, daß diese 
soziale Schieflage auch die Wirtschaft national wie 
international auf die schiefe Bahn geraten läßt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Das einzige, was dem Bundeswirtschaftsminister 
dazu zu entlocken ist, ist dieser einfältige Satz: 
„Wirtschaft wird in der Wi rtschaft gemacht und fin-
det in der Wirtschaft statt. " 

Wir leben nicht - lassen Sie mich das abschließend 
sagen -, wie man ständig von der Koalition zu hören 
bekommt, über unsere Verhältnisse, sondern unter 
unseren Möglichkeiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Es fehlt eine auf Wachstums- und Beschäftigungs-
steigerung ausgerichtete Politik; ein entsprechendes 
Konzept ist eine aktive Wirtschaftspolitik. Packen Sie 
es doch endlich einmal an, anstatt hier ständig her-
umzustöhnen! 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Ernst 
Hinsken [CDU/CSU]: Jawohl, Herr 

Betriebsratsvorsitzender!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Kollege Manfred Koslowski. 

Manfred Koslowski (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Weiermann, 
man kann uns sicherlich sehr viel vorwerfen, 

(Zuruf von der SPD: Eine ganze Menge! 
Dazu fällt mir viel ein!) 

aber uns den politischen Willen zur Veränderung ab-
zusprechen ist ein Vorwurf, der nicht haltbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ernst Schwanhold [SPD]: Das hat man bei 

der Lohnfortzahlung gesehen!) 

Ich hätte mir vielmehr gewünscht, daß Sie bekundet 
hätten, uns bei den wirklich schwierigen, existentiel-

len Entscheidungen zu unterstützen. Dazu hätten Sie 
oftmals Gelegenheit gehabt. 

(Zuruf von der SPD: Das ist die falsche Rich

-

tung, Herr Kollege! - Weiterer Zuruf von 
der SPD: Sie sind doch die Blockiererpar

-

tei!) 

- Die fünf Minuten Redezeit sind schnell um. Geben 
Sie mir noch Gelegenheit, zu dem zu kommen, was 
ich Ihnen gerne sagen möchte. 

Die Tatsache, daß wir uns heute mit Insolvenzen 
befassen müssen, wirft natürlich die Frage auf, wie 
die bisher geleisteten Finanzierungshilfen gewirkt 
haben - das ist eine ganz sachliche Frage - bzw. wo 
Hilfe verstärkt ansetzen muß. Ich glaube, die von 
Herrn Staatssekretär Kolb genannten Zahlen muß 
man einfach akzeptieren, wenn man mit dieser Mate-
rie redlich umgehen möchte. Es gibt sicherlich in die-
sem Saal niemanden, der die Brisanz dieser Thema-
tik verkennt und die Wirkung auf den Wirtschafts-
standort und den Arbeitsmarkt nicht mit großem 
Ernst verfolgt. 

Gerade in den neuen Bundesländern - ich will  das 
bewußt in den Mittelpunkt meiner Betrachtungen 
stellen - hat es eine Phase gewaltiger Unternehmens

-

gründungen gegeben. Dies zeugte von einer großen 
Bereitschaft, selbst unternehmerisch tätig zu werden. 
Dennoch - das will ich gern einräumen - ist es eine 
Tatsache, daß wir in diesem Bereich nicht mit weite-
ren Zunahmen rechnen können. Zu dieser Feststel-
lung gelangt man, wenn man einmal Unternehmens-
gründungen gegen Unternehmensaufgaben saldiert. 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß es eine 
rückläufige Tendenz gibt. Dieser Gründungsrück-
gang hat allerdings sehr viel damit zu tun, daß Exi-
stenzgründungen immer auch ein hohes Risiko bein-
halten, vor allen Dingen dann, wenn man, besonders 
in der Bauindustrie oder in einigen Handwerksberei-
chen, gegen bestehende Überkapazitäten zusätzlich 
auf den Markt drängt. 

Die Ursachen für die Unternehmensinsolvenzen 
sind unterschiedlicher Art. Es sind schon einige ge-
nannt worden; ich will sie nicht alle wiederholen. 
Wenn man einer Statistik folgt, spielen Forderungs-
ausfälle eine ganz wesentliche Rolle. An zweiter 
Stelle stehen schleppende Zahlungsweisen der Kun-
den. Hier haben in der Tat Industrieverbände und 
Handwerkskammern zunehmend feststellen müssen, 
daß sich die lange Zeit als sehr zuverlässig geltenden 
öffentlichen Auftraggeber mittlerweile als sehr 
schlechte Zahler herausstellen. Der Privatunterneh-
mer, der seine Forderung gegenüber der öffentlichen 
Hand per Mahnbescheid durchsetzen wi ll, läuft na-
türlich Gefahr, bei Folgeaufträgen nicht mehr be-
rücksichtigt zu werden. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Leider wahr! 
Hauptsächlich bei den Kommunen ist es 

so!) 

An dritter Stelle der Insolvenzgründe - das wi ll  ich 
auch nicht verschweigen - ist die mangelnde Eigen-
kapitalausstattung zu nennen. Die Bundesregierung 
hat von Anfang an wirksame Maßnahmen ergriffen, 
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um jungen Unternehmen bei der Finanzausstattung 
zu helfen. Ich erinnere - das ist hier bereits gesagt 
worden; es ist ja nicht so einfach, als vierter Redner 
in dieser Debatte noch ein paar neue Punkte zu nen-
nen; es sei denn, man wiederholt sich ständig - 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Nur Mut! Viel-
leicht sagen Sie einmal etwas anderes!) 

an das Eigenkapitalhilfeprogramm und das EAP-Pro-
gramm. 

Lassen Sie mich noch auf den Beteiligungsfonds 
Ost zu sprechen kommen, weil er tatsächlich neue 
Möglichkeiten eröffnet, um für kleine und mittlere 
Unternehmen der gewerblichen Wi rtschaft eine Fi-
nanzierungsunterstützung bereitzustellen. In diesem 
Zusammenhang ist festzuhalten, daß die Spannweite 
sehr weit reicht. Sie reicht von Forschungs- und Ent-
wicklungsaufgaben über Erweiterungsinvestitionen 
bis hin zu Konsolidierungsaufgaben. Auf Grund die-
ses Beteiligungsfonds - er ist nur eines der Instru-
mente, die uns in der Zukunft zur Verfügung stehen - 
kann man davon ausgehen, daß auch in Zukunft eine 
wirksame Unterstützung der Unternehmen vorhan-
den ist. 

Wenn die heutige Debatte mit einem Ergebnis en-
den soll, dann müßte von hier eine Botschaft ausge-
hen, die sich besonders an die insolvenzbedrohten 
Unternehmen richtet. Diese Botschaft muß in etwa 
lauten: Wir wollen die Unternehmen steuerlich entla-
sten. Dazu gehört zum Beispiel auch, daß die Gewer-
bekapitalsteuer im Osten überhaupt nicht erst einge-
führt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ernst  Hinsken [CDU/CSU]: Und da blockie-

ren Sie  wieder!)  

Ein weiterer Teil dieser Botschaft müßte sein: Wir 
sind für die Senkung der Lohnnebenkosten, und wir 
stehen auch - so schwer es uns fällt - zur reduzierten 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 

Was die Begrenzung des Kündigungsschutzes für 
Betriebe bis zu zehn Mitarbeitern betrifft: Auch darin 
sehen wir eine Möglichkeit, auf Nachfrageschwan-
kungen flexibler zu reagieren. 

Ein letztes möchte ich nennen. Wir erwarten von 
den Tarifpartnern, auch in Ostdeutschland, maßvolle 
Tarifabschlüsse, damit sich die Schere zwischen Ar-
beitsproduktivität und Tariflohn nicht noch weiter 
öffnet. 

Kurz: Wir setzen auf das Programm für mehr 
Wachstum und Beschäftigung - Schritt für Schritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat jetzt 
der Kollege Uwe Hiksch. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Jetzt bin ich 
aber neugierig, was der Neues sagt!) 

Uwe Hiksch (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben die 
höchste Zahl an Insolvenzen seit vielen, vielen Jah-

ren. 33 000 Unternehmen gehen in den Konkurs. 
500 000 Arbeitsplätze gehen verloren. 

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Es sind 
nur 26 000 Unternehmen! Herr Kollege, Sie 

haben eine völlig falsche Zahl!)  

Wir hören von seiten der Bundesregierung und der 
Regierungskoalition nichts anderes als: Alles ist nor-
mal. Dann bekommen wir auch noch ein peinliches 
Volkswirtschaftsseminar. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer dem zuge-
hört hat, was die Vorrednerinnen und Vorredner von 
der Regierungskoalition gesagt haben, der kann nur 
feststellen, daß es der Bundesregierung und der Re-
gierungskoalition völlig egal ist, was mit den Unter-
nehmen passiert, 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

der kann feststellen, daß die Regierungsfraktionen 
darüber reden, daß eben Unternehmen kaputt gehen 
- das müsse man zur Kenntnis nehmen -, 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das muß genau 
der Kollege Hiksch sagen!)  

und der kann feststellen: Die Bundesregierung hat 
keinerlei Rezepte und keinerlei Konzept, um etwas 
gegen die Unternehmensinsolvenzen zu machen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn man eine 
Resümee in diesem Jahr ziehen kann, dann kann 
man das Resümee ziehen, daß es nicht 33 000 Pleiten 
in diesem Jahr geben wird, sondern 33 001. Die 
größte Pleite sitzt auf meiner rechten Seite, das ist die 
Regierungskoalition und die Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Es ist geradezu eine Verhöhnung der betroffenen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und eine Ver-
höhnung der betroffenen Unternehmer, was Sie in 
Ihren Reden gesagt haben. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das müssen 
genau Sie sagen!) 

Haben Sie sich eigentlich schon einmal überlegt, was 
in den Menschen vorgeht, die durch diese Insolven-
zen pleite gegangen sind, die peinlicherweise von Ih-
nen hören müssen: Unternehmen verschwinden 
eben, das müsse man zur Kenntnis nehmen? Das ist 
eine Verhöhnung von Menschen und von Produktiv-
kapital. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abg. Ernst 
Hinsken [CDU/CSU]) 

- Sehr geehrter Herr Hinsken, Ihre Brötchen werden 
vielleicht noch gebacken. Aber allein in der deut-
schen Bauwirtschaft werden nur in diesem Jahr etwa 
8 000 Insolvenzen zu verzeichnen sein und über 
100 000 Arbeitsplätze verlorengehen. 
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Die Lage ist dabei äußerst dramatisch. Bis Septem-
ber ist der Umsatz im Bereich des Wohnungsbaus um 
6,6 Prozent, im Bereich des Wi rtschaftsbaus  um 

 10,8 Prozent und im öffentlichen Bau um 9,2 Prozent 
zurückgegangen. Und Sie erzählen uns, Sie würden 
eine anständige Politik machen. 

Es sind über 100 000 Arbeitsplätze im Bereich der 
Bauwirtschaft, die verlorengehen, 200 000 Bauarbei-
ter, die bereits jetzt arbeitslos sind. Sowohl die Bau-
wirtschaft im Bereich der Unternehmensverbände als 
auch die IG Bau rechnen damit, daß allein in diesem 
Winter zusätzlich noch einmal 100 000 bis 200 000 ar-
beitslose Bauarbeiter dazukommen werden. 

Warum sie arbeitslos werden, das wissen die Bau-
arbeiter - weil Sie nämlich die sinnvolle Herange-
hensweise des Schlechtwettergeldes kaputtgemacht 
und die Menschen in die Arbeitslosigkeit geschickt 
haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Präsident des 
Zentralverbandes des Deutschen Baugewerbes, Herr 
Eichbauer, hat in seiner Presseerklärung richtiger-
weise davon gesprochen, daß 1996 für die Bauwirt-
schaft ein schwarzes Jahr ist. Er hat den Nagel auf 
den Kopf getroffen. Denn die Bauwirtschaft weiß 
sehr genau, wer an der Misere schuld ist: Es sind die 
„Schwarzen", es ist Ihre Politik, die die Bauwirtschaft 
sträflich vernachlässigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Fachgemeinschaft der Bau- und Baustoffma-
schinen hat vorgerechnet, daß im Bereich der Bau-
maschinen allein in diesem Jahr ein Rückgang des 
Umsatzes von 15 Prozent kommen wird. Im Bereich 
der gesamten Bauausrüstung sind die Auftragsein-
gänge um mindestens 31 Prozent zurückgegangen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU/ 
CSU - von der F.D.P. rede ich nicht mehr, weil man 
von einer Partei, die nur die ersten Kapitel eines 
Volkswirtschaftsbuches gelesen hat, nicht unbedingt 
mehr zu reden braucht -: 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Haben Sie sich eigentlich schon einmal damit be-
schäftigt, was Ihre Politik im Bereich der Wi rtschaft 
anrichtet? Sie zerstören 

(Zuruf des Abg. Ernst Hinsken [CDU/CSU]) 

- auch wenn Sie das richtig ausgerechnet haben, 
Herr Hinsken - 2,3 Prozent der Wertschöpfungspo-
tentiale unserer Volkswirtschaft und sprechen dann 
davon, es seien „nur" 2,3 Prozent gewesen. 

Deshalb haben wir Sozialdemokraten bereits vor 
Jahren die Forderungen auf den Tisch gelegt und 
deutlich gemacht, wie kleinen und mittelständischen 
Unternehmen zu helfen sei. Wir haben von Ihnen ge-
fordert und fordern weiter - das werden wir auch 
hier in der Debatte sehen -, eine Mittelstandsagentur 
zu schaffen. Ihr Abstimmungsverhalten wird zeigen, 
ob Sie dazu stehen. Wir haben gefordert, daß es end-
lich zu einer Bündelung der Förderaktivitäten auf 

Bundesebene kommt. Wir werden sehen, wo es lang-
geht. Als wir im Wirtschaftsausschuß gefordert ha-
ben, von der Globalstreichung den Bereich der klei-
nen und mittelständischen Unternehmen ausdrück-
lich auszunehmen, war es die Verhinderungskoali-
tion aus CDU/CSU und F.D.P., die sich geweigert hat, 
den kleinen und mittelständischen Unternehmen zu 
helfen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Widerspruch bei 

der CDU/CSU) 

Wenn die Bundesregierung und die Regierungsko-
alition wieder einmal lernen, nicht Wirtschaftsideolo-
gie zu machen und Monetarismus sowie Neoklassik 
für das zu halten, was in der realen Politik umsetzbar 
sei, 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das muß ein 
Ideologe  sagen!)  

dann wird es in diesem Lande auch weniger Insol-
venzen geben. Aber dafür müßte man Volkswirt-
schaft auch einmal lesen und dürfte nicht immer nur 
von Angebot und Nachfrage reden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat der 
Kollege Reiner Krziskewitz. 

Reiner Krziskewitz (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Insolvenzquote in 
den neuen Bundesländern ist etwa ein Drittel höher 
als in Westdeutschland. Ich meine, daß dies auf einem 
Geflecht von Tatsachen beruht, die sich gegenseitig 
bedingen bzw. aus entsprechenden Zwängen herge-
leitete Ursachen sind, die dann in unterschiedlicher 
Weise aufeinander Einfluß nehmen. Tatsache ist, daß 
es sich in den neuen Bundesländern infolge des 
Gründungsbooms der letzten Jahre meist um junge 
Neugründungen handelt, die sozusagen im Gleich-
schritt agieren. Selbst die aus den ehemaligen Treu-
handbetrieben hervorgegangenen Unternehmen 
müssen, schon wegen des Systemwechsels, als Neu-
gründungen betrachtet werden. 

Insolvenzgefährdung ist kein nur ostdeutsches Pro-
blem, auf Grund dieser Ausgangslage aber ein ost-
deutsches Spezifikum. Nahezu gleichzeitig müßten 
sich mehrere hunderttausend Unternehmungen ei-
nen Markt erobern, der eigentlich durch etablierte 
Konkurrenten besetzt ist, die über jahrelange Erfah-
rung, entsprechendes Eigenkapital, Management-
wissen und Reputation verfügen. Während es den 
neuen Unternehmen im regionalen Bereich noch ge-
lingt, gewisse Marktanteile zu erringen, sind die 
überregionalen Märkte meist verschlossen. Das trifft 
auf den Bereich der alten Bundesländer und ganz be-
sonders auf den Export  zu. 

Ein zweites Moment ist hier oft angesprochen wor-
den: die signifikante Eigenkapitalschwäche der ost-
deutschen Unternehmen. Eigenkapital wirkt in sol- 



13306 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 147. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Dezember 1996 

Reiner Krziskewitz 

chen rezessiven Phasen wie ein Puffer, der eine ent-
sprechende konjunkturelle Schockwirkung abmil-
dert. 

(Zuruf von der SPD: Genau! Er hat es 
erfaßt!) 

Bund und Länder haben durch eigenkapitalerset-
zende Kredite, Zinsverbilligungen, Bürgschaften und 
Fördermittel Anstrengungen unternommen, die ganz 
erfolgreich gewesen sind. Diese absolut notwendi-
gen Maßnahmen haben es überhaupt erst ermög-
licht, daß diese jungen Unternehmen gegründet wer-
den konnten. Ich will auf die Gründe der Nichtexi-
stenz von Eigenkapital in den neuen Bundesländern 
nicht eingehen. Es darf aber nicht übersehen wer-
den, daß durch diese Fördermittel unternehmerische 
Schwerpunkte, Mängel im Marketing und in der Un-
ternehmensführung, aber auch infrastrukturelle 
Nachteile vielfach überdeckt wurden. Nun kommen 
diese Dinge, die aus der Gründungsphase stammen, 
bei Zinsanfall und Tilgungsanfall voll zum Tragen. 

In der deutschen Wirtschaftsgeschichte gab es so 
etwas vor 120 Jahren schon einmal: Gründerjahre 
und Gründerkrach. Obwohl man diese Dinge nicht 
gleichsetzen kann, ist es doch interessant, daran zu 
erinnern. Viele Unternehmen befinden sich deshalb 
in einer schwierigen Liquiditätsphase - das trifft 
auch auf Betriebe zu, die sich gerade an der 
Schwelle zum Fußfassen in überregionalen Märkten 
befinden -, weil die Vorfinanzierung durch ausge-
reizte Sicherheiten nur noch schwer zu erlangen ist. 
In der Praxis bedeutet das: Wenn die ostdeutschen 
Unternehmen praktisch nur auf regionalen Märkten 
agieren, dann sind Forderungsausfälle, Zahlungs-
schwierigkeiten und Zahlungsausfälle mit einer A rt 

 Dominoeffekt behaftet: Wenn in einer Region ein 
Großunternehmen ausfällt, fällt die halbe Region 
aus. Wir haben es in den neuen Bundesländern also 
nicht etwa mit besonders schlecht wi rtschaftenden 
Unternehmern zu tun, sondern mit einer Kumulation 
von spezifischen Bedingungen. 

Deshalb hat es keinen Zweck, meine Damen und 
Herren, Wenn wir uns hier anschreien. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Doch, nämlich 
deswegen, weil die Regierung nichts tut, 
weil sie dies seit Jahren weiß und alle 
Anträge in die richtige Richtung ablehnt!) 

- Gnädige Frau, wollen wir uns wirklich auf dieses 
Niveau begeben? 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ja!) 

Ich habe wirklich versucht, in diese Debatte eine ge-
wisse Versachlichung hineinzubringen. 

Wenn hier so getan wird, als könne man das Ganze 
mit einer Art  Keynesianismus regeln, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie kennen 
unsere Anträge nicht!) 

mit einer Art  Rezeptheischerei, kann ich Ihnen nur 
eines sagen: Wir haben in der DDR ein schönes 
Sprichwort gehabt. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie haben unsere 
Anträge nicht gelesen! Das ist das Pro

-

blem!)  

- Sie können mich totschreien; ich kenne das aus der 
DDR-Zeit. Deshalb haben Sie aber nicht recht. 

In der DDR hatten wir ein schönes Sprichwort: Le-
nin machte knips, und Licht ward's in der Steppe.  - 
So  kann man sich natürlich auch Wirtschaftspolitik 
vorstellen. So läuft das nicht, meine Damen und Her-
ren; das haben wir erlebt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt verschiedene Elemente, beispielsweise die, 
die von sozialdemokratischen Landesregierungen 
vorgeschlagen worden sind und praktiziert werden. 
Ich nenne zum Beispiel die Task-force in Sachsen-
Anhalt. Es wundert mich, daß Sie nicht darauf rea-
giert haben, daß Sie dies nicht angesprochen haben. 
Das war eine hervorragende Geschichte. Leider ist 
sie jetzt aber gegen Null gefahren; das ist das Pro-
blem. 

(Zuruf der Abg. Sabine Kaspereit [SPD]) 

- Entschuldigen Sie, wir leben doch nicht in einem 
überregionalen Raum. Wenn Sie das föderalistische 
Prinzip, das Zusammenfassen von Bund und Län-
dern, nicht begriffen haben, dann tut es mir schreck-
lich leid. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Anke Fuchs 
[Köln] [SPD]: Wer entscheidet denn über 

die Finanzen? Doch nicht die Länder!) 

Ceterum censeo: Die Gewerbekapitalsteuer darf 
selbstverständlich nicht eingeführt werden; denn da-
durch würden die Betriebe im Osten mit einer Straf-
steuer von 600 bis 700 Millionen DM bestraft wer-
den, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Der letzte Redner 
ist Hartmut Schauerte. 

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Jeder Konkurs ist 
schmerzvoll und einer zuviel. Aber deswegen sollte 
man nicht so weit gehen und gleich 6 000 hinzumo-
geln. Wir haben nämlich 33 000 Gesamtinsolvenzen, 
davon 26 500 Unternehmensinsolvenzen. Zu den Ge-
samtinsolvenzen gehören auch Nachlässe, Privat-
nachlässe und sonstiges. Wir sollten also nicht 6 000 
Konkurse hinzumogeln. Es wäre schade um das, was 
dort  zerstört würde. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das hat er noch 
nicht kapiert!) 

Zweite Bemerkung. Vor welchem Hintergrund fin-
det dies statt? Wir hatten im letzten Jahr - eine neu-
ere Zahl habe ich noch nicht - in Deutschland 
528 000 Neugründungen und 407 000 Abmeldungen. 
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Hartmut Schauerte 
Zu diesen Abmeldungen zählen auch die Konkurse. 
Das Ganze findet vor einem Hintergrund von 
2,5 Millionen Unternehmen statt. Immerhin ist die 
Zahl dieser in den letzten zehn Jahren um mehr als 
12 Prozent gestiegen. - Das alles ist also Teil einer 
sehr lebendigen, sehr engagierten wirtschaftlichen 
Entwicklung, mit schmerzhaften Veränderungen im 
Einzelfall. 

Dann .ist Ihr Argument gefallen: Im Ausland ist es 
besser. Ich will einmal die Zahlen des Auslandes 
nennen: In Frankreich gab es 54 000 Zusammenbrü-
che, in Deutschland 26 000; das Bruttosozialprodukt 
Frankreichs beträgt die Hälfte des deutschen Brutto-
sozialprodukts. - In England gab es 58 000 Zusam-
menbrüche, in Deutschland 26 000. In Schweden 
gibt es wie in England und Frankreich ebenfalls eine 
abnehmende Tendenz. Sie werden sich aber erin-
nern, daß ausgerechnet in England die Zahl der Kon-
kurse deshalb abgenommen hat, weil irgendwann 
einmal ganz brutal aufgeräumt worden ist und die 
Bedingungen für Unternehmen verbessert worden 
sind. 

(Sabine Kaspereit [SPD]: Das steht uns noch 
bevor, oder?) 

- Nein, ich will  das gar nicht. Beklagen Sie das dann 
aber doch bitte nicht! 

In Schweden wurde umgesteuert, daß es nur so ge-
kracht hat. Wir haben nicht einmal die Hälfte dessen 
getan. Jetzt aber halten Sie uns Schweden als Bei-
spiel dafür vor, daß die Zahl der Zusammenbrüche 
abgenommen hat! 

Das ist genau die These, die wir vertreten müssen: 
In Schweden wurden eine Lohnfortzahlung von 
75 Prozent und zwei Karenztage eingeführt. Sie ver-
weigern hier alles und beschweren sich, daß in 
Deutschland die Konkurslage brutal ist. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Die Lohnfortzah-
lung ist schuld an den Pleiten?) 

Nein, wir kommen an der ehrlichen Analyse nicht 
vorbei, daß die Rahmenbedingungen in Deutschland 
zu schlecht sind und daß wir auch deswegen nach 
wie vor bedauerlicherweise mit einer hohen Zahl von 
Konkursen rechnen müssen. Da sind Sie mit in der 
Pflicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich will  noch einmal eine Zahl nennen, die das er-
hellt, damit Sie wissen, wovon wir überhaupt reden. 
Es gibt nach wie vor jedes Jahr dicke Überschüsse 
durch die Neugründungen. Wir hatten im letzten 
Jahr der Regierung von Helmut Schmidt insgesamt 
178 000 Anmeldungen und 135 000 Abmeldungen. 
Es handelte sich also um einen Saldo zugunsten der 
Anmeldungen von weniger als 40 000 Fällen. Heute 
beträgt das Verhältnis - ich habe die Zahlen ge-
nannt - 528 000 zu 407 000. Da müssen wir uns doch 
von Ihnen nicht vorwerfen lassen, wir hätten kein 
Verständnis für den Mittelstand. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Eine steigende 
Zahl von Insolvenzen!) 

Sie beweisen doch damit, daß Sie Ihre gesamte Ver-
gangenheit vergessen haben. Das macht mir Sorge. 
Sie müßten sich einmal beraten lassen, ob das so wei-
tergehen kann. 

(Zuruf von der SPD: Bitte keine Krokodils

-

tränen!) 

Sie können doch vor diesem Hintergrund nicht sol-
che Thesen aufstellen. 

Nein, wir kommen nicht daran vorbei: Die Rah-
menbedingungen sind von zentraler Bedeutung. 

(Zurufe von der SPD) 

Das sind die Steuern - bewegen Sie sich! Das sind 
die Bürokratien - bewegen Sie sich! 

(Zuruf von der SPD: Wer regiert hier eigent

-

lich?) 

- Soll ich Ihnen eine Liste geben, in welchen Län-
dern die Zahl der Konkurse besonders hoch ist? Bay-
ern ist nicht darunter. Dort  hat man mittlerweile eine 
bessere Konjunktur, auch eine bessere Verwaltung, 
denn man hat die Bürokratie abgebaut. 

(Zuruf von der SPD: Baye rn  hat keine Insol

-

venzen?) 

Gehen Sie einmal nach Nordrhein-Westfalen oder 
nach Hessen und schauen sich die bürokratischen 
Behinderungen an, die ebenfa lls zu Konkursen füh-
ren. 

Ich will Ihnen noch eine letzte Zahl nennen, damit 
Sie sehen, wie leichtfertig man mit so etwas umge-
hen kann. Wir begrüßen es zum Beispiel sehr, daß im 
letzten Jahr die Bundesanstalt für Arbeit 70 000 Exi-
stenzgründungen von Arbeitslosen gefördert hat. 
Das ist eine tolle Zahl. Wir alle und a lle, die das be-
schlossen haben, wissen, daß dieses Ergebnis mit der 
„heißen Nadel" erreicht wurde. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben das 
beschlossen!) 

Davon, sagt uns Herr Jagoda, sind 9 Prozent in 
Schwierigkeiten geraten; das reicht bis zum Konkurs. 
Das heißt, bei der Erhöhung der Insolvenzzahlen, 
von der Sie reden, kommen sehr wahrscheinlich 
7 000 Fälle genau aus diesem Bereich. Trotzdem 
halte ich es für richtig, diesen Weg zu gehen, näm-
lich Arbeitslosen die Chance zu geben, eine Existenz 
zu gründen, also in die Selbständigkeit zu gehen, 
auch wenn das mit Risiken behaftet ist. 

Wir müssen außerdem schauen - darüber wollen 
wir gemeinsam reden -, wie wir das Konkursrecht 
ändern können. Warum passiert es nicht? Wir haben 
es beschlossen. Die von Ihnen regierten Länder ha-
ben darum gebeten, das jetzt nicht anzupacken. Da-
mit hätten wir nämlich verhindern können, daß aus 
jedem Konkurs praktisch ein 100prozentiger Arbeits-
platzvernichtungsprozeß wird. Hätten Sie sich be-
wegt, wären wir weitergekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Widerspruch bei der SPD) 
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Hartmut Schauerte 

Ich nenne den § 32a des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung und frage: 
Warum dürfen die Banken nicht mehr Beteiligungen 
haben? Warum müssen sie, wenn sie an einem Unter-
nehmen beteiligt sind, nach einem Konkurs alle ihre 
Kredite verlieren? Deswegen wird eine Bank sich 
daran nicht beteiligen. Ich fordere Sie auf: Öffnen Sie 
sich dieser Veränderung! Dann können wir wirklich 
etwas Konkretes gegen den Konkurs tun. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch unser 
Antrag!) 

Sie, die Sie diese Aktuelle Stunde beantragt ha-
ben, kommen mir vor wie der Bauer, der seinem Vieh 
das Futter verweigert und es anschließend be-
schimpft, daß es so mager geworden ist. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ha, ha, ha!) 

So kann man doch mit dieser Sache nicht umgehen. 
Werden Sie Ihrer Mitverantwortung gerecht! Frau 
Fuchs, Sie kennen sich in der Viehwirtschaft, wie ich 
merke, besonders gut aus. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Aktuelle 
Stunde ist beendet. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deut-
schen Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 
12. Dezember 1996, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.43 Uhr) 
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Anlage 2 

Der im Plenarprotokoll 13/146, Seite 13258 B, 
bei Anlage 3 abgedruckte Redetext der Abgeordneten 

Hannelore Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) 
zum Bericht der Bundesregierung über Maßnahmen 

zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit 
ist durch den nachfolgenden Redetext zu ersetzen 

Hannelore Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Seit 
1990 wurden in der Bundesrepublik Deutschland 
über 3 Millionen neue Wohnungen fertiggestellt. Mel-
dungen über explodierende Mietpreise finden sich 
nicht mehr, statt dessen berichtet die Immobilienbran-
che über stagnierende Mieten auch im mittleren Preis-
bereich. Dies ist eine gute Nachricht für alle Mieter. 
Trotz dieses Wettbewerbsvorteils gegenüber den Ver-
mietern sind der freie und der soziale Mietwohnungs-
bau aber auch heute noch lukrativ. Und das ist gut so. 

Denn ein ausreichendes Wohnungsangebot ist die 
wichtigste Voraussetzung, um Menschen in dringen-
den Wohnungsnotfällen zu helfen. Dies bet rifft Woh-
nungslose, unmittelbar von Wohnungslosigkeit be-
drohte Menschen oder Familien und solche, die in 
unzumutbaren Wohnverhältnissen leben und sich 
besseren Wohnraum nicht beschaffen können. Wer 
von uns aus größeren Städten kommt, kennt dieses 
Problem nur allzu gut. Gerade nun, vor dem Winter, 
sind die zuständigen Städte und Gemeinden aufge-
fordert, alle ihnen zur Verfügung stehenden präven-
tiven oder schnell abhelfenden Maßnahmen zu er-
greifen. Denn Wohnungslosigkeit läßt sich vermeiden. 

Alle politischen und gesellschaftlichen Verantwor-
tungsträger dürfen diesen vielen Einzelschicksalen 
gegenüber nicht tatenlos bleiben. Die Vermeidung 
von Wohnungsnot, die Bekämpfung von Obdachlo-
sigkeit sind eine gesamtgesellschaftliche Herausfor-
derung. Wir wissen: Obdachlosigkeit entsteht nicht 
plötzlich. Vielmehr steht sie in der Regel am Ende ei-
ner häufig unglücklichen Verkettung von persönli-
chen Rückschlägen: Trennung oder Scheidung, Ver-
lust des Arbeitsplatzes oder als Folge von Langzeitar-
beitslosigkeit meist im Zusammenwirken mit einer 
Überschuldung. Auch immer mehr Kinder geraten in 
solche Notsituationen. Ich denke, dies ist das letzte 
Signal, daß unsere Gesellschaft schnell Abhilfe lei-
sten muß. 

Die Bereitstellung von jeweils 50 Millionen DM aus 
Mitteln des sozialen Wohnungsbaus für die Bekämp-
fung der Obdachlosigkeit durch den Bund in den 
Jahren 1995 und 1996 war schon ein ermutigendes 
Zeichen. Ich bin sehr froh, daß sich die beteiligten 
Stellen darauf geeinigt haben, mit diesen Geldern 
keine Notunterkünfte zu errichten. Eine Integration 
in kleinere Wohnprojekte ist mit Sicherheit der rich-
tige Weg, diesen Mitbürgern wieder Vertrauen in 
staatliche Hilfe und Halt zu geben. Übersehen wer-
den darf allerdings auch nicht, daß Obdachlose häu-
fig zusätzliche Betreuung brauchen oder gar Thera-
pien, um überhaupt wieder Tritt zu fassen. Die Nach-
frage nach solchen sozialen Wohnungsbaumaßnah-
men ist jedenfalls groß. Es ist für die Kommunen des- 
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halb auch sinnvoll, daß die Mittel nicht in Jahresfrist 
verfallen und daß sie für den Haushalt 1997 vom 
Bund erneut bereitgestellt werden. 

Es war für die Betroffenen wegen der wirklichen 
Ernsthaftigkeit des Problems auch wichtig, daß sich 
Union, F.D.P. und SPD im vergangenen Jahr auf ei-
nen gemeinsamen Antrag zur Bekämpfung der Ob-
dachlosigkeit verständigen konnten. Der Forderung 
des Deutschen Bundestages nach einem Be richt über 
Maßnahmen und Gesetzesänderungen zur Bekämp-
fung der Vermeidung von Obdachlosigkeit auf Bun-
desebene ist die Bundesregierung fristgerecht nach-
gekommen. Die Unterrichtung der Bundesregierung 
weist sehr ausführlich auf eine Fülle von Maßnah-
men hin, die bereits ergriffen wurden oder dem-
nächst anstehen. 

So wurde im Rahmen der Sozialhilfereform § 15 a 
des Bundessozialhilfegesetzes geändert. Dies betrifft 
die Zahlung rückständiger Mieten, die nun gezahlt 
werden sollen, wenn dies gerechtfertigt und notwen-
dig ist und ansonsten Wohnungslosigkeit droht. Es ist 
gut, daß wir hier vom freien Ermessen der Verwal-
tung abgehen. Diese Hilfen können im Notfall auch 
direkt an den Vermieter gezahlt werden. So werden 
Familien davor bewahrt , vorübergehend in Pensio-
nen oder Hotels abgeschoben zu werden. Bei der 
Überarbeitung der Regelsatzverordnung wurde da-
neben auch die Möglichkeit eröffnet, Kautionen und 
andere Sicherheitsleistungen für Mieter von den 
Kommunen übernehmen zu lassen, sollten sie dem 
Abschluß des Mietvertrages zustimmen. Für viele Fa-
milien ist dies wirkliche Hilfe. Im übrigen bewah rt  es 
auch die Kommunen vor langfristig höheren Kosten. 

Einen guten Fortschritt gibt es auch bei der Mel-
dung von Räumungsklagen. So wurde § 15a Abs. 2 
BSHG dahin gehend geändert, daß das zuständige 
Gericht bei einer Räumungsklage im Falle der Kün-
digung wegen Zahlungsverzuges nun rechtzeitig die 
Sozialhilfeträger informiert. Damit wird hoffentlich 
zukünftig vermieden, daß Bedürftige im Räderwerk 
gerichtlicher Verfahren hängenbleiben. Zu Recht hat 
sich die Koalition bei der Sozialhilfereform auch 
darum bemüht, bei den Hilfen für Wohnungsnotfälle 
ein feste Zuständigkeitsverteilung in der kommuna-
len Verwaltung zu erreichen. Dies haben die Länder 
wegen der Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern abgelehnt. Offen ist, ob sie die verspro-
chene Klärung nun auch wirklich selbst vornehmen. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion appelliert des-
halb an die Länder, hier eine sichere Kompetenzver-
teilung zu schaffen. Die Unsicherheit bei den Betrof-
fenen, ob der Staat überhaupt helfen wi ll , ließe sich 
so zerstreuen. Gerade Nichtseßhafte bekommen 
dann eher einen festen Wohnsitz, eine meldefähige 
Anschrift und überhaupt erst die Chance auf einen 
Arbeitsplatz. 

Gespannt bin ich auf die Ergebnisse der zahlrei-
chen laufenden Modellprojekte und Berichte, die 
nach Lösungen zur Bekämpfung von Obdachlosig-
keit suchen. Auch die Reformen im Baurecht und im 
sozialen Mietrecht sollten in dieser Hinsicht Problem-
lösungen anbieten. Bei den kommenden Beratungen 
wird der Deutsche Bundestag zu einer gründlichen 
Diskussion Gelegenheit haben. 

Insgesamt läßt sich feststellen: Die Bundesregie-
rung hat ihre Aufgabe zur Unterrichtung des Parla-
mentes sehr ernst genommen und gründlich gearbei-
tet. Gleichwohl muß die Bekämpfung der Obdachlo-
sigkeit als langfristige Aufgabe angesehen werden. 
Hier auch die Länder und Kommunen immer wieder 
an ihre Pflichten zu erinnern, dieses Selbstbewußt-
sein sollte der Bundestag voll in Anspruch nehmen. 

Anlage 3 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hein rich L. Kolb auf die 
Frage des Abgeordneten Wolfgang Behrendt (SPD) 
(Drucksache 13/6446 Frage 5): 

Plant die Bundesregierung angesichts des polnischen Interes-
ses eine Beteiligung am polnischen Ecofund, an dem bereits die 
USA, die Schweiz und Frankreich beteiligt sind, und teilt die 
Bundesregierung die Auffassung, daß deutsche Unternehmen 
beim Zugang zum polnischen Umweltmarkt im Vergleich zu US-
Firmen aufgrund der bisherigen Nichtbeteiligung häufig das 
Nachsehen haben? 

Das Bundesministerium für Wirtschaft prüft derzeit 
zusammen mit den anderen beteiligten Resso rts 
Möglichkeiten für eine deutsche Beteiligung am Pol-
nischen Ökofonds. Die bisherige Prüfung hat bereits 
ergeben, daß angesichts des außerordentlich hohen 
Beitrags Deutschlands zur Schuldenerleichterung 
Polens (Erlaß von rund 4,5 Milliarden DM) sowie der 
angespannten Haushaltslage ein weiterer Schulden-
erlaß nicht in Betracht kommen kann. In die derzei-
tige Prüfung ist auch die deutsche Wi rtschaft einbe-
zogen, die wegen des großen Marktes für Umwelt-
schutzinvestitionen in Polen ein hohes Interesse an 
einer deutschen Beteiligung am Polnischen Öko-
fonds hat. Die Bundesregierung wird diese Prüfung 
zusammen mit der Wirtschaft so rasch wie möglich 
abschließen. 

Anlage 4 
Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Michaela Geiger auf die 
Frage des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) 
(Drucksache 13/6446 Frage 6): 

Wie ist der aktuelle Stand der Vorbereitungen für den Aufbau 
der neuen sechsten Inspektion an der Heeresunteroffiziers-
schule II in Weiden, und ab wann kann mit der Unteroffiziers-
ausbildung begonnen werden? 

Der Aufstellung der sechsten Inspektion an der 
Heeresunteroffizierschule II in Weiden - wie auch 
zwei weiterer Inspektionen an den Heeresunteroffi-
zierschulen I in Münster und IV in Delitzsch - zur 
Durchführung der neukonzipierten Ausbildung zum 
Unteroffizier kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht zugestimmt werden, weil die Ist- und Aufkom-
menszahlen diesen Bedarf noch nicht rechtfertigen. 
Der Bundesrechnungshof teilt diese Einschätzung. 

Die sechste Inspektion der Heeresunteroffizier

-

schule II wird im Stärke- und Ausrüstungsnachweis 
zwar kodiert ausgewiesen, die Dienstposten sind je-
doch noch gesperrt. Wenn der tatsächliche und län-
gerfristige Jahresausbildungsbedarf nachgewiesen 
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wird, kann die sechste Inspektion an der Heeres-
unteroffizierschule II in Weiden aufgestellt werden. 

Mit der neukonzipierten Ausbildung zum Unterof-
fizier wird an den drei Heeresunteroffizierschulen im 
Januar 1997 begonnen werden. 

Anlage 5 
Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Gertrud Dempwolf auf die 
Fragen des Abgeordneten Wolfgang Spanier (SPD) 
(Drucksache 13/6446 Fragen 7 und 8): 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Anzahl der Kinder 
und Jugendlichen, die in der Bundesrepublik Deutschland auf 
der Straße leben, und worauf stützt sich diese Schätzung? 

Welche besonderen Maßnahmen unternimmt oder plant die 
Bundesregierung, um diesen Kindern und Jugendlichen zu hel-
fen, und von welchen speziellen Hilfsmaßnahmen bzw. Projek-
ten einzelner Länder und Kommunen hat die Bundesregierung 
Kenntnis? 

Zu Frage 7: 

Die Anzahl junger Menschen, die in der Bundes-
republik Deutschland auf der Straße leben, läßt sich 
sehr schwer beziffern. Statistische Erhebungen lie-
gen hierzu nicht vor. 

Die Bundesregierung schätzt die Anzahl der jun-
gen Menschen, die für längere Zeit auf der Straße le-
ben, auf 5 000 bis 7 000. Dabei handelt es sich in der 
großen Mehrheit um Jugendliche und junge Erwach-
sene. Grundlage dieser Schätzung ist eine qualitative 
Studie des Deutschen Jugendinstitutes, München. 
Im Rahmen der inhaltlichen Auswertung der Befra-
gung von Experten aus Jugendhilfe, Polizei, Sozial- 
und Gesundheitswesen u. a. zu deren Erfahrungen 
und Einschätzungen über die betroffenen jungen 
Menschen ergibt sich das Bild über die o. g. unge-
fähre Größenordnung dieser Personengruppe. 

Zu Frage 8: 

Zur fachlichen Fortentwicklung der Angebote und 
Leistungen in der Kinder- und Jugendhilfe hat das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend mehrere Vorhaben begonnen: 

- Das BMFSFJ fördert seit 1994 das Forschungspro-
jekt „Straßenkarrieren von Kindern und Jugend-
lichen" des Deutschen Jugendinstituts. Die genaue 
Kenntnis der Lebenslagen dieser Minderjährigen 
und der Lebenswelt „Straße" ist eine Vorausset-
zung dafür, Wege der sozialen Wiedereingliede-
rung aufzuzeigen und bedarfsgerechte Angebote 
entwickeln zu können. Damit verbunden ist die 
Fortentwicklung von Konzeptbausteinen, die eine 
interdisziplinäre Zusammenarbeit auf örtlicher 
Ebene fördern und die zumindest verhindern 
helfen, daß sich „Straßenkarrieren" mit den Fol-
gen der Verelendungen und dauerhaften Ausgren-
zungen zwangsläufig verfestigen. Ein Zwischenbe-
richt mit den ersten Ergebnissen des Projektes liegt 
vor. 

- Auf Initiative des BMFSFJ wurde 1995 das Ak-
tionsprogramm „Lebensort Straße: Jugendliche in 
besonderen Problemlagen" gestartet. Dieses Pro-
gramm soll dazu beitragen, daß die kommunalen 

Hilfsangebote für junge Menschen, die auf der 
Straße leben, weiterentwickelt, stärker aufeinan-
der abgestimmt und zielgenauer auf die Probleme 
der Betroffenen zugeschnitten werden. An den 
Standorten Hamburg, Dresden, Karlsruhe und dem 
Ruhrgebiet soll bei einer dreijährigen Laufzeit die 
Jugendhilfe vor Ort angeregt werden, durch indivi-
duelle Hilfen den stufenweisen Aufstieg aus den 
Szenen zu erleichtern. 

- Gefördert werden weiterhin diverse Modellvor-
haben zur Unterstützung konkreter Praxisprojekte: 
z. B. „Orientierungshaus" für Straßenkinder/Trebe-
gänger als niedrigschwelliges Angebot und Not-
übernachtungsstelle mit der Möglichkeit zu wei-
tergehenden Hilfen und betreutem Wohnen 
(Halle), Umsetzung eines wohngruppenpädago-
gischen Konzeptes „Gerechte Gemeinschaften" 
(Hamburg). 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend hat (unmittelbar und über die 
Aktivitäten in den Projekten) vielfältigen Kontakt zu 
zahlreichen Trägern der öffentlichen und freien Kin-
der- und Jugendhilfe, die Hilfsmaßnahmen und Pro-
jekte zugunsten der betroffenen jungen Menschen 
durchführen. Die Initiativen des Bundes zielen auf 
die Anregung von kommunalen, regionalen und 
bundesweiten Diskussionen zur Übertragbarkeit und 
Umsetzung der in den Modellvorhaben erzielten Er-
gebnisse und Erfahrungen. 

Anlage 6 
Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Ernst Hinsken (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/6446 Fragen 13 und 14): 

Sind der Bundesregierung Presseberichte (PNP vom 4. De-
zember 1996) bekannt, daß in Ostbayern über 1 100 freie Lehr-
stellen wegen Mangel an Nachfragern nicht besetzt werden 
können, und welche Möglichkeiten gibt es, hiergegen etwas zu 
tun? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß es unverständ-
lich wäre, solche Bet riebe, die Ausbildungsplätze bereitstellen, 
aber mangels Nachfrage nicht besetzen können, mit einer Aus-
bildungsplatzabgabe zu belegen? 

Zu Frage 13: 

Nach der Statistik der Berufsberatung zum Ende 
des Vermittlungsjahres 1995/96 am 30. September 1996 
standen im Landesarbeitsamtsbezirk Südbayern den 
1 832 noch nicht vermittelten Bewerbern/innen 5 729 
freie Ausbildungsplätze gegenüber. Aktuellere Daten 
werde ich Ihnen kurzfristig zuleiten. Zum Ausgleich 
von regionalen Ungleichgewichten auf dem Ausbil-
dungsstellenmarkt kommt der Förderung der Mobili-
tät besondere Bedeutung zu. Die Bundesanstalt für 
Arbeit unterstützt die regionale Mobilität von Auszu-
bildenden neben der Gewährung von Berufsausbil-
dungsbeihilfe durch Informationen über überregio-
nale Ausbildungsangebote im Rahmen der Berufsbe-
ratung. Das Verfahren zu überregionalen Ausgleich

-

vermittlung ist in den vergangenen beiden Jahren 
neu gestaltet und wesentlich verbessert worden. Die 
für eine bundesweite Ausbildungsvermittlung ge-
meldeten Ausbildungsstellen stehen allen Arbeits- 
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ämtern im computergestützten Ausbildungsvermitt-
lungssystem (COMPAS) zur Verfügung. Hiermit kön-
nen zur Einleitung der überregionalen Vermittlungs-
bemühungen die jeweiligen Daten des interessie rten 
Bewerbers an das in Frage kommende Arbeitsamt 
des Ausbildungsbetriebes übermittelt werden. 

Zu Frage 14: 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. Eine 
Ausbildungsplatzabgabe wäre ein empfindlicher 
Eingriff in das duale System mit gravierenden Folgen 
für seine Struktur. 

Anlage 7 
Antwort 

des Staatsministers Be rnd Schmidbauer auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Helmut Lippelt 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6446 
Frage 15): 

Könnte, wenn nach Auskunft der Bundesregierung (siehe 
Antwort auf meine Frage 42 in Drucksache 13/6355) es keinen 
Brief der Bundesregierung an die kolumbianische Staatsanwalt-
schaft gegeben haben soll, in dem sie den Agenten We rner 
Mauss als Vermittler zur Gueri lla stützt und die kolumbiani-
schen Behörden auffordert, „wieder Vertraulichkeit einkehren 
zu lassen", es dann eine allgemeine Mitteilung in Form eines an 
kolumbianische Behörden übersandten „Non-papers" oder ei-
ner Presseerklärung oder eines „To whom it may conce rn " ge-
wesen sein, und in welchem Zusammenhang wurde eine solche 
Mitteilung abgegeben? 

Der Inhalt des von der kolumbianischen Zeitung 
„El Expectador" zitierten angeblichen B riefes der 
Bundesregierung entspricht einer von der Bundesre-
gierung vorbereiteten Formulierung für eine Erklä-
rung des Regierungssprechers. Dieser Text wurde 
auch der deutschen Botschaft in Bogota übermittelt. 
Er könnte der Anlaß für die Veröffentlichung in Ko-
lumbien sein. Wie es dort  zu der Deutung kam, daß 
es sich um einen Brief der Bundesregierung handele, 
ist mir nicht bekannt. 

Anlage 8 
Antwort 

des Staatsministers Bernd Schmidbauer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Gert Weisskirchen (Wiesloch) 
(SPD) (Drucksache 13/6446 Fragen 27 und 28): 

Seit wann ist der Bundesregierung das Schreiben der argenti-
nischen Firma Techint bekannt, das im SPIEGEL Nr. 49/1996 
auszugsweise abgedruckt worden ist? 

Hat Staatsminister Bernd Schmidbauer mit dem Privatdetektiv 
Werner Mauss über dessen Beteiligung an dem Freikauf von 
Mitarbeitern der Firma Techint in Kolumbien Gespräche ge-
führt, und hat Staatsminister Be rnd Schmidbauer in diesem Zu-
sammenhang dem argentinischen Botschafter Keller Sarmiento 
Vorschläge unterbreitet, wie in dem im SPIEGEL abgedruckten 
Schreiben der argentinischen Firma Techint vom 31. Mai 1996 
behauptet wird? 

Zu Frage 27: 

Das in der Frage erwähnte angebliche Schreiben 
der argentinischen Firma Techint ist der Bundesre-
gierung erstmals durch die Veröffentlichung im 
„Spiegel", Nr. 49/1996 auszugsweise bekanntgewor-
den. 

Zu Frage 28: 

Wie bereits in der Fragestunde vom 4. Dezember 
1996 erläutert, hat es bilaterale Gespräche zwischen 
Techint und Herrn Mauss bezüglich des Freikaufs 
von Mitarbeitern der Firma Techint gegeben. Ich 
habe bereits letzte Woche gesagt, daß Behauptun-
gen, ich hätte Vorschläge zur Zahlung eines Lösegel-
des oder die anderen im „Spiegel" dargestellten Vor-
schläge unterbreitet, nicht zutreffen. 

Richtig ist vielmehr, daß argentinische Regierungs-
stellen Gespräche mit mir geführt haben, daß die 
Firma Techint dabei war und bei diesen Gesprächen 
die Gesamtsituation diskutiert wurde. 

Anlage 9 
Antwort 

des Staatsministers Bernd Schmidbauer auf die Fra-
gen der Abgeordneten Anni Brandt-Elsweier (SPD) 
(Drucksache 13/6446 Fragen 31 und 32): 

Seit wann ist Staatsminister Be rnd Schmidbauer bekannt, daß 
in Kolumbien Geldzahlungen an Terroristen auch im Zusam-
menhang mit dem Freikauf von Geiseln strafbar sind, es sei 
denn, daß der Freikauf im konkreten Fall mit Zustimmung der 
kolumbianischen Behörden erfolgt? 

Welche Kontakte hat es zwischen Stellen in der Bundesregie-
rung und kolumbianischen Stellen im Zusammenhang mit einer 
Befreiung bzw. einem Freikauf zugunsten der entführten Frau 
Schoene gegeben, und gab es Ratschläge des Bundeskanzler-
amtes an das Ehepaar Mauss, inwieweit die kolumbianische Re-
gierung über Geiselbefreiungsaktionen informiert werden 
sollte? 

Zu Frage 31: 

Mir war im Frühjahr 1995 im Zusammenhang mit 
dem Entführungsfall Ruttnig bekanntgeworden, daß 
der Freikauf von Geiseln in Kolumbien grundsätzlich 
strafbar ist, daß aber etwas anderes für Angehörige 
des Entführten gilt, wenn die Entführung und die pri-
vaten Bemühungen um die Freilassung den kolum-
bianischen Behörden mitgeteilt werden. Eine Zustim-
mung der kolumbianischen Behörden zur Erreichung 
der Straffreiheit für einen Freikauf ist nach meiner 
Kenntnis nicht erforderlich. 

Im Fall Ruttnig wurde die kolumbianische Regie-
rung durch ein Schreiben der Firma Mannesmann 
vom 16. Februar 1995 über die Entführung und die 
Bemühungen des Unternehmens, sich nach besten 
Kräften für die Befreiung seines Mitarbeiters einzu-
setzen, unterrichtet. Dieses Schreiben wurde mit ei-
nem Begleitschreiben von mir am 17. Februar 1995 
von Vertretern der deutschen und österreichischen 
Botschaft im kolumbianischen Außenministerium 
übergeben. Der Vertreter des kolumbianischen Au-
ßenministeriums sagte zu, die an Präsident Samper 
gerichteten Schreiben dorthin weiterzuleiten und äu-
ßerte Verständnis für die Sorge der Bundesregierung. 

Der Wortlaut der Schreiben war inzwischen dem 
Auswärtigen Amt, dem Bundeskanzleramt und der 
Firma Mannesmann, die mit Vollmacht der Angehö-
rigen des Entführten tätig war, abgestimmt. 
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Zu Frage 32: 

Am 16. August 1996 berichtete die Botschaft Bo-
gotá an das AA, „offiziell noch nicht bestätigten Mel-
dungen zufolge" sei die deutsche Staatsangehörige 
Frau Schoene entführt worden. Noch am selben Tag 
erfolgte die Bestätigung durch die BASF-Niederlas-
sung in Medellin. Auf Weisung des AA unterrichtete 
die Botschaft am 17. August 1996 kolumbianische Po-
lizei- und Militärstellen und forde rte sie auf, alles zu 
tun, um die Entführte zu befreien. Am 28. August 
führte der Lateinamerikabeauftragte des Auswärti-
gen Amtes ein Gespräch mit dem kolumbianischen 
Botschafter in Bonn über den Entführungsfall und 
forderte die kolumbianische Regierung erneut auf, 
für die Freilassung von Frau Schoene Sorge zu tragen. 

Nach Auskunft der Firma BASF sind die zuständi-
gen kolumbianischen Dienststellen auch darüber un-
terrichtet worden, daß p rivate Vermittler eingeschal-
tet und Gespräche zur Lösung des Falles geführt 
wurden. 

Die Deutsche Botschaft in Bogotá stand Herrn 
Schoene während der gesamten Zeitdauer der Ent-
führung als Ansprechpartner zur Verfügung. 

Anlage 10 
Antwort 

des Parl. Staatsministers Be rnd Schmidbauer auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Peter Struck (SPD) 
(Drucksache 13/6446 Fragen 33 und 51): 

Bestätigt Staatsminister Bernd Schmidbauer seine Darstel-
lung in der Fragestunde vom 4. Dezember 1996 über den Verlauf 
von Sondierungsgesprächen für einen runden Tisch zwischen 
Vertretern der kolumbianischen Regierung und der Guerillaor-
ganisationen, daß die „Bildung dieses runden Tisches ... fest 
auf Anfang Dezember terminiert war", und sind seine Äußerun-
gen in der Fragestunde so zu verstehen, daß er darüber „in ei-
nem sehr ausführlichen Gespräch" mit dem kolumbianischen 
Präsidenten gesprochen hat? 

Welche Weisungen sind auf wessen Veranlassung vom Aus-
wärtigen Amt an die Deutsche Botschaft in Kolumbien gegeben 
worden, die den Privatdetektiv We rner Mauss und seine Frau 
betreffen, und an welche Stellen der Bundesregierung haben 
Mitarbeiter der Deutschen Botschaft in Bogota Berichte im Zu-
sammenhang mit der Entführung und dem Freikauf von Frau 
Schoene gerichtet? 

Zu Frage 33: 

Es stimmt, daß im Verlauf der Sondierungsgesprä-
che eine erste Zusammenkunft in Form eines „Run-
den Tisches" für Anfang Dezember in Aussicht ge-
nommen wurde. Es ist richtig, daß ich auch mit Präsi-
dent Samper dieses Thema erörtert habe. 

Zu Frage 51: 

Das Auswärtige Amt hat auf Anregung des Bun-
deskanzleramtes die Deutsche Botschaft in Bogota 
angewiesen, dem Ehepaar Mauss bei dessen Bemü-
hungen, die Freilassung von Frau Schoene zu errei-
chen, behilflich zu sein. Zu dieser Hilfe gehört die 
Ausstellung von zwei Reisepässen und einem konsu-
larischen Schutzbrief. Die Berichterstattung der Bot-
schaft richtete sich - wie üblich - an das Auswärtige 
Amt und das Bundeskanzleramt. 

Anlage 11 
Antwort 

des Parl. Staatsministers Be rnd Schmidbauer auf die 
Fragen des Abgeordneten Günter Verheugen (SPD) 
(Drucksache 13/6446 Fragen 34 und 35): 

Wie war es dem Staatsminister Be rnd Schmidbauer im Hin-
blick auf die Tatsache, daß er in der Fragestunde am 4. De-
zember 1996 auf eine Frage von mir zu den in Anwesenheit des 
Privatagenten Werner Mauss geführten Gesprächen mit der ko-
lumbianischen Regierung geantwortet hat: „Ich habe die huma-
nitäre Seite in diesen Gesprächen vermieden und die Notwen-
digkeit, diese Fragen zu lösen, nicht erläutert, Herr Kollege Ver-
heugen", und im Hinblick darauf, daß er auf eine Frage des Kol-
legen Frank Hofmann (Volkach) zu demselben Thema geant-
wortet hat: „Herr Kollege, wir haben bei diesem Gespräch auch 
die Geiseln in Kolumbien angesprochen", möglich, in seinen 
Gesprächen die humanitären Fragen zu vermeiden und gleich-
zeitig die Geiselfrage, die das humanitäre Thema ist, anzuspre-
chen? 

Ist die kolumbianische Regierung zu irgendeinem Zeitpunkt 
darüber informiert worden, daß der Privatagent Werner Mauss 
zur Lösung humanitärer Fragen eingesetzt wurde? 

Zu Frage 34: 

In der Antwort auf die Frage des Kollegen Hof-
mann habe ich am 4. Dezember 1996 bereits darge-
legt, daß keine konkreten Fälle von Geiselnahmen 
angesprochen wurden. Das Thema Geiselnahmen 
hat insofern eine Rolle gespielt, als Einvernehmen 
darüber bestand, keine Gruppen in die Friedensson-
dierungen miteinzubeziehen, die noch deutsche Gei-
seln gefangenhalten. 

Zu Frage 35: 

Die Bundesregierung verfügt über keine eigenen 
Erkenntnisse darüber, zu welchem Zeitpunkt der ko-
lumbianischen Regierung die Aktivitäten von Herrn 
Mauss bekannt geworden sind. Dies gilt auch bezüg-
lich seiner Tätigkeit im Zusammenhang mit der Lö-
sung humanitärer Fragen. 

Anlage 12 
Antwort 

des Parl. Staatsministers Bernd Schmidbauer auf die 
Frage des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6446 Frage 36): 

Wann wurden - sofern geschehen - der Bundeskanzler, der 
Chef des Bundeskanzleramtes, F riedrich Bohl, und der Bundes-
minister des Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, jeweils über die Zu-
sammenarbeit von Staatsminister Be rnd Schmidbauer mit Wer-
ner Mauss zur Freilassung von Geiseln sowie zur Sondierung 
von Friedensgesprächen in Kolumbien informiert, und welche 
Anregungen oder Anordnungen zur Gestaltung dieser Zusam-
menarbeit haben sie gegebenenfalls daraufhin jeweils getrof-
fen? 

Der Bundeskanzler und Bundesminister Bohl wur-
den in allgemeiner Form über beide in der Frage an-
gesprochenen Themenbereiche informiert. Über ein-
zelne Modalitäten, wie z. B. die zeitweise Einbezie-
hung von Herrn Mauss in die Gespräche, wurde 
nicht gesprochen. Spezielle Anregungen oder An-
weisungen hat es nicht gegeben. 
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Anlage 13 
Antwort 

des Staatsministers Be rnd Schmidbauer auf die 
Frage der Abgeordneten Annelie Buntenbach 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6446 
Frage 37): 

Trifft es zu, daß der Bundesnachrichtendienst (BND) - wie der 
„STERN" Nr. 50/1996 berichtet - bereits am 31. August 1993 von 
der Lieferung „über die Firma Vijay Fire Protection System Ltd. 
in Bombay/Indien" von Anlageteilen für die zweite Giftgasfa-
brik in Libyen wußte, aber weder Polizei noch Zolldienststellen 
über diese Erkenntnisse informierte, und wie bewe rtet die Bun-
desregierung zutreffendenfalls diese Untätigkeit des BND? 

Die Meldung des „STERN", wonach der BND be-
reits am 31. August 1993 von der in Ihrer Frage ge-
nannten Lieferung wußte, ist falsch. Richtig ist zwar, 
daß im September 1993 beim BND ein Hinweis auf die 
Firma Vijay Fire Protection System Ltd. wegen angeb-
licher Lieferungen nicht näher bestimmter cw-rele-
vanter Anlagenteile nach Libyen einging. Durch die 
vom BND daraufhin angestellten Recherchen konnte 
der Hinweis, der keine Angaben über den Zeitpunkt 
einer eventuellen Lieferung enthielt, nicht bestätigt 
werden. Er wurde deshalb als unglaubhaft eingestuft. 

Diese Einstufung des BND wurde durch die später 
von Polizei, Zoll und Staatsanwaltschaft in Deutsch-
land und in der Schweiz sichergestellten Beweise im 
Verfahren gegen den inzwischen verurteilten Hans 
Joachim Rose nicht in Frage gestellt. 

Nach den Feststellungen der 8. Strafkammer des 
Landgerichts Stuttga rt  in seinem Urteil vom 1. Ok-
tober 1996 im Verfahren gegen Hans Joachim Rose 
erfolgte die Lieferung der vom „STERN" genannten 
Gaswaschanlagen durch die indische Firma Vijay Ex-
port  & Agencies. 

Anlage 14 
Antwort 

des Staatsministers Bernd Schmidbauer auf die 
Frage des Abgeordneten Egbert Nitsch (Rendsburg) 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6446 
Frage 38): 

Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, daß lt. „STERN" 
(Nr. 50 vom 5. Dezember 1996) die deutschen Rüstungshändler 
Hans Joachim Rose in Stuttgart und Roland F. Berger in Tripolis, 
Libyen, in Zusammenwirken mit der indischen Firma Vijay Fire 
Protection System Ltd., Bombay, Anlagen für eine weitere Gift-
gasfabrik in Libyen lieferten, und was hat die Bundesregierung 
nach dieser Kenntnisnahme unternommen? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß das 
vom „STERN" beschuldigte indische Unternehmen, 
Vijay Fire Protection Ltd., Bombay, Anlagen für eine 
Giftgasfabrik in Libyen geliefert hat. 

Nach den Feststellungen der 8. Strafkammer des 
Landgerichts Stuttga rt  im Urteil gegen Hans Joachim 
Rose vom 1. Oktober 1996 handelt es sich bei dem 

von Herrn Rose mit der Lieferung von Gaswaschanla-
gen nach Libyen beauftragten Unternehmen um die 
Firma Vijay Export  & Agencies. 

Anlage 15 
Antwort 

des Parl. Staatsministers Dr. We rner Hoyer auf die 
Fragen des Abgeordneten Heinz Schmitt (Berg) 
(SPD) (Drucksache 13/6446 Fragen 39 und 40): 

Wie ist der Stand der Verhandlungen beim Zusatzabkommen 
zum NATO-Truppen-Statut, und bis wann rechnet die Bundes-
regierung mit der Unterzeichnung dieses Abkommens durch 
alle Stationierungsstaaten? 

Welche Gründe hat Belgien für seine Ankündigung, das Ab-
kommen nicht zu unterzeichnen? 

Zu Frage 39: 

Das Abkommen zur Änderung des Zusatzabkom-
mens zum NATO-Truppenstatut vom 3. August 1959 
wurde am 18. März 1993 von allen Vertragsparteien 
unterzeichnet. 

Zu Frage 40: 

Belgien hat das Änderungsabkommen unterzeich-
net. 

Anlage 16 
Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) (Druck-
sache 13/6446 Fragen 41 und 42): 

Welche Maßnahmen trifft die Bundesregierung, um im Inter-
esse eines leistungsfähigen Auswärtigen Dienstes die Nichtü-
bernahme ganzer Ausbildungsjahrgänge zu vermeiden, durch 
die die Altersstruktur des Auswärtigen Dienstes in den verschie-
denen Laufbahngruppen aus dem Gleichgewicht geraten 
würde? 

Hält es die Bundesregierung, insbesondere mit Blick auf die 
avisierte Außenwirtschaftsförderung, für politisch verantwort-
bar, Auslandsvertretungen (Botschaften, Generalkonsulate) der 
Bundesrepublik Deutschland zu schließen, und wie gedenkt die 
Bundesregierung in der Frage der Zahl der Auslandsrepräsen-
tanzen der Bundesrepublik Deutschland zukünftig zu verfah-
ren? 

Zu Frage 41: 

Aller Voraussicht nach wird es möglich sein, die 
derzeit in Ausbildung befindlichen Bediensteten in 
den Auswärtigen Dienst zu übernehmen. Weitere 
Stellenkürzungen können dieses Ziel jedoch gefähr-
den. 

Zu Frage 42: 

Wie Bundesaußenminister Kinkel im Deutschen 
Bundestag anläßlich der Haushaltsdebatte erklärt 
hat, steht das Auswärtige Amt nach den notwendi-
gen Haushaltskürzungen im personellen Bereich mit 
dem Rücken zur Wand. 

Im Augenblick wird geprüft, welche Konsequen-
zen dies im Hinblick auf eventuelle Schließungen 
von Botschaften und Konsulaten hat. 
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Anlage 17 
Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6446 Frage 43): 

Wie schätzt die Bundesregiening das Schicksal der 22 Ni-
gerianer in Hannover ein, deren Hungerstreik vom August 1996 
wegen drohender Abschiebung gerade auch in Nige ria be-
kanntgeworden ist (siehe Presseartikel vom 30. Ju li  1996 im 
„Nigerian Concord", auch unter nament licher Nennung aller 22 
in „This Day" vom 25. November 1996), dies vor dem Hinter-
grund, daß auch ihre Zusammenarbeit mit Prof. Wole Soyinka 
darin benannt wurde und dieser vom Regime als ihr wichtigster 
Gegner betrachtet wird, und stimmt die Behauptung, daß das 
Regime über inte rne, diplomatische oder geheimdienstliche 
Wege die deutsche Seite darauf hingewiesen habe, daß sie die 
Abschiebung dieser 22 Nigerianer wünsche? 

In dem genannten Fall liegt die Entscheidung über 
aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegenüber aus-
reisepflichtigen Ausländern in der Zuständigkeit des 
Landes Niedersachsen. Der Bundesregierung sind 
die Einzelheiten der Entscheidungen der niedersäch-
sischen Innenbehörden nicht bekannt. 

Die Bundesregierung nimmt zur Gefährdungssi-
tuation in Einzelfällen nur auf Anfrage von Behörden 
oder Gerichten im Wege der Amtshilfe Stellung. Das 
Auswärtige Amt hat seine aktuellen Erkenntnisse zur 
asyl- und abschiebungsrelevanten Situation in Nige-
ria in dem Lagebericht vom 19. November 1996 zu-
sammengefaßt. Dieser Be richt wurde auch dem In-
nenministerium Niedersachsens übersandt. Der Bun-
desregierung sind von Seiten der nigerianischen Re-
gierung keine Hinweise zugegangen, daß diese die 
Abschiebung der in der Frage genannten 22 Ni-
gerianer wünsche. 

Anlage 18 
Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Frage 
der Abgeordneten Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6446 Frage 44): 

Was hat die Bundesregierung bisher unternommen, um von 
der Hacienda Bellacruz/Kolumbien vertriebene Bauern vor wei-
terer Bedrohung durch paramilitärische Einheiten zu schützen 
und zur Lösung des Landkonflikts und damit zur Befriedung des 
Landes beizutragen (vgl. Antwort der Bundesregierung auf 
Frage 6 des Abgeordneten Wolfgang Schmitt (Langenfeld) im 
Stenographischen Bericht der 144. Sitzung des Deutschen Bun-
destages vom 4. November 1996, S. 13046)? 

In Ihrer Antwort auf die Anfrage von MdB Schmitt 
hatte die Bundesregierung bereits ihre Bereitschaft 
bekräftigt, über die deutsche Botschaft mit einzelnen 
Vertretern der von der Hacienda Bellacruz vertriebe-
nen Bauern zu sprechen. Die Botschaft hat außerdem 
am 2. und 3. Dezember im Rahmen der EZ-Regie-
rungsverhandlungen den kolumbianischen Ge-
sprächspartnern ihre Besorgnis über das Schicksal 
der vertriebenen Bauern zum Ausdruck gebracht. 
Das kolumbianische Außenministerium hat darauf-
hin mitgeteilt, daß die Generalstaatsanwaltschaft zur 
Zeit den Fall  der Hacienda Bellacruz untersuche. Das 
Außenministerium sagte zu, die Generalstaatsan-
waltschaft offiziell zu bitten, die laufende Untersu-
chung auch auf die Morde an mehreren Personen 
aus dem Kreis der Vertriebenen zu erstrecken. Au

-

ßerdem hat das Außenministerium die dortige Krimi-
nalpolizei eingeschaltet mit der Bitte, die Möglich-
keiten für einen wirksamen Schutz der Angehörigen 
der Mordopfer zu prüfen. 

Anlage 19 
Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
der Abgeordneten Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 13/6446 Fragen 45 und 46): 

Warum spricht die Bundesregierung in ihrem Reisehinweis für 
Myanmar vom 15. Oktober 1996 davon, daß Burma ein Land mit 
geringem Sicherheitsrisiko ist, obwohl immer wieder davon be-
richtet wird, daß Touristen in Burma von den Sicherheitskräften 
festgenommen wurden? 

Warum hat die Bundesregierung im Wissen um die Menschen-
rechtsverletzungen in Burma und im Wissen darum, daß die de-
mokratische Opposition in Burma mit militärischen Mitteln un-
terdrückt wird, einen Reisehinweis für Burma veröffentlicht, in 
dem technische Hinweise (Gesundheit, Währung, Drogenbe-
sitz) gegeben werden und mit keinem Wo rt  auf die politische 
Lage in Burma eingegangen wird? 

Zu Frage 45: 

Der Reisehinweis des Auswärtigen Amtes vom 
15. Oktober 1996 lautet: „Myanmar ist innerhalb der 
dem Tourismus zugänglichen Regionen ein Reise-
land mit geringem Sicherheitsrisiko." 

Dies besagt, daß die allgemeine Gefährdung aus-
ländischer Reisender durch Kriminalität in ihren ver-
schiedenen Formen im Vergleich zu anderen Län

-

dern als gering beurteilt wird. 

Es trifft zu, daß gelegentlich Touristen ohne greif-
baren Anlaß in Konflikt mit den Sicherheitsbehörden 
Myanmars geraten. Die der deutschen Botschaft in 
Rangun in jüngerer Vergangenheit bekannt gewor-
denen zwei Fälle dieser A rt  rechtfertigten jedoch 
keine andere Einschätzung der Sicherheitslage. 

Zu Frage 46: 

Die Reisehinweise des Auswärtigen Amtes haben 
den Zweck, den Geschäftsreisenden oder Touristen 
zu dessen Schutz auf besondere Risiken und Gefähr-
dungen krimineller, gesundheitlicher und sonstiger 
Art  aufmerksam zu machen. 

Sie beschränken sich deshalb auf sachlich-techni-
sche Aussagen. 

Anlage 20 
Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
des Abgeordneten Dieter Heistermann (SPD) 
(Drucksache 13/6446 Fragen 47 und 48): 

Erwartet die Bundesregierung nach Inkrafttreten des Chemie-
waffenübereinkommens (CWÜK) Anfragen von Staaten, die 
dem Abkommen beigetreten sind, alte chemische Waffen aus 
deutscher Produktion, die im Hoheitsgebiet dieser Staaten la-
gern bzw. gefunden worden sind (z. B. Dänemark), zur Vernich-
tung zu übernehmen bzw. die Kosten ihrer Bergung und Ver-
nichtung zu tragen? 
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Gibt es Überlegungen der Bundesregierung, mit denjenigen 
Vertragsstaaten des CWÜK, in denen sich alte chemische Waf-
fen deutscher Produktion befinden, zu vertraglichen Regelun-
gen nach Artikel IV (B) Abs. 18 des Anhangs 2 des CWÜK hin-
sichtlich der Vernichtung dieser alten Waffen zu kommen? 

Zu Frage 47 und 48: 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Er-
kenntnissen hat Deutschland keine chemischen Waf-
fen im Ausland zurückgelassen, für deren Bergung 
oder Entsorgung die Bundesrepublik Deutschland 
aufgrund des Chemiewaffenübereinkommens in An-
spruch genommen werden könnte. Sie erwartet da-
her keine entsprechenden Anfragen anderer Ver-
tragsstaaten, und es gibt keine Überlegungen der 
Bundesregierung, vertragliche Regelungen in die-
sem Bereich vorzubereiten. 

Anlage 21 
Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
des Abgeordneten Kurt Palis (SPD) (Drucksache 13/ 
6446 Frage 49 und 50): 

Sieht die Bundesregierung im Inkrafttreten des Chemiewaf-
fenübereinkommens (CWÜK) im Frühjahr 1997 und in der damit 
beginnenden Zehnjahresfrist auch zur Vernichtung alter chemi-
scher Waffen einen Anlaß, mit den Bundesländern über eine Re-
gelung der Frage der Kostenübernahme für Bergung und Ver-
nichtung zu verhandeln? 

Wird sich die Bundesregierung an einer bundesweiten Erf as

-

sung  von chemischen Rüstungsaltlasten, die zur Erfüllung der 
Bestimmungen des CWÜK (Meldung von Standorten innerhalb 
von 30 Tagen nach Inkrafttreten, laut A rtikel III des Abkom-
mens) notwendig ist, finanziell beteiligen? 

Zu Frage 49: 

Nein. Nach der verfassungsrechtlich vorgegebe-
nen Aufgabenverteilung sind die Länder für die Be-
seitigung von Kampfmitteln und Kampfmittelresten 
aus der Zeit der beiden Weltkriege und grundsätzlich 
auch für deren Finanzierung zuständig. Der Bund er-
stattet den Ländern einen Teil dieser Kosten im Rah-
men einer seit den Fünfziger Jahren bestehenden 
Staatspraxis. Nach der Staatspraxis ist zunächst der 
Verursacher verantwortlich. Kann dieser nicht festge-
stellt oder haftbar gemacht werden, ist der Bund ver-
antwortlich für die Vernichtung chemischer Kampf-
stoffmunition auf bundeseigenen Grundstücken so-
wie zur Beseitigung von Gefahren, die von ehemals 
reichseigenen chemischen Kampfstoffen für Leben 
und Gesundheit von Menschen ausgehen. Der Bund 
hat sich desweiteren 1994 im Zusammenhang mit der 
Verabschiedung des Vertragsgesetzes zum Chemie-
waffenübereinkommen grundsätzlich bereiterklärt, 
diejenigen Kosten zu übernehmen, die durch die Be-
seitigung chemischer Kampfmittel der früheren Be-
satzungsmächte verursacht werden. Die Bundesre-
gierung sieht keinen Anlaß, von dieser Praxis abzu-
weichen. 

Zu Frage 50: 

Die Bundesregierung erstellt derzeit eine Be-
standsaufnahme der nach dem Chemiewaffenüber-
einkommen zu meldenden alten chemischen Waffen. 
Sie geht davon aus, daß den beteiligten Stellen durch 
die Meldung der jeweils in ihrem Verantwortungsbe

-

reich liegenden Bestände an die Bundesregierung 
keine besonderen zusätzlichen Kosten entstehen. 

Anlage 22 
Antwort 

des Staatsministers Dr. We rner Hoyer auf die Frage 
des Abgeordneten Egbert Nitsch (Rendsburg) 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6446 
Frage 52): 

Ist die Bundesregierung bereit, nachdem sie ihr Engagement 
für Gefangene und Verfolgte in Kolumbien mehrfach verbal 
auch in der Fragestunde in der 144. Sitzung vom 4. Dezember 
1996 betont hat, die Botschaft in Bogota zu bitten, nicht nur die 
Informationen der Bauernorganisation ANUC, sozusagen am 
Schreibtisch zur Kenntnis zu nehmen, sondern, wie bereits in 
der Frage 51 meines Kollegen Wolfgang Schmitt (Langenfeld) in 
der letzten Fragestunde zum Ausdruck kam, sich im direkten 
Gespräch mit den Bauemvertretem in den Räumen der Landre-
formbehörde INCORA in Bogota über die aktuelle Situation die-
ser zum Teil mit dem Tode bedrohten Bauernfamilien zu infor-
mieren? 

In ihrer Antwort auf die Anfrage von MdB Schmitt 
hatte die Bundesregierung bereits ihre Bereitschaft 
bekräftigt, über die deutsche Botschaft mit einzelnen 
Vertretern der von der Hacienda Bellacruz vertriebe-
nen Bauern zu sprechen. Die Botschaft hat außerdem 
am 2. und 3. Dezember im Rahmen der EZ-Regie-
rungsverhandlungen den kolumbianischen Ge-
sprächspartnern ihre Besorgnis über das Schicksal 
der vertriebenen Bauern zum Ausdruck gebracht. 
Das kolumbianische Außenministerium hat darauf-
hin mitgeteilt, daß die Generalstaatsanwaltschaft zur 
Zeit den Fall der Hacienda Bellacruz untersuche. Das 
Außenministerium sagte zu, die Generalstaatsan-
waltschaft offiziell zu bitten, die laufende Untersu-
chung auch auf die Morde an mehreren Personen 
aus dem Kreis der Vertriebenen zu erstrecken. Au-
ßerdem hat das Außenministerium die dortige Krimi-
nalpolizei eingeschaltet mit der Bitte, die Möglich-
keiten für einen wirksamen Schutz der Angehörigen 
der Mordopfer zu prüfen. 

Anlage 23 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Frage 
des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) (Drucksa-
che 13/6446 Frage 53): 

Trifft es zu, daß das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung eine Novellierung der Grenzgängerregelung anstrebt 
mit dem Ziel, nach einer Beschäftigungsdauer von fünf Jahren 
einen Rechtsanspruch auf Zulassung zum deutschen Arbeits-
markt zu gewähren, und wie soll diese Regelung z. B. an der 
tschechischen Grenze gegenüber den arbeitslosen deutschen 
Arbeitnehmern gerechtfertigt werden? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht eine No-
vellierung der Grenzgängerregelung mit dem Ziel, 
tschechischen und polnischen Grenzgängern nach 
einer Beschäftigungsdauer von fünf Jahren einen 
Rechtsanspruch auf freien Zugang zum deutschen 
Arbeitsmarkt zu gewähren. 
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Anlage 24 
Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
der Abgeordneten Renate Jäger (SPD) (Drucksache 
13/6446 Fragen 54 und 55): 

Gilt bei Arbeitnehmern, die im Dezember dieses Jahres einen 
Kündigungsvertrag mit einer auf fünf Jahre bezogenen Abfin-
dung und einer Kündigungsfrist von einem viertel bis zu einem 
halben Jahr unterzeichnen, im Falle einer Neuregelung, wie in 
§ 140 des Arbeitsförderungsgesetzes vorgesehen, der Zeitpunkt 
der Vertragsunterzeichnung dahin gehend, daß gemäß der alten 
Regelung (bisher geltendes Recht) keine Anrechnung der Abfin-
dung auf das Arbeitslosengeld erfolgt? 

Würde im Falle der Einführung einer gesetzlichen Regelung 
nach § 140 des Arbeitsförderungsgesetzes bei Eintritt in die Ar-
beitslosigkeit eine Anrechnung der Abfindung auf das Arbeits-
losengeld, unabhängig vom Zeitpunkt der Unterzeichnung ei-
nes Kündigungsvertrages, stattfinden? 

Zu Frage 54: 

Der Beschluß eines Gesetzes zur Reform der Ar-
beitsförderung (AFRG - BR-Drucksache 803/96), den 
der Deutsche Bundestag am 7. November 1996 ge-
faßt hat, sieht eine Neuregelung der Berücksichti-
gung von Abfindungen beim Arbeitslosengeld vor: 
Hiernach sollen Abfindungen, die der Arbeitslose 
wegen der Beendigung seines Arbeits- oder Beschäf-
tigungsverhältnisses erhalten oder zu beanspruchen 
hat, auf die Hälfte des Arbeitslosengeldes angerech-
net werden, soweit sie einen bestimmten Freibetrag 
überschreiten. 

Übergangsregelungen sehen einen weiten Schutz 
des Vertrauens in den Fortbestand des geltenden 
Rechts vor. Danach gilt folgendes: Das bisherige 
Recht ist weiterhin anzuwenden 1. bei allen laufen-
den Ansprüchen auf Arbeitslosengeld, die vor dem 
Inkrafttreten des Arbeitsförderungs-Reformgesetzes 
entstanden sind; 2. bei allen Arbeitnehmern, die 
zwar erst nach dem Inkrafttreten des Reformgesetzes 
arbeitslos werden, also deren Beschäftigung nach 
diesem Zeitpunkt beendet wird, die aber in den letz-
ten drei Jahren vor dem Tag, an dem der Anspruch 
entsteht, das ist in der Regel der Tag, an dem sie sich 
arbeitslos melden und Arbeitslosengeld beanspru-
chen, noch mindestens 1 Jahr (genau: 360 Kalen-
dertage) vor dem Inkrafttreten des AFRG beitrags-
pflichtig zur Bundesanstalt für Arbeit beschäftigt wa-
ren. 

Im Ergebnis bedeutet dies: Für Arbeitnehmer, die 
vor dem Inkrafttreten der Neuregelung durchgehend 
beschäftigt waren und innerhalb von rd. zwei Jahren 
nach dem Inkrafttreten arbeitslos werden, sich un-
mittelbar daraufhin arbeitslos melden und Arbeitslo-
sengeld beantragen, ist weiterhin das bisherige 
Recht zur Berücksichtigung von Abfindungen beim 
Arbeitslosengeld anzuwenden. 

Darüber hinaus gelten auch für diese Änderung 
des AFG/SGB III die Vertrauensschutzregelungen, 
die in der Rentenversicherung bei der Einschrän-
kung der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit getrof-
fen worden sind. 

Zu Frage 55: 

Für die Beurteilung, ob neues oder altes Recht 
Anwendung findet, ist - wie bereits zur Vorfrage 

ausgeführt - in erster Linie nicht der Zeitpunkt der 
Unterzeichnung eines Auflösungsvertrages oder der 
Kündigung, sondern der Zeitpunkt der Entstehung 
eines Anspruches auf Arbeitslosengeld maßgeblich. 

Entsteht ein Anspruch auf Arbeitslosengeld nach 
Inkrafttreten des Arbeitsförderungs-Reformgesetzes, 
findet das neue Recht nur dann Anwendung, wenn 
die eben beschriebenen Vertrauensschutzregelun-
gen nicht greifen. 

Anlage 25 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
des Abgeordneten Alfred Hartenbach (SPD) (Druck-
sache 13/6446 Fragen 56 und 57): 

Welche Angaben liegen der Bundesregierung vor, ob Kurorte 
aus der Nutzung der Kureinrichtungen durch Kurgäste wirt-
schaftliche Nebenwirkungen gehabt haben, wie z. B. Hotelnut-
zung durch Familienbesuche, damit verknüpfte Umsätze in 
Gaststätten u. ä., die bei einer Kürzung der Aufenthaltsdauer 
von Kurgästen um ein Viertel sich ebenfalls vermindern wer-
den? 

Gedenkt die Bundesregierung für Standorte von Kureinrich-
tungen in strukturschwachen Räumen regionalpolitische Aus-
gleichsmaßnahmen zu fördern, um für den in diesen Orten be-
vorstehenden dauernden Wegfall von Arbeitsplätzen durch zeit-
weise oder dauerhafte Schließung von Einrichtungen einen Aus-
gleich zu schaffen? 

Zu Frage 56: 

Der Bundesregierung liegen Angaben hierüber 
nicht vor. 

Die Annahme, eine Verkürzung der Leistungs-
dauer auf regelmäßig 3 Wochen würde zu einem 
Ausfall von 25 % der Besucher von Rehabilitanden 
und damit auch zu einer entsprechenden Umsatz-
einbuße z. B. im Hotel- und Gastronomiebereich 
führen, verkennt, daß in der Rentenversicherung 
und der Krankenversicherung schon heute im be-
trächtlichen Umfang Rehabilitationsmaßnahmen von 
3 Wochen durchgeführt werden und daß sich auch 
künftig an der Möglichkeit für eine über 3 Wochen 
hinausgehende Leistungsdauer nichts ändert, wenn 
die längere Leistungsdauer zur Erreichung des 
Rehabilitationserfolges notwendig ist. Im übrigen ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß Umsatz-
rückgänge dadurch ausgeglichen werden können, 
daß sich die Kureinrichtungen verstärkt bemühen, 
bisherige Rehabilitanden der Sozialversicherung als 
Selbstzahler zu gewinnen, soweit die Sozialversiche-
rungsträger Leistungen nicht mehr finanzieren, weil 
die Leistungen aufgrund der medizinischen Beurtei-
lung nicht erforderlich sind. Darüber hinaus können 
Umsatzeinbußen der Heilbäder und Kurorte durch 
stärkere touristische Öffnung ausgeglichen oder ver-
mindert werden. In diesem Zusammenhang ist von 
Bedeutung, daß der Anteil der „Sozialkurgäste" an 
den Kurgästen bezogen auf die Anzahl der Kurtage 
insgesamt nur etwa 37 % beträgt und sich deshalb 
ein nicht kompensierbarer Rückgang nur entspre-
chend anteilig auswirkt. 
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Zu Frage 57: 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß ein 
Wegfall von Arbeitsplätzen in Kureinrichtungen 
strukturschwache Regionen besonders ha rt  treffen 
würde. Spezifische Ausgleichsmaßnahmen für solche 
Standorte kommen allerdings angesichts der an-
gespannten Haushaltslage nicht in Betracht. Im üb-
rigen ist die Bewältigung regionaler Strukturpro-
bleme nach der grundgesetzlichen Aufgabenteilung 
primär Sache der Länder. Sie sind zuerst gefordert, 
ihren Regionen bei der Bewältigung solcher Pro-
bleme zu helfen. Dies entspricht auch dem Subsidia-
ritätsprinzip. 

Soweit die regionalen Strukturprobleme von den 
Ländern und ihren Regionen nicht aus eigener Kraft 
bewältigt werden können, steht in den struktur-
schwachen Regionen die Bund-Länder-Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wi rt

-schaftsstruktur" (GA) zur Verfügung. 

Die Gemeinschaftsaufgabe soll strukturschwache 
Regionen in Westdeutschland und die Regionen in 
Ostdeutschland bei der Bewältigung ihrer Struktur-
probleme unterstützen. Dazu gehört die Förderung 
von gewerblichen Investitionen zur Schaffung bzw. 
zur Sicherung von Arbeitsplätzen und die Förderung 
von wirtschaftsnahen kommunalen Infrastrukturin-
vestitionen. Für die Durchführung der Gemein-
schaftsaufgabe sind die Länder alleinverantwortlich. 
Wenn strukturschwache Regionen durch den Wegfall 
von Arbeitsplätzen in Kureinrichtungen vor beson-
dere regionale Strukturprobleme gestellt werden, 
können die Länder die Mittel verstärkt auf solche 
Problemregionen konzentrieren. 

Darüber hinaus stehen in vielen strukturschwa-
chen Regionen Mittel aus dem Regionalfonds der 
Europäischen Union zur Verfügung. Auch diese Mit-
tel tragen dazu bei, regionale Strukturprobleme 
wirksam zu bewältigen und die wirtschaftlichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten strukturschwacher Regio-
nen zu verbessern. 

Es gibt also ausreichende Möglichkeiten, even-
tuell auftretende Härten an Kurstandorten zu flankie-
ren. 

Anlage 26 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Dietrich Sperling (SPD) 
(Drucksache 13/6446 Fragen 58 und 59): 

Hat die Bundesregierung Beispielsfälle von Kureinrichtungen 
modellhaft oder exemplarisch überprüft, die bei nichtkompen-
sierter Minderung der Nutzung ihrer Kapazität aufgrund der 
Verringerung der Verweildauer bei Kuren von 28 auf 21 Tage 
Umsatzeinbußen von 25 % erwarten müssen? 

Sind der Bundesregierung exemplarische oder modellhafte 
Berechnungen bekannt, wonach die direkten und indirekten 
Wirkungen einer nichtkompensierten Kürzung der Verweil-
dauer von Kuren von 28 auf 21 Tage und Personalkostenanteilen 
an den Gesamtkosten von 60 % bei Kureinrichtungen und zulei-
stenden Unternehmen und 45 % bei zuliefernden Unternehmen 
zu Mindereinnahmen und Mehrausgaben öffentlicher Hände 

und Sozialversicherungsträgern einschließlich der Bundesan-
stalt für Arbeit führen, die 90 % jener Ausgabenminderung aus-
machen, die bei dem Versicherungsträger anfällt, der die Kosten 
der Nutzung der Kureinrichtung trägt? 

Zu Frage 58: 

Die Bundesregierung stimmt der Beurteilung zu, 
daß es bei Kureinrichtungen, die von Sozialversiche-
rungsträgern belegt werden, zu Minderungen in der 
Auslastung der Einrichtung kommen kann. Diese 
werden jedoch nicht nur durch die Neuregelungen 
im Rehabilitations- und Kurbereich, sondern vor al-
lem auch durch konjunkturell bedingte Antragsrück-
gänge verursacht. Die jeweiligen Anteile lassen sich 
nicht quantifizieren. Die Bundesregierung teilt je-
doch nicht die Auffassung, daß es bei Kureinrichtun-
gen durch die Verkürzung der Regeldauer medizini-
scher Rehabilitationsleistungen um eine Woche zu 
Umsatzeinbußen kommen muß. Ob es zu solchen 
Einbußen kommt, hängt zunächst davon ab, wie 
hoch der Anteil der Rehabilitanden mit einer von der 
Sozialversicherung finanzierten Leistung in Kurein-
richtungen ist. In diesem Zusammenhang ist von Be-
deutung, daß in den alten Bundesländern der Anteil 
der „Sozialkurgäste" an den Kurgästen insgesamt, 
bezogen auf die Anzahl der Kurtage, nur bei etwa 
37 % liegt. 

Entsprechend anteilige Auswirkungen ergeben 
sich bei einem Rückgang von medizinischen Rehabi-
litationsmaßnahmen und Kuren der Sozialversiche-
rung. Umsatzeinbußen aus einer solchen Regelung 
können durch Gewinnung der Rehabilitanden als 
Selbstzahler für die von der Sozialversicherung nicht 
mehr oder nicht mehr in diesem Umfang finanzierten 
Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnahmen ausgegli-
chen werden. Gewinneinbußen können durch Nut-
zung von Wirtschaftlichkeitsreserven und Reduzie-
rung der Gewinnmarge vermieden oder begrenzt 
werden. 

Dabei verkennt die Bundesregierung nicht, daß 
Kureinrichtungen - je nach Belegungsgrad durch die 
Sozialversicherung - unterschiedlich stark betroffen 
sein können und sich auch regionale Auswirkungen 
ergeben können, wenn es nicht gelingt, sich aus ei-
nem Belegungsrückgang durch die Sozialversiche-
rung ergebende Auswirkungen zu kompensieren. 
Die Einsparmaßnahmen im Rehabilitationsbereich 
sind nach Auffassung der Bundesregierung jedoch 
unverzichtbar, da sie sich stabilisierend auf die Bei-
tragssätze zur Renten- und Krankenversicherung 
auswirken und damit direkt der Senkung der Lohn-
zusatzkosten dienen. 

Zu Frage 59: 

Die Bundesregierung kann solche Berechnungen 
nicht bestätigen. Selbst wenn es durch die gesetz-
lichen Maßnahmen im Rehabilitations- und Kur-
bereich zu Arbeitsplatzverlusten kommen sollte, so 
sind diesen die Effekte aus den Bemühungen 
zur Stabilisierung der Beitragssätze zur Kranken- 
und Rentenversicherung gegenzurechnen, die sich 
mit den anderen im Wachstums- und Beschäfti-
gungsförderungsgesetz beschlossenen Maßnahmen 
ergeben. 
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Anlage 27 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
der Abgeordneten Gudrun Schaich-Walch (SPD) 
(Drucksache 13/6446 Frage 60 und 61): 

Würden die Versicherungsträger die Kureinrichtungen wegen 
der Kürzung der Verweildauer bei Kuren von 28 auf 21 Tage um 
25 % weniger belegen, wie hoch würden die Minderausgaben 
der Versicherungsträger und damit die Mindereinnahmen der 
Kureinrichtungen sein? 

Wie hoch sind im Durchschnitt die Personalkostenanteile von 
Kureinrichtungen, und um welchen Prozentsatz würden sie im 
Durchschnitt ihr Personal verringern müssen, wenn ihr Ausla-
stungsgrad und damit ihre Einnahmen um 25 % sinken? 

Zu Frage 60: 

Mit dem durch das Wachstums- und Beschäfti-
gungsförderungsgesetz beschlossenen Maßnahmen-
paket, das insbesondere neben der Neuordnung der 
Regeldauer von medizinischen Rehabilitationsmaß-
nahmen und Kuren eine Verlängerung des Abstan-
des zwischen zwei Rehabilitationsmaßnahmen von 3 
auf 4 Jahre, erhöhte Zuzahlungen sowie die Anrech-
nung von 2 Maßnahmetagen pro Woche auf den Ur-
laub vorsieht, sollen die Ausgaben der Rentenversi-
cherung für Rehabilitationsleistungen etwa auf das 
Niveau des Jahres 1993 zurückgeführt werden. Dies 
bedeutet, daß für 1997 rd. 7,5 Milliarden DM für Re-
habilitationsausgaben der Rentenversicherung zur 
Verfügung stehen. Mit dieser Ausgabenbegrenzung 
wird insbesondere der außerordentliche Anstieg der 
Rehabilitationsausgaben in den alten Bundesländern 
um über 50 % allein in den Jahren 1990 bis 1995 auf 
ein vertretbares Maß zurückgeführt. In welchem Um-
fang sich aus der Verkürzung der Regeldauer Ein-
sparungen ergeben, hängt insbesondere davon ab, in 
wieviel Fällen Maßnahmen auch länger als 3 Wochen 
dauern müssen und in welchem Umfang 3-Wochen-
Maßnahmen im Rahmen des für Rehabilitationsaus-
gaben zur Verfügung stehenden Gesamtbetrags ge-
leistet werden können. Dies kann im voraus nicht ab-
geschätzt werden. 

Die Neubestimmung der Regeldauer von medi-
zinischen Rehabilitationsmaßnahmen auf grundsätz-
lich 3 Wochen ist nicht gleichbedeutend mit Min-
dereinnahmen der Kureinrichtungen um 25 %. Ich 
nehme insoweit auf meine Antwort zur Frage 58 
von Herrn Kollegen Dr. Sperling Bezug. Im übrigen 
sind die Aufwands- und Ertragsrechnungen der Be-
treiber p rivater Rehabilitationseinrichtungen nicht 
Gegenstand der Geschäftsstatistiken der Rentenver-
sicherung. Dem Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung liegen deshalb hierüber keine Anga-
ben vor. 

Zu Frage 61: 

Die Personalkosten p rivater Rehabilitationseinrich-
tungen sind der Bundesregierung nicht bekannt. In 
welchem Umfang eine Personalverringerung bei sin-
kendem Auslastungsgrad erforderlich ist, hängt da-
von ab, welche Wirtschaftlichkeitsreserven bestehen 
bzw. genutzt werden und in welchem Umfang 
private Rehabilitationseinrichtungen ihre Gewinn-
margen reduzieren, um Entlassungen zu vermeiden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung müssen in 
der bevorstehenden Anpassungsphase alle Möglich-
keiten genutzt werden, um Entlassungen zu vermei-
den. 

Anlage 28 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
des Abgeordneten Ernst Schwanhold (SPD) (Druck-
sache 13/6446 Frage 62 und 63): 

Erwartet die Bundesregierung aus der Kürzung der Verweil-
dauer bei Kuren (von 28 auf 21 Tage in Kureinrichtungen) eine 
geringere Auslastung dieser Einrichtungen, oder wird eine 
zwangsläufige binnenwirtschaftliche Entwicklung für die be-
treffende Branche eine Kompensierung des zunächst verursach-
ten Nachfrageausfalls herbeiführen? 

Unterstellt man einen Nachfragerückgang um 25 %, um wel-
chen Betrag würde der Umsatz von Kureinrichtungen schrump-
fen, und wie groß ist der Personalbestand der Kureinrichtungen, 
der von einer solchen Entwicklung be troffen wäre? 

Zu Frage 62: 

Ziel der Neuregelungen im Rehabilitationsrecht 
der Rentenversicherung ist es, daß aus gesundheitli-
chen Gründen nicht oder noch nicht erforderliche 
Leistungen oder zur Erreichung des Rehabi litations-
erfolges nicht notwendige Leistungen der Rentenver-
sicherung unterbleiben. Dies wird durch die Begren-
zung der Rehabilitationsausgaben für das Jahr 1997 
auf etwa die Ausgaben für das Jahr 1993 sicherge-
stellt. Eine Quantifizierung, inwieweit die für das 
Jahr 1997 zu erwartenden Rückgänge bei den Reha-
bilitationsmaßnahmen der Rentenversicherung auf 
die gesetzlichen Neuregelungen zurückzuführen 
sind oder auf konjunkturell bedingten Antragsrück-
gängen beruhen, ist nicht möglich. Dies gilt erst 
recht für eine Prognose. Für die Bundesregierung 
steht bei der Neuregelung im Vordergrund, daß wei-
terhin jeder Versicherte, der medizinische Rehabilita-
tionsleistungen benötigt, um im Erwerbsleben zu 
bleiben oder in das Erwerbsleben wieder eingeglie-
dert zu werden, diese auch nach den Neuregelungen 
in demselben Umfang bzw. unter denselben Voraus-
setzungen wie bisher erhalten kann, wenn das Reha-
bilitationsziel nur so, d. h. durch eine über 3 Wochen 
hinausgehende oder eine erneute Maßnahme vor 
Ablauf von 4 Jahren, erreicht werden kann. Darüber 
hinaus tragen die Einsparungen im Rehabi litations-
bereich dazu bei, einen noch höheren Beitragssatz in 
der Rentenversicherung insbesondere im Jahr 1997 
zu vermeiden. Inwieweit der Nachfrageausfall durch 
Nutzung von Wirtschaftlichkeitsreserven und Alter-
nativkonzepten der Kureinrichtungen kompensiert 
wird, hängt von den unternehmerischen Konzepten 
der Betreiber solcher Einrichtungen ab. 

Zu Frage 63: 

Ob bzw. inwieweit bei dem in Ihrer Frage unter-
stellten Nachfragerückgang um 25 % der Rehabilita-
tionsmaßnahmen und Kuren der Sozialversicherung 
auch der Umsatz von Kureinrichtungen zurückgeht, 
hängt von den Initiativen und Konzepten ab, die von 
den Betreibern solcher Einrichtungen zur Kompensa-
tion eines möglichen Nachfrageausfalls entwickelt 
worden sind oder entwickelt werden müssen. Inso- 
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weit weist die Bundesregierung darauf hin, daß sich 
auch Betreiber von Rehabilitationseinrichtungen den 
Risiken einer Marktwirtschaft stellen müssen. Im 
übrigen beträgt der Anteil der auf Leistungsempfän-
ger der Sozialversicherung entfallenden Kurtage an 
der Gesamtzahl der Kurtage in Heilbädern und Kur-
orten der alten Bundesländer nur etwa 37 %. Dabei 
verkennt die Bundesregierung nicht, daß die Auswir-
kungen für einzelne Rehabilitationseinrichtungen, 
aber auch für Heilbäder und Kurorte unterschiedlich 
stark sein können. 

Anlage 29 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
des Abgeordneten Adolf Ostertag (SPD) (Drucksa-
che 13/6446 Fragen 64 und 65): 

In welcher Höhe verändern sich Einnahmen und Ausgaben 
der öffentlichen Hände und der solidarischen Sicherungssy-
steme, wenn der Personalkostenanteil der für Kureinrichtungen 
leistungserbringenden Unternehmen wie bei den Kureinrich-
tungen um 60 % liegt und bei ihnen dieselben Folgen wie bei 
Kureinrichtungen eintreten, falls wegen Kürzung der Verweil-
dauer von 28 auf 21 Tage deren Auslastung um 25 % sinkt? 

Welche Informationen hat die Bundesregierung zum Umfang 
von (Waren-)Lieferungen Dritter an Kureinrichtungen, falls de-
ren Auslastungsgrad um 25 % sinkt und welchen Personalko-
stenanteil haben diese liefernden Unternehmen, der dann bei 
entsprechender Personalminderung zu Einnahmeausfall und 
Zahlungsverpflichtung bei den öffentlichen Händen und den so-
lidarischen Sicherungssystemen führt? 

Zu Frage 64: 

Dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung liegen keine Angaben über die Aufwands- und 
Ertragsrechnungen der Betreiber p rivater Rehabilita-
tionseinrichtungen und von Zulieferbetrieben vor. 
Aussagen über Auswirkungen einer sinkenden Aus-
lastung von Kur- und Rehabilitationseinrichtungen 
auf solche Aufwands- und Ertragsrechnungen sind 
deshalb nicht möglich. 

Zu Frage 65: 

Die Bundesregierung hat hierzu keine Informatio-
nen. Zu den Auswirkungen auf indirekt kurabhän-
gige Wirtschaftssektoren insbesondere auf den Ho-
tel- und Gaststättenbereich darf ich auf meine Ant-
wort  auf die Frage Nr. 56 des Kollegen Hartenbach 
Bezug nehmen. Im übrigen möchte ich an dieser 
Stelle nochmals darauf hinweisen, daß bei Verzicht 
auf die Einsparungen im Rehabilitationsbereich we-
gen höherer Beitragsbelastungen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer nicht nur die Lohnzusatzkosten 
steigen, sondern auch die Nettoeinkommen der Ar-
beitnehmer sinken. Gesamtwirtschaftliche Folgen 
wären: Verschlechterte Standortbedingungen in 
Deutschland mit Arbeitsplatzverlusten sowie Kauf-
kraftentzug. Vorübergehend ungünstigeren Aussich-
ten in einer Anpassungsphase stünde letztlich ein er-
heblich größerer volkswirtschaftlicher Schaden ge-
genüber. 

Anlage 30 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
der Abgeordneten Dorle Marx (SPD) (Drucksache 
13/6446 Fragen 66 und 67): 

Welchen Anteil an den Personalausgaben von Kureinrichtun-
gen haben die Sozialabgaben von Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern, und um welchen Betrag würden die Einnahmen von So-
zialversicherungsträgern sinken, wenn der Auslastungsgrad 
von Kureinrichtungen um 25 % schrumpft und die entsprechen-
den Folgemaßnahmen im Personalbereich unausweichlich sind? 

Welche Mindereinnahmen an Lohnsteuer und Solidaritätszu-
schlag haben öffentliche Hände zu erwarten, wenn aufgrund 
der Minderauslastung von Kureinrichtungen 25 % ihres Perso-
nals eingespart werden müssen? 

Zu Frage 66: 

Der Bundesregierung liegen keine Angaben über 
die Aufwands- und Ertragsrechnungen der Betreiber 
von privaten Rehabilitationseinrichtungen vor. Sie 
kann deshalb auch keine Aussagen darüber machen, 
wie sich eine Veränderung des Auslastungsgrads 
dieser Einrichtungen auf die Höhe der Personalko-
sten auswirkt. 

Der Gesamtbeitrag zur Sozialversicherung beträgt 
derzeit etwa 41 % der Bruttoarbeitsentgelte der Be-
schäftigten. Wird in Rehabilitationseinrichtungen der 
Personalbestand um 25 % vermindert, hängt die 
Höhe der Beitragseinnahmen der Sozialversicherung 
davon ab, ob dieser Personenkreis in andere Beschäf-
tigungsverhältnisse wechselt oder Leistungen der 
Bundesanstalt für Arbeit bezieht. In welchem Um-
fang sich entsprechende Auswirkungen ergeben, 
richtet sich nach den tatsächlichen Gegebenheiten. 

Zu Frage 67: 

Der Beitrag einzelner Wirtschaftsbereiche zum 
kassenmäßigen Steueraufkommen läßt sich mangels 
geeigneter Daten nicht ermitteln. Eine isolierte Be-
trachtung der steuerlichen Auswirkungen durch die 
Minderauslastung von Kureinrichtungen würde zu-
dem ein unvollständiges Bild vermitteln. Gegenzu-
rechnen wären auf jeden Fall die Auswirkungen der 
Verwendung der eingesparten Mittel. Entspre-
chende Entlastungen stärken die p rivate Nachfrage 
und fördern den Investitionsstandort Deutschland. 
Im Ergebnis könnten mittelfristig nicht Minder-, son-
dern Mehreinnahmen bei Lohnsteuer und Solidari-
tätszuschlag zu erwarten sein. 

Anlage 31 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
der Abgeordneten Erika Lotz (SPD) (Drucksache 
13/6446 Fragen 68 und 69): 

Wie hoch sind die Lohnersatzaufwendungen der Bundesan-
stalt für Arbeit, wenn der Auslastungsgrad von Kureinrichtun-
gen um 25 % zurückgeht und daraus eine Personalkürzung um 
25 % resultiert? 

Um welche geschätzte Summe sinken Kommunaleinnahmen 
aus Kurtaxen, wenn sich die Zahl der Kurtage um 25 % mindert? 
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Zu Frage 68: 

Der Bundesregierung liegen keine Daten darüber 
vor, in welchem Ausmaß Personalkürzungen bei 
Kureinrichtungen Arbeitslosigkeit und Inanspruch-
nahme von Lohnersatzleistungen nach sich ziehen. 
Daher kann die Frage nicht beantwortet werden. 

Zu Frage 69: 

Da Kurtaxen ortsabhängig erhoben werden, ist 
eine pauschale Schätzung von Mindereinnahmen bei 
den Kommunen infolge Reduzierung der Kurtage 
nicht möglich. 

Prinzipiell wird der Beitrag für Kurtaxe bei statio-
nären Rehabilitationsmaßnahmen und Kuren von 
den Sozialleistungsträgern im Rahmen der Pflege-
sätze mit übernommen, ist also Bestandteil der So-
zialleistungen. 

Für die Kurorte ist das Kurtaxaufkommen aus der 
Gästezahl insgesamt entscheidend. Insoweit muß be-
rücksichtigt werden, daß sich ein Rückgang von Re-
habilitationsmaßnahmen und stationären Kuren 
selbst dann nur anteilig auf das Kurtaxaufkommen 
auswirkt, wenn er durch Bemühungen der Kurein-
richtungen und der Bäderwirtschaft nicht kompen-
siert werden kann. Im einzelnen darf ich hierzu auf 
meine Antwort zu der Frage Nr. 56 des Kollegen Har-
tenbach Bezug nehmen. 

Anlage 32 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
der Abgeordneten Adelheid Tröscher (SPD) (Druck-
sache 13/6446 Fragen 70 und 71): 

Um welchen Betrag würden Mehrwertsteuereinnahmen sin-
ken, wenn die Auslastung von Kureinrichtungen um 25 % zu-
rückgeht? 

In welchem Umfang mindern sich die (Dienst-)Leistungen 
Dritter an Kureinrichtungen, wenn deren Auslastungsgrad um 
25 % zurückgeht? 

Zu Frage 70: 

Wie ich bereits in meiner Antwort auf die Frage 
Nr. 58 des Herrn Kollegen Dr. Sperling ausgeführt 
habe, teilt die Bundesregierung nicht die Auffas-
sung, daß es durch die Neuregelungen zu Umsatz-
einbußen kommen muß. 

Hinsichtlich der angesprochenen steuerlichen Aus-
wirkungen möchte ich darauf hinweisen, daß sich 
der Beitrag einzelner Wirtschaftsbereiche zum kas-
senmäßigen Steueraufkommen mangels geeigneter 
Daten nicht ermitteln läßt. Eine isolierte Betrachtung 
der steuerlichen Auswirkungen durch sinkende Aus-
lastung von Kureinrichtungen würde zudem ein un-
vollständiges Bild vermitteln. Gegenzurechnen wä-
ren auf jeden Fall die Auswirkungen aus der Ver-
wendung der durch niedrige Beitragssätze zur Ren-
ten- und Krankenversicherung eingesparten Mittel. 
Entsprechende Entlastungen stärken die p rivate 
Nachfrage und fördern den Investitionsstandort 
Deutschland. Im Ergebnis könnten mittelfristig nicht 
Minder-, sondern Mehreinnahmen bei der Mehrwert-
steuer zu erwarten sein. 

Zu Frage 71: 

Ob und ggf. in welchem Umfang sich (Dienst-) 
Leistungen Dritter bei geringerer Auslastung von 
Kureinrichtungen mindern, hängt von den Gegeben-
heiten des Einzelfalls, insbesondere von der A rt  der 
jeweiligen Dienstleistung ab. 

Anlage 33 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Frage 
des Abgeordneten Horst Schmidbauer (Nürnberg) 
(SPD) (Drucksache 13/6446 Frage 72): 

Trifft es zu, daß durch die politischen Vorgaben im Rahmen 
des von der Bundesregierung vorgelegten „Programms für mehr 
Wachstum und Beschäftigung" die Rentenversicherungsträger 
Verträge für rd. 12 000 Reha-Betten gekündigt haben oder noch 
kündigen, und trifft es des weiteren zu, wie der „Gelbe Dienst" 
vom 9. Dezember 1996 meldet, daß der Chef des Bundeskanzler-
amtes, Friedrich Bohl, versucht, entgegen diesen Kündigungen 
Belegungsverträge der Rentenversicherungsträger mit der 
Reha-Med in Königstein durchzusetzen? 

Es trifft zu, daß die Träger der Rentenversicherung 
bisher bereits etwa 13 500 Betten in vertraglich in 
Anspruch genommenen Rehabilitationseinrichtun-
gen aufgegeben haben und daß weitere Bettenredu-
zierungen beabsichtigt sind. Der Umfang weiterer 
Bettenreduzierungen wird insbesondere davon ab-
hängig sein, in welchem Umfang im Jahr 1997 An-
träge auf medizinische Leistungen zur Rehabi litation 
gestellt werden. In den ersten 10 Monaten des Jahres 
1996 sind die Anträge auf solche Leistungen der Ren-
tenversicherung vor allem aus konjunkturellen Grün-
den um 12,4 % zurückgegangen. Darüber hinaus 
wird der Umfang weiterer Bettenreduzierungen in 
vertraglichen Rehabilitationseinrichtungen von der 
Bereitschaft der Rentenversicherungsträger abhän-
gen, die sich aus einer rückläufigen Inanspruch-
nahme der Rehabilitationseinrichtungen ergebenden 
Auswirkungen unter Beachtung des Grundsatzes der 
Wirtschaftlichkeit gleichgewichtig auf eigene und 
vertraglich in Anspruch genommene Rehabi litations-
einrichtungen zu verteilen. Die Bundesregierung 
wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten hierauf hin-
wirken. 

Die zitierte Meldung des „Gelben Dienstes" vom 
9. November 1996 trifft nicht zu. 

Anlage 34 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Walter Hirche auf die Fra-
gen der Abgeordneten Ulrike Mehl (SPD) (Drucksa-
che 13/6446 Fragen 73 und 74): 

Welche Umstrukturierungen im Bereich „Artenschutz" des 
Bundesamtes für Naturschutz plant die Bundesregierung, und 
welche Verbesserungen sollen sich daraus für den Bereich 
„Wissenschaftliche Grundlagen des Artenschutzvollzugs" hin-
sichtlich der Personalausstattung und der inhaltlichen Bearbei-
tung ergeben? 

Wie wird die Bundesregierung künftig die nach eigener Aus-
kunft auf meine Fragen 40 bis 43 in Drucksache 13/214 seit der 
Neugründung des Bundesamtes für Naturschutz „ enger und ef-
fizienter geworden(e)" Arbeit im Bereich des Artenschutzes auf- 
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rechterhalten, und welche Änderungen der Arbeitsschwer-
punkte sind mit der Neustrukturierung geplant? 

Es gibt, auch entsprechend dem Beschluß des Bun-
deskabinetts vom 7. Februar 1996 zur Verringerung 
und Straffung von Bundesbehörden, im Bundesamt 
für Naturschutz Überlegungen zu einer Straffung der 
Aufbauorganisation unter Nutzung von Synergien. 
Die Überlegungen des Bundesamtes für Naturschutz, 
die die seit Gründung des Amtes gemachten Erfah-
rungen, insbesondere auch im Bereich des Arten-
schutzes, berücksichtigen sollen, sind noch nicht in 
einen definitiven Organisationsvorschlag eingeflos-
sen und dementsprechend noch nicht mit dem Mini-
sterium erörtert. 

Anlage 35 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Walter Hirche auf die Fra-
gen des Abgeordneten Eckart Kuhlwein (SPD) 
(Drucksache 13/6446 Fragen 75 und 76): 

Welche Projekte und Umweltforschungsprogramme des Um-
weltbundesamtes wurden vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit abgelehnt oder finanziell ge-
kürzt, und womit wurden diese Maßnahmen begründet? 

Gibt es interne Anweisungen und Verfahrenswege des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
gegenüber dem Umweltbundesamt, um kritische fachliche Stel-
lungnahmen in der Öffentlichkeit zu verhindern, und wie wer-
den solche Maßnahmen ggf. begründet? 

Zu Frage 75: 

Die Haushaltsmittel für die Umweltforschung sind 
im Einzelplan 16, Kapitel 1602, Titel 53707 und 53411 
eingestellt. Die do rt  veranschlagten Ausgaben für 
Untersuchungen auf den Gebieten Umweltschutz 
und Naturschutz dienen dazu, den aus den Fachauf-
gaben des BMU erwachsenden Beratungs- und For-
schungsbedarf zu decken („ressortakzessorische For-
schung"). Die dem BMU nachgeordneten Behörden 
verfügen über keine eigenen Forschungsmittel. Das 
Umweltbundesamt wirkt ebenso wie das Bundesamt 
für Naturschutz bei der Erstellung des jährlichen 
Umweltforschungsplans des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit mit. Bei-
den nachgeordneten Behörden obliegt darüber hin-
aus die Vergabe und Betreuung der Vorhaben. Inso-
fern  kann von einer Absenkung oder finanziellen 
Kürzung von Forschungsprogrammen des Umwelt-
bundesamtes durch das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit nicht die 
Rede sein. 

Planung und Abwicklung der Ressortforschung im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) er-
folgt auf der Grundlage eines jährlich zu erstellenden 
Umweltforschungsplans des BMU (UFOPLAN). Die 
Vergabe und Betreuung der geplanten Vorhaben ist 
Sache der nachgeordneten Behörden, denen zu die-
sem Zweck die im Haushalt des Ministe riums veran-
schlagten Projektmittel zur Bewirtschaft zugewiesen 
werden. Der Umweltforschungsplan wird zwischen 
dem Ministerium und den nachgeordneten Behörden 

abgestimmt, wobei die abschließende Entscheidung 
in einem alljährlichen Leitungsgespräch getroffen 
wird, zu dem das Ministerium die nachgeordneten 
Behörden einlädt. Das Umweltbundesamt hat - wie 
in den Vorjahren - im Oktober dem Ministerium ei-
nen ersten Entwurf des UFOPLAN 97 mit den aus 
seiner Sicht durchzuführenden Forschungsvorhaben 
vorgelegt. Auch in diesem Jahr konnte zwischen 
dem Ministerium und dem Umweltbundesamt weit-
gehend Einigkeit über die geplanten Vorhaben und 
deren Priorität erzielt werden. Verbleibende unter-
schiedliche Bewertungen bei einzelnen Vorhaben 
wurden abschließend in einem Leitungsgespräch er-
örtert, das am 6. Dezember 1996 stattfand. In diesem 
Gespräch wurde Einvernehmen über den UFO

-

PLAN 97 erzielt, der in Kürze veröffentlicht werden 
wird. 

Zu Frage 76: 

Nein. 

Das Umweltbundesamt ist eine oberste Bundesbe-
hörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Dem 
Bundesumweltministerium obliegt gemäß Art. 65 GG 
die Ressortverantwortung einschließlich der Fach- 
und Rechtsaufsicht über das Umweltbundesamt. In-
sofern trägt die Bundesministerin für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit die Verantwortung da-
für, daß sich die Arbeit des Umweltbundesamtes auf 
der Grundlage der im Gesetz über die Errichtung des 
Umweltbundesamtes festgelegten Aufgabenzuwei-
sung vollzieht. 

Anlage 36 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Walter Hirche auf die Fra-
gen des Abgeordneten Christoph Matschie (SPD) 
(Drucksache 13/6446 Fragen 77 und 78): 

Treffen Zeitungsmeldungen zu, daß das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit sämtliche Sach- 

 

und Personalausschreibungen des Umweltbundesamtes kon-
trolliert und das Bundesministerium sogar an Einstellungsge-
sprächen der Behörde beteiligt ist? 

Auf der Basis welcher Anweisung erfolgen die Kontrolle und 
Disziplinierung des Umweltbundesamtes, und wer hat dafür die 
Vorgaben gemacht? 

Für Sach- und Personalausschreibungen im Ver-
hältnis zum Umweltbundesamt ebenso wie im Ver-
hältnis zum Bundesamt für Naturschutz und zum 
Bundesamt für Strahlenschutz gelten die üblichen 
Grundsätze der Fach- und Rechtsaufsicht, wie sie 
von den Bundesressorts gegenüber den ihnen nach-
geordneten obersten Bundesbehörden regelmäßig 
Beachtung finden. 

Das Umweltbundesamt ist eine obere Bundes-
behörde im Geschäftsbereich des Bundesministeri-
ums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
dem gem. Art . 65 des GG die Ressortverantwortung 
auch für Personalangelegenheiten obliegt. Ein Teil 
dieser Aufgaben ist durch den Delegationserlaß vom 
1. Mai 1989 auf das Umweltbundesamt übertragen 
worden. Dieser Erlaß gilt für alle Behörden des 
Geschäftsbereichs des BMU, also auch für das 
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Bundesamt für Naturschutz und das Bundesamt für 
Stahlenschutz. 

Wesentlicher Inhalt des Erlasses ist, daß das Mi-
nisterium bestimmte Zuständigkeiten im Personalbe-
reich den Leitern der nachgeordneten Behörden 
überträgt. Die Delegation erfaßt grundsätzlich Perso-
nalmaßnahmen für Beamte des einfachen, mittleren 
und gehobenen Dienstes sowie - mit Einschränkun-
gen - Angestellte und Arbeiter. Nicht oder nur teil-
weise delegiert sind Personalmaßnahmen für den hö-
heren Dienst und vergleichbare Angestellte. 

Ein Präzisierungsbedarf zu der Zusammenarbeit 
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit und der Behörden im Ge-
schäftsbereich des BMU ergab sich in letzter Zeit 
daraus, daß eine verstärkte Koordinierung von Perso-
nalmaßnahmen der nachgeordneten Behörden im 
höheren Dienst durch das BMU erforderlich ist - vor 
allem vor dem Hintergrund der gemeinsam durch 
das BMU und seine nachgeordneten Behörden zu er-
bringenden Stelleneinsparungen. 

Zu diesem Zweck wurde in einem Gespräch mit 
dem Präsidenten der nachgeordneten Behörden eine 
bessere Einbindung des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit bei Einstel-
lungsverfahren für den höheren Dienst im Geschäfts-
bereich festgelegt, wie es im übrigen bei den meisten 
Bundesressorts schon immer Praxis ist. Dazu gehört 
die verstärkte Beteiligung bei der Erstellung von 
Ausschreibungen wie die Bestätigung, daß das BMU 
an Auswahlgesprächen teilnehmen kann. 

Anlage 37 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Walter Hirche auf die Fra-
gen der Abgeordneten Dr. Angelica Schwall-Düren 
(SPD) (Drucksache 13/6446 Fragen 79 und 80): 

Ist es richtig, daß im Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit eine Liste von Mitarbeitern des 
Umweltbundesamtes (UBA) existiert, die sich fachlich-kritisch 
zu umweltpolitischen Vorlagen und Entscheidungen der Bun-
desregierung geäußert haben? 

Werden dem UBA vom Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit Kontakte und Gespräche zu Abge-
ordneten des Deutschen Bundestages untersagt, und wenn ja, 
mit welcher Begründung? 

Beide Teilfragen sind mit Nein zu beantworten. Die 
Geschäftsordnung des Umweltbundesamtes regelt 
die Verfahrensweise innerhalb des Umweltbundes-
amtes über die Erteilung von Auskünften. 

Für den Geschäftsverkehr nachgeordneter Behör-
den mit parlamentarischen Gremien gilt generell, 
daß Antworten und Berichte über das jewei lige ver-
antwortliche Ministerium vorzulegen sind, es sei 
denn, es handelt sich um  die Zuleitung von Infor-
mationsmaterial. Entsprechend sind die jeweiligen 
Stellungnahmen auch mit dem jeweils zuständigen 
Ministerium abzustimmen. 

Anlage 38 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Walter Hirche auf die Fra-
gen des Abgeordneten Michael Müller (Düsseldorf) 
(SPD) (Drucksache 13/6446 Fragen 81 und 82): 

Was sind die Motive des Bundesministeriums für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit, das Umweltbundesamt künftig 
stärker zu kontrollieren (vgl. den Bericht „Bonner Leine" im 
SPIEGEL Nr. 49/1996), und ist dies die generelle Auffassung der 
Bundesregierung, Bundesbehörden zur reinen Legitimation für 
politische Entscheidungen zu benutzen? 

Hält das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit es für einen Beitrag zur Glaubwürdigkeit und 
Seriosität, dem Umweltbundesamt die Möglichkeit zu nehmen, 
fachlich begründete Stellungnahmen ohne vorherige Einfluß-
nahme durch das Bundesministerium abzugeben? 

Dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit obliegt die Fachaufsicht über 
das Umweltbundesamt (Art . 65 GG). 

Es kann in diesem Zusammenhang keine Rede da-
von sein, daß das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit das Umweltbun-
desamt künftig stärker kontrollieren will. Vielmehr 
geht es um eine kontinuierliche Verbesserung der 
Zusammenarbeit in den einzelnen Fachbereichen. 

Ich unterstreiche nochmals, daß die politische Ver-
antwortung für den gesamten Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit einschließlich des Umweltbundes-
amtes bei der Bundesministerin liegt. Für die Zusam-
menarbeit des Ministeriums zu seinen nachgeordne-
ten Behörden gelten insofern die Regeln, wie sie in 
Bund und Ländern allgemein für das Verhältnis 
zwischen Ministerien und nachgeordneten Behörden 
gelten. 

Anlage 39 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Paul Laufs auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
(SPD) (Drucksache 13/6446 Fragen 83 und 84): 

Wird der Bund seine Rechte als Aktionär aus den Beteiligun-
gen an der Deutschen Postbank AG oder die Möglichkeiten der 
bankenrechtlichen Aufsicht über das Kreditwesen dahin ge-
hend nutzen, sich für die Einstellung der aktuell von der Deut-
schen Postbank AG in 70148 Stuttga rt  mit folgendem Text be-
triebenen Werbung (Anlage zu den Kontoauszügen ihrer Kun-
den), - „Postbank Euro-Termingeld: Ihr Geld arbeitet für Sie in 
Luxemburg. Sehr geehrte Damen und Herren, Sie kennen sicher 
die Situation: Auf Ihrem Postbank Girokonto sammelt sich ein 
stattliches Guthaben an, das sie vorübergehend nicht benöti-
gen. Warum schicken Sie es nicht mal kurzfristig auf Reisen? Ab 
200 000 DM kann Ihr Geld für Sie in Luxemburg arbeiten. Un-
sere erfahrenen Finanzexperten sorgen dafür, daß es für Sie auf 
internationalen Finanzmärkten gut verdient. Die Reisedauer le-
gen sie selbstverständlich vorher fest: von einer Woche bis zu 
zwölf Monaten. Rufen Sie einfach Ihren Postbank Finnen-Ser-
vice an. Dort  erfahren Sie auch unsere aktuellen Konditionen." - 
einzusetzen, und, falls dies der Fall ist, welche konkreten Maß-
nahmen gedenkt die Bundesregierung insoweit zu ergreifen? 

Wird sich der Bund in seinen vorbezeichneten Funktionen 
ebenfalls dafür einsetzen, daß die Deutsche Postbank AG zu-
künftig in ihrem gesamten Unternehmensbereich keine Wer-
bung mit einem dera rtigen (unter Frage 83 genannten) Inhalt 
oder einer entsprechenden Zielrichtung betreibt - wenn nein, 
aus welchen Gründen, und wenn ja, durch welche konkreten 
Maßnahmen? 
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Zu Frage 83: 

Die Bundesregierung sieht weder aus Sicht des 
Eigentümers noch unter Gesichtspunkten der Bank-
aufsicht Veranlassung, die zitierte Werbeaktion der 
Deutschen Postbank AG zu beanstanden. 

Die in Rede stehende Werbung der Deutschen 
Postbank AG weist einen ausgewählten Kundenkreis 
auf ein marktgerechtes Produkt auf einem europäi-
schen Finanzplatz hin, der wegen der günstigen ge-
schäftlichen Rahmenbedingungen - insbesondere im 
Hinblick darauf, daß es do rt  keine Mindestreserve-
pflicht und weniger strenge Eigenkapital- und Liqui-
ditätsvorschriften für die Banken gibt - zu den inter-
essantesten Finanzplätzen Europas gehört. 

Um von den genannten günstigen Rahmenbedin-
gungen profitieren zu können, hat die Deutsche Post-
bank AG im Jahre 1993 in Luxemburg eine Tochter-
gesellschaft gegründet. In den Entscheidungsprozeß 
über die Zulässigkeit dieser Gründung war auch die 
Bundesregierung eingebunden. 

Es würde dem Grundgedanken einer Freizügigkeit 
des Kapitalverkehrs auf dem europäischen Markt zu-
wider laufen, der Deutschen Postbank AG den fairen 
Wettbewerb zur Erhaltung ihrer Konkurrenzfähigkeit 
auf dem EG-Binnenmarkt nicht zuzugestehen. 
Schließlich sind in Luxemburg über 200 ausländische 
Banken, darunter auch zahlreiche deutsche öffent-
lich-rechtliche Kreditinstitute vertreten. Wenn es ge-
nerell Ziel der deutschen Politik ist, die europäische 
Intergration zu fördern, gehört dazu auch die Freiheit 
des Kapitalverkehrs. 

Zu Frage 84: 

Aufgrund der in der vorhergehenden Frage ge-
schilderten Bewertung der Sachlage wird die Bun-
desregierung weder in ihrer Funktion als Aktionär 
noch unter bankaufsichtsrechtlichen Gesichtspunk-
ten auf die Deutsche Postbank AG bezüglich ihrer 
Werbestrategie Einfluß nehmen. 

Anlage 40 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Paul Laufs auf die Frage 
des Abgeordneten Peter Dreßen (SPD) (Drucksache 
13/6446 Frage 85): 

Wie ist die Ausdünnung des Postfilialnetzes mit dem Infra-
strukturauftrag der Bundesregierung vereinbar, wenn bei den 
geplanten Schließungen von Postfilialen durch die Deutsche 
Post AG trotz der Bereitschaft örtlicher Interessenten zur Über-
nahme einer Postagentur solche Agenturen nicht eingerichtet 
werden sollen, wie es z. B. im Fall  der Postfiliale in Jechtingen 
(Gemeinde Sasbach) der Fall ist? 

Die Gestaltung ihres Filialnetzes obliegt grund-
sätzlich der Deutschen Post AG. Grundlage hierfür 
sind die Organisationsvorgaben des Unternehmens, 
die im Einklang mit dem vom Deutschen Bundestag 
im Jahr 1981 einstimmig gefaßten Beschluß zur Post-
versorgung auf dem Lande stehen. Auf diese Organi-
sationsvorgaben verweist auch die amtliche Begrün-
dung zu der vom 1. Januar 1996 an geltenden Post-
Kundenschutzverordnung. 

Zum konkreten Fall der Postfiliale Sasbach 3 in 
Jechtingen teilt die Deutsche Post AG mit, daß die 
Aufhebung dieser Filiale beabsichtigt war. Nach der 
letzten Auslastungsprüfung wird dies jedoch derzeit 
nicht weiter verfolgt. Auf längere Sicht hängt jedoch 
der Fortbestand dieser Filiale von der örtlichen Nach-
frageentwicklung ab. 

Anlage 41 
Antwort 

des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick (PDS) 
(Drucksache 13/6446 Fragen 86 und 87): 

Unter welchen Voraussetzungen hält die Bundesregierung 
den Abschluß des Übergangsprozesses der ostdeutschen Mieten 
ins Vergleichsmietensystem zum 1. Januar 1998 für möglich, 
und welche weiteren Regelungen und Maßnahmen (Gesetze, 
Verordnungen, wissenschaftliche Untersuchungen, Öffentlich-
keitsarbeit usw.) plant die Bundesregierung unter Berücksichti-
gung der Forde rungen und Vorschläge des deutschen Mieter-
bundes e. V. sowie der wohnungswirtschaftlichen Verbände für 
den Übergang der Mieten in Ostdeutschland ins Vergleichsmie-
tensystem? 

Inwieweit sind aus Sicht der Bundesregierung zur Bestim-
mung der Ortsüblichkeit der Miete die (flächendeckende) Er-
stellung von Mietspiegeln in den ostdeutschen Ländern auf der 
Grundlage eines Mietspiegelgesetzes erforderlich, und in wel-
chen ostdeutschen Städten und Gemeinden werden nach 
Kenntnis der Bundesregierung Mietspiegel zum 1. Januar 1997 
bzw. zum 1. Juli 1997 bzw. zum 1. Januar 1998 in Kraft gesetzt 
sein? 

Zu Frage 86: 

Für die volle Anwendbarkeit des Vergleichsmie-
tensystems in den neuen Bundesländern zum 
1. Januar 1998 hält die Bundesregierung keine weite-
ren Sonderregelungen für erforderlich. In vielen Fäl-
len sind die vorhandenen Mieterhöhungsspielräume 
noch nicht einmal ausgeschöpft worden. Auch nach 
Einführung des Vergleichsmietensystems sind daher 
nennenswerte Mieterhöhungen nicht zu erwarten. 
Den Übergang in das dann bundeseinheitliche Ver-
gleichsmietensystem wird die Bundesregierung im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten in geeigneter Form 
durch Informationen begleiten. 

Zu Frage 87: 

Eine flächendeckende Erstellung von Mietspiegeln 
in den neuen Ländern hält die Bundesregierung 
nicht für erforderlich, da die ortsübliche Vergleichs-
miete auch durch das Gutachten eines öffentlich be-
stellten oder vereidigten Sachverständigen sowie 
den Hinweis auf entsprechende Entgelte für minde-
stens drei vergleichbare Wohnungen nachgewiesen 
werden kann. Auch nach geltendem Recht können - 
wie in den alten Ländern - Mietspiegel aufgestellt 
werden, ohne daß es dazu eines Mietspiegelgesetzes 
bedarf. Zur Erleichterung der erstmaligen Aufstel-
lung von Mietspiegeln in den neuen Ländern beab-
sichtigt die Bundesregierung, den Kommunen und 
Verbänden der Mieter und Vermieter in Kürze Hin-
weise zur Aufstellung von Mietspiegeln zur Verfü-
gung zu stellen. Die Entscheidung über die Aufstel-
lung eines Mietspiegels obliegt jedoch ausschließlich 
den Gemeinden bzw. Interessenverbänden der Mie- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 147. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Dezember 1996 	13325*  

ter und Vermieter. Die Bundesregierung beabsichtigt 
nicht, in diese Entscheidungsfreiheit einzugreifen. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
darüber vor, ob und welche Gemeinden zu den in der 
Frage genannten Terminen über Mietspiegel verfü-
gen werden. 

Anlage 42 
Antwort 

des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Otto Reschke (SPD) (Drucksache 
13/6446 Fragen 88 und 89): 

Wurden inzwischen vom Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, Dr. Klaus Töpfer, zur Erarbeitung ei-
ner Klageschrift ein Anwalt oder andere beauftragt und zur ge-
richtlichen Geltendmachung der Schadenersatzforderungen 
des Bundes in Höhe von 452 Millionen DM für die durch das 
Hochwasserereignis im Dezember 1993 entstandenen Schäden 
am „Schürmann-Bau" - wie von Bundesminister Dr. Klaus Töp-
fer am 26. September 1996 im Haushaltsausschuß angekündigt - 
bereits Klage gegen die als Schädiger angesehene holländische 
Baufirma mit welcher Schadenersatzforderung eingereicht? 

Wann ist mit der Vorlage einer abgeschlossenen Sanierungs- 
und Weiterbauplanung für den „Schürmann-Bau" zu rechnen, 
die jeweils in ihrem Leistungsumfang den vom Haushaltsaus-
schuß am 26. September 1996 beschlossenen Kostenobergren-
zen entsprechen, und müssen für die Weiterbauplanung neue 
Verträge mit Architekten und Ingenieuren abgeschlossen wer-
den? 

Zu Frage 88: 

Nein. Es liegt nahe, den bereits im selbständigen 
Beweisverfahren beauftragten Anwalt auch mit der 
Durchführung des Hauptverfahrens zu betrauen, da 
im Beweisverfahren anfallende Gebühren auf das 
Hauptsacheverfahren angerechnet werden können. 
Die Verhandlungen mit dem Anwalt sind jedoch 
noch nicht abgeschlossen, da über ein von diesem 
geltend gemachtes Honorar für seine bisherige au-
ßergerichtliche Tätigkeit bislang kein Einvernehmen 
erzielt wurde. 

Der Bund hat unabhängig von der Frage der an-
waltlichen Vertretung den für einen Schadensersatz-
prozeß maßgeblichen Sachverhalt aufbereitet und 
damit eine wesentliche Voraussetzung für den Klage-
antrag geschaffen. 

Zu Frage 89: 

Die Sanierungsplanung hat einen Stand erreicht, 
der es erlaubt, die im Anschluß an den Teilnahme-
wettbewerb ausgewählten Bieter Anfang Januar 
1997 zur Angebotsabgabe aufzufordern. 

Grundlage der Sanierungsplanung ist das bereits 
im November 1995 mit den niederländischen Roh-
bauunternehmen, dem Architekten und den Privat-
gutachtern des Bundes einvernehmlich abgestimmte 
Sanierungskonzept. Dieses Konzept ist in der Zwi-
schenzeit zur Planungsreife entwickelt worden. 

Die vom BMF genehmigte 1. Teil-Haushaltsunter-
lage-Bau für die Sanierung der Untergeschosse ent-
spricht dem vom Haushaltsausschuß festgesetzten 
Fertigstellungshöchstpreis für die Sanierung i. H. v. 
150 Millionen DM. 

Die Weiterbauplanung wird voraussichtlich Ende 
1997 soweit vorangeschritten sein, daß auf dieser 
Grundlage die Bauleistungen EU-weit ausgeschrie-
ben werden können. 

Im Rahmen der Weiterbauplanung wird die bisher 
vom Architekten gefertigte Planung auf die Einhal-
tung der Kostenobergrenze hin erneut überprüft, da 
der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
die im Rahmen der Vorplanung vom Architekten er-
arbeitete Kostenschätzung als Fertigstellungshöchst-
preis festgelegt hat. 

Das mit dem Architekten bestehende Vertragsver-
hältnis wird an die veränderten Umstände angepaßt. 
Die Fachplanerleistungen sollen insgesamt einem 
Generalfachplaner in Auftrag gegeben werden; 
diese Leistungen werden EU-weit ausgeschrieben. 

Anlage 43 
Antwort 

des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Rudolf Purps (SPD) (Drucksache 
13/6446 Fragen 90 und 91): 

Plant der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, Dr. Klaus Töpfer, die Aufträge für die Sanierungslei-
stungen am „Schürmann-Bau" an nur ein Unternehmen zu ver-
geben, und plant Bundesminister Dr. Klaus Töpfer, die Leistun-
gen für den Weiterbau an einen Generalunternehmer zu ver-
geben? 

Wann ist mit einer Entscheidung des Bundesgerichtshofs über 
die Zulässigkeit des vom Bund beantragten Revisionsverfahrens 
wegen gerichtlich geltend gemachter Schadenersatzansprüche 
eines Bonner Unternehmens an den Bund zu rechnen, und wel-
che weiteren Schadenersatzforderungen Dritter an den Bund 
bestehen in Sachen „Schürmann-Bau" noch? 

Zu Frage 90: 

Die Sanierungsleistungen für die Neubauten an 
der Kurt-Schumacher-Straße sind im Rahmen zweier 
nicht offener Verfahren (Wasserhaltung und Lagesi-
cherung, Instandsetzung der Untergeschosse) EU

-

weit bekanntgemacht worden. Welche bzw. welches 
Unternehmen den Auftrag erhält, hängt vom Ab-
schluß der Verfahren ab. 

Die Leistungen für den Weiterbau sollen in einem 
Paket an einen Generalunternehmer vergeben wer-
den. 

Zu Frage 91: 

Es ist nicht bekannt, wann der Bundesgerichtshof 
über die Annahme der Revisionen entscheiden wird. 

Darüber hinaus haben 18 Baufirmen bzw. Arbeits-
gemeinschaften und 6 Ingenieurbüros Forde rungen 
im Zusammenhang mit dem Hochwasserschaden an 
den Bund gerichtet. Die Forderungen sind dem 
Grunde und der Höhe nach streitig. Mit einer Viel-
zahl der Firmen führt der Bund Verhandlungen mit 
dem Ziel einer vergleichsweisen Einigung; dabei 
konnten die angemeldeten Forde rungen zum Teil 
deutlich reduziert werden. 
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Anlage 44 
Antwort 

des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Rolf Niese (SPD) (Drucksache 
13/6446 Fragen 92 und 93): 

Wann lief die Frist für die europaweite Ausschreibung der Sa-
nierung des „Schürmann-Baus" ab, von der der Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Dr. Klaus Töpfer, 
am 26. September 1996 im Haushaltsausschuß berichtete, sie 
laufe in 37 Tagen ab, und wann ist mit der Vergabe und dem Be-
ginn der Sanierungsarbeiten zu rechnen? 

Hat sich an der europaweiten Ausschreibung der Sanierung 
für den „Schürmann-Bau" auch die als Schädiger angesehene 
holländische Baufirma beteiligt, und wenn ja, wie bewe rtet Bun-
desminister Dr. Klaus Töpfer dieses Angebot vor dem Hinter-
grund der Entscheidung der Bundesregierung, gegen diese 
Baufirma die gesamten Sanierungskosten zusammen mit den 
weiteren Schadenersatzansprüchen einzuklagen? 

Zu Frage 92: 

Die Bekanntmachung der Bauleistungen für den 
Bereich „Wasserhaltung und Lagesicherung" ist am 
18. September 1996 an das Amt für amtliche Veröf-
fentlichungen der Europäischen Gemeinschaften 
versandt worden. Der Tag nach Absendung der Be-
kanntmachung ist für den Beginn der bemessenen 
Teilnahmefrist (mindestens 37 Kalendertage) maß-
geblich. Die Teilnahmefrist ist am 31. Oktober 1996 
abgelaufen. 

Die Bekanntmachung der Bauleistungen für den 
Bereich „Instandsetzung der Untergeschosse" ist am 
14. Oktober 1996 abgesandt worden. Die Teilnahme-
frist endete hier am 29. November 1996. 

Auf die Bekanntmachungen hin sind für das erste 
Paket 22 bzw. für das zweite Paket 34 Bewerbungen 
eingegangen. Die Eignung der Bewerber wird der-
zeit überprüft. Nach Abschluß dieses Verfahrens-
schritts werden geeignete Bewerber am 3. Januar 
1997 zur Angebotsabgabe aufgefordert. Die Möglich-
keit einer einheitlichen Vergabe der Sanierungslei-
stungen hängt vom Abschluß der beiden Vergabe-
verfahren ab. 

Mit der Vergabe der Bauleistungen für die Sanie-
rung ist in der zweiten Hälfte März 1997 zu rechnen. 

Zu Frage 93: 

Die Frage kann nicht beantwortet werden, da die 
Namen der Bewerber gem. § 17 Nr. 6 der Verdin-
gungsordnung für Bauleistungen - Teil A - geheim-
zuhalten sind. 

Anlage 45 
Antwort 

des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) (Drucksache 
13/6446 Fragen 94 und 95): 

Welche geschätzten Mehrkosten pro Sitzungswoche sind 
nach Einschätzung der Bundesregierung für den Bundeshaus-
halt (u. a. für die Sicherstellung der Präsenz der Bundesregie-
rung in Berlin) mit der Umsetzung des Beschlusses des Altesten-
rates vom 28. November 1996 zu erwarten, wonach der Deut-
sche Bundestag seine Plenartätigkeit in Berlin im Frühjahr 1999 
auch dann aufnehmen soll, wenn die für die Arbeitsfähigkeit des 
Deutschen Bundestages erforderlichen Bauten im Spreebogen 
noch nicht fertiggestellt sind und daher die vorhandenen Räum-
lichkeiten in Bonn genutzt werden? 

Welche Kosten entstehen nach Einschätzung der Bundesre-
gierung für den Fa ll , daß in Berlin bis zur Herstellung der vollen 
Arbeitsfähigkeit des Deutschen Bundestages provisorische 
Übergangsquartiere bezogen werden sollten, und zu welchem 
Zeitpunkt ist nach jetzigem Kenntnisstand mit der Bezugsfertig-
keit von Alsen-, Dorotheen- und Luisenblock zu rechnen? 

Zu Frage 94: 

Die Frage behandelt vorrangig Belange des Deut-
schen Bundestages, zu denen die Bundesregierung 
nicht Stellung nehmen kann. 

Zu Frage 95: 

Eine derartige Einschätzung ist der Bundesregie-
rung nicht möglich, da hier vorrangige Belange des 
Deutschen Bundestages berührt sind. 
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